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nach Präliminare. Eine ganz erkleckliche Summe. 
Die Finanzierung erfolgt so — und das ist ja schon 
gesagt, worden— aus ERP-Mitteln werden 10 Mil­
lionen Schilling aufgebracht, Subvention aus der 
Bergbauförderung weitere 10 Millionen, Ländes­
kredit 13 Millionen, und der Rest ist Eigenfinanzie­
rung der Graz—Köflacher-Bähn. Über die Beschaf-
tigtenzahl ist hier bereits gesprochen und gestritten 
worden, ich will also nicht noch mit einer dritten 
Ziffer — ich habe nämlich wieder eine andere 
hier — aufwarten, ich erspare mir das. Ich möchte 
nur noch zur Rentabilität des ganzen Unterneh­
mens etwas sägen. 

Nach der Erfblgsrechnuhg, die man aufgestellt 
hat für die ganze Angelegenheit sind die Summen 

van Aufwendungen fast 600 Millionen Schilling. Dem 
gegenüber steht ein Netto-Erlös, der zu erwarten 
ist, von 900 Millionen Schilling. Man rechnet also 
in den Jahren 1971 bis 1978 mit einem Erfolg von 
300 Millionen Schilling. Dies zusammen mit der 
Tatsache, daß also Bergarbeiter einer nicht genann­
ten Ziffer beschäftigt werden, rechtfertigt es, glau­
be ich, daß man darüber spricht und daß man vor 
allem das Geld für die Verlegung des Gradenba­
ches aufwendet. (Beifall.) 

Präsident: Der Abg. Bürger hat sich nochmals 
zu Wort gemeldet. 

Abg. Burger: Hoher Landtag! Ich wollte mit 
meiner neuerlichen Wortmeldung durchaus nicht 
eine Rechtfertigung des von mir Gesagten herbei­
führen. Ich bin jedoch gezwungen, mich noch ein­
mal kurz zu Wort zu melden. Wenn die Zahlen 
öder das Ziffernmaterial der Generaldirektion, de­
ren SPÖ-Ressort ja der Bergbau ist, nicht stimmen, 
von wo soll man dann überhaupt Zahlenmaterial 
hernehmen? (Zwischenruf: „Vom Betriebsrat!") Im 
übrigen habe ich zur Untermauerung und zur Über­
prüfung dieses Zahlenmaterials..— weil es ja nicht 
so einfach ist mit, Zahlen zu jonglieren — dieses 
gestern nachmittag hoch einmal in der technischen 
Direktion in Leoben überprüft. Und ich mußte fest­
stellen, daß die Angaben genau die gleichen sind 
wie die Zahlen aus Wien. Ich darf daher Dich, 
Kollege Zagler, bitten, daß Du Deine Zahlen neuer­
lich überprüfst. (Beifall.) 

Präsident: Eine weitere Wörtmeldung liegt nicht 
vor. Sie haben den Antrag gehört. Ich bitte um ein 
Händezeichen, falls Sie zustimmen. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

23. Bericht des Verkehrs- und volkswirtschaft­
lichen Ausschusses über die Regierungsvorlage, zu 
Einl.-Zahl 493, zum Antrag der Abgeordneten 
Jamnegg, Nigl, Dipl.-Ing. Schaller, Egger und Prof. 
Dr. Eichtinger, betreffend die Einhaltung der ö -
Normen bei der Vergabe öffentlicher Wohnbauför-
derungsmittel. 

Berichterstatter ist Abg. Prof. Dr. Eichtinger. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Prof. Dr. Eichtinger: Hohes Haus! Die Vor­
lage behandelt den Antrag der Abgeordneten Jam­
negg, Nigl, Dipl.-Ing. Schaller und Eichtinger, be­
treffend die Einhaltung der Ö-Normen bei der Ver­
gabe Öffentlicher Wöhhhauförderungsmittel. 

Die Steiermärkische Ländesregierung hat in der 
Sitzung vom 28. Oktober 1968. Richtlinien zur 
Durchführung nach dem Wohnbaüförderüngsgesetz 
1968 beschlossen, wonach für die Bau- und. Werk­
stoffe die einschlägigen Bestimmungen der Ö-Nor­
men maßgebend sind, besonders beim Wärme- und 
Schallschutz; Mindestwerte sind bei Außenmauern, 
Wöhnungs-Trennwänden, Zimmer-Trennwänden, 
Schallschutz der Decken und Fußböden, Rohrlei­
tungen, Aufzugs- und Müllabwurfschachten, Türen 
und Fenster vorgeschrieben. Öffentliche und pri­
vate Bauherren und die Gemeinnützigen Wohn-
bäuvereinigungen kennen den Wert der Ö-Nor-

~men. . 
Die Einhaltung der Richtlinien wird in die Be­

dingungen der Förderungszusicherungen aufgenom­
men weiden und ist damit die Möglichkeit einer 
Kündigung der Förderung gegeben. Auch wird die 
Einhaltung stichprobenweise überprüft werden. 

Namens des Ausschusses bitte ich um die An­
nahme der Vorlage. 

Präsident: Frau Abg. Jamnegg hat sich zu Wort 
gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg. Jamnegg: Hoher Landtag! Sehr geehrte Dia-
men und Herren! Wenn ich mich zu dieser Vor­
lage zu Wort gemeldet habe, so deshalb, weil ich 
der Hohen Landesregierung — und auch das soll 
man einmal tun — dafür danken möchte, daß sie 
unserem Antrag entsprochen hat und in die Richt­
linien zur Durchführung der Förderung nach dem 
Wohnbaüförderüngsgesetz : 1968 ausführliche Be­
stimmungen für einen entsprechenden Schall- und 
Wärmeschutz aufgenommen hat. 

Daß die Vorschreibung für den Schallschutz der 
Decken- und Fußbodenkonstruktion über die Min­
destwerte der Ö-Normen hinausgeht, kann zwei­
fellos als eine weitere Verbesserung angesehen 
werden. Für wesentlich halte ich auch — der Herr 
Berichterstatter hat darauf hingewiesen — daß die 
Einhaltung dieser Richtlinien nun mittlerweile auch 
in die Bedingungen der Förderungszusicherungen 
aufgenommen worden ist und daß hier auch die 
Möglichkeit der Überprüfung vorgesehen ist. Bei 
Nichteinhaltung gibt es nunmehr immerhin die 
Möglichkeit; die Förderung zu kündigen. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, daß diese 
Richtlinien eine wichtige Ergänzung zu den Be­
stimmungen der Bauordnung darstellen und daß 
damit auch den Wünschen — und darauf kommt 
es schließlich an — der Wohnungswerber entspro­
chen wird, denn der Schallschutz, Hoher Landtag, 
ist — wer wüßte das nicht — ein echtes Anliegen 
weitester Kreise der Bevölkerung. Ich danke daher 
nochmals der Landesregierung, daß entsprechend 
vorgesorgt wird, um die Dinge weiter zu verbes­
sern. (Beifall.) 

Präsident: Mangels einer weiteren Wortmeldung 
schreite ich zur Abstimmung. Wer für den Antrag 
ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. (Ge­
schieht.) 

Der Antrag ist angenommen. < 

24. Bericht des Verkehrs- und volkswirtschaft­
lichen Ausschusses über die Regierungsvorlage, zu 
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Einl.-Zahl 538, zum Antrag der Abgeordneten Bur­
ger, Kitzinger, Maunz und Prof. Dr. Eichtinger 
über die jährliche Erneuerung der Straßenmarkie­
rungen. 

Berichterstatter ist Abg. Hermann Kitzinger. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abg. Kitzinger: Hohes Haus! Die Abgeordneten 
Burger, Maunz und Prof. Eichtingex haben in der 
Landtagssitzung am 21. Mai 1968 einen Antrag 
eingebracht, daß bei neuralgischen Punkten auf 
unseren Bundesstraßen die Markierung sofort 
nach der Schneeschmelze erfolgen soll. 

Auf diesen Antrag antwortete die Landesregie­
rung bzw. die Landesbaudirektion: Die Landes­
baudirektion teilt mit, daß die. Bodenmarkierungs­
arbeiten bereits im Februar jeden Jahres ausge­
schrieben werden. Außerdem teilt die Landesbau­
direktion mit, daß die Außenstellen angewiesen 
worden sind, bei wichtigen Kreuzungen die Bo-
denmarkierungsarbeiten vorweg auszuführen und 
diese bereits vor Beginn der anderen Markierungs­
arbeiten durchzuführen. 

In diesem Bericht der Landesbaudirektion ist 
auch die Frage geprüft, ob es sinnvoll ist, sozu­
sagen Farbmarkierungssteine fest in die Straße 
einzubauen. Das wird in diesem Bericht negiert, 
weil dies vor allem bei den Straßen die Frostauf­
brüche an so neuralgischen Punkten fördern wür­
de. Außerdem sagt dieser Bericht noch aus, daß 
die Unterbehörden angewiesen wurden, der Er­
neuerung der Bodenmarkierungen besonderes Au­
genmerk zuzuwenden. * 

Hohes Haus! Der Verkehrs- und volkswirtschaft­
liche Ausschuß hat sich eingehend mit dieser Vor­
lage beschäftigt und namens dieses Ausschusses 
stelle ich den Antrag, den Bericht der Steiermär-
kischen Landesregierung zum Antrag der Abge­
ordneten Burger, Kitzinger, Maunz und Prof. Dr. 
Eichtinger über die jährliche Erneuerung der Stra­
ßenmarkierungen zur Kenntnis zu nehmen. 

Präsident: Keine Wortmeldung. Wer mit dem 
Antrag des Herrn Berichterstatters einverstanden 
ist, möge eine Hand erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

25. Bericht des Verkehrs- und volkswirtschaft­
lichen Ausschusses über die Regierungsvorlage, zu 
Einl.-Zahl 582, zum Antrag der Abgeordneten 
Vinzenz Lackner, Zagler, Ileschitz, Schön und Ge­
nössen, betreffend die Aussendung des Fernsehens 
wegen der Kohlenfragen. 

Berichterstatter ist Abg. Willibald Schön. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Abg. Schön: Hohes Haus! Die Vorlage befaßt sich 
mit einer. Aussendung des Fernsehens wegen der 
Kohlenfrage. 

Der vorangegangene Antrag wurde der Landes­
regierung zugewiesen. Die Landesregierung erstat­
tet dazu folgenden Bericht: 

Der Österreichische Rundfunk—Fernsehen hat 
über Ersuchen das gegenständliche Manuskript des 
am 18. Juni 1968 ausgestrahlten Horizonte-Beitra­
ges „Kohlensubventionen" übermittelt. In diesem 
haben das Bundesministerium für Handel, Gewerbe 

und Industrie, die oberste Bergbehörde und die 
Österreichische Alpine-Montan-Gesellschaft Stel­
lungnahmen abgegeben. Diese wurden am 22. Ok­
tober 1968 dem Österreichischen Rundfunk mit der 
Einladung mitgeteilt, dazu eine Äußerung abgeben 
zu wollen. Am 16. Dezember 1968 wurde dieses 
Anbringen erneuert. Eine Äußerung des Österrei­
chischen Rundfunks—Fernsehen liegt bis heute 
nicht vor. Es kann daher angenommen werden, daß 
dieser die im Schreiben vom 22. Oktober 1968 an­
geführten Bemerkungen zustimmend zur Kenntnis 
genommen hat. 

Die Vorlage führt nun fünf Punkte an: 
1. Die Behauptung, daß mit jeder Förder-Tonne 

der LAKOG ein Schaden von 155.74 Schilling ent­
standen ist, kann nicht stimmen. Vielmehr entfällt 
auf eine Tonne Kohle ein Betrag von rund 47.50 
Schilling. Der Verlust pro Tonne Förderkohle im 
Jahre 1967 betrug 120 Schilling. 

2. Die Braunkohlenförderung Österreichs betrug 
im Jahre 1967 4,6 Millionen Tonnen und nicht 
4 Millionen Tonnen. 

3. Aus den Mitteln der Bergbauförderung sind 
seit Inkrafttreten des Bergbauförderungsgesetzes 
bis Ende 1967 an den Kohlenbergbau Beihilfen von 
zusammen 297.8 Millionen Schilling gewährt wor­
den. Wie der Verfasser der Horizonte-Sendung zu 
dem Ergebnis kam, daß öffentliche Mittel in der 

•Höhe von 1 Milliarde Schilling für den Kohlen­
bergbau aufgewendet worden sind, konnte nicht 
in Erfahrung gebracht werden. 

4. Aus den durch den Bundesminister für Ver­
kehr und verstaatlichte Unternehmen gem. § 2 
Abs. 2 des ÖIG-Gesetzes dem Nationalrat vorge­
legten Bericht geht hervor, daß der Bund für die 
LAKOG bis Ende 1967 folgende Leistungen er­
bracht hat: 

a) Zuführung von Stammkapital nach der Ver­
staatlichung 73,1 Millionen Schilling; 

b) Streichung der Bundesdarlehen im Jahre 1960: 
113,9 Millionen Schilling; 

c) Streichung von ERP-Darlehen im Jahre 1962: 
239,6 Millionen Schilling. Bergbauhilfen bis Ende 
1967: 53,4 Millionen Schilling, das ist zusammen 
480 Millionen Schilling. 

5. Die Gesamtversorgung Österreichs mit inlän­
discher Braunkohle im Jahre 1967 betrug 4,3 Mil­
lionen Tonnen. Die im Manuskript aufscheinende 
Menge von 2 Millionen Tonnen beinhaltet nur die 
Hauptverbrauchergruppen Industrie und Haus­
brand, nicht aber Verkehr mit 155.000 Tonnen, 
E-Werke mit 1,846.000 Tonnen und Fernheizkraft­
werke mit 288,000 Tonnen. Diese drei letzten Po­
sitionen wurden völlig ignoriert, obwohl die Koh-
lenbergbaue durch Verträge zur Lieferung ver­
pflichtet sind. 

Trotz zweimaligen Ersuchens hat der Österrei­
chische Rundfunk bisher keine Stellungnahme ab­
gegeben. Für die Steiermärkische Landesregierung 
besteht keine Möglichkeit, auf den Österreichischen 
Rundfunk dahingehend einen Einfluß auszuüben, 
daß er eine Äußerung abgibt. Die Steiermärkische 
Landesregierung bringt bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit ihre in wiederholten Erklärungen fest­
gelegte Haltung in der Kohlenfrage zum Ausdruck. 

Die Steiermärkische Landesregierung stellt zu­
folge ihres Beschlusses vom 27. Jänner 1969 den 
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Antrag: „Der Hohe Landtag wolle beschließen: Der 
Bericht der Steiermärkischen Landesregierung zum 
Antrag der Abgeordneten Vinzenz Lackher, Zagler, 
Ileschitz, Schön und Genossen, betreffend die Aus­
sehdung des Fernsehens wegen der Kohlenfrage, 
wird zur Kenntnis genommen." 

Der Verkehrs- und volkswirtschaftliche Ausschuß 
hat sich in seiner letzten Sitzung mit dieser Vor­
lage eingehend befaßt und stellt dazu folgenden 
Zusatzantrag: „Der Hohe,Landtag wolle den in 
der Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 582, enthaltenen 
Antrag mit folgender Ergänzung beschließen: Es 
wird jedoch mit Befremden festgestellt, daß die 
Steiermärkische Ländesregierung trotz zweimali­
gen Ersuchens vom Österreichischen Rundfunk— 
Fernsehen bisher keine Antwort erhalten hat. Die 
Steiermärkische Landesregierung wird daher auf­
gefordert, die von ihr entsandten- Mitglieder des 
Aufsichtrates anzuweisen, anläßlich der nächsten 
Aufsichtsratssitzung die Angelegenheit zur Sprache 
zu bringen und zu verlangen, daß der Österrei­
chische Rundfunk—Fernsehen der Steiermärkischen 
Landesregierung in dieser Sache eine Antwort zu­
kommen läßt. 

Ich bitte das Hohe Haus, der Vorlage sowie dem 
Zusatzantrag seine Zustimmung zu geben. 

Präsident: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat 
sich der Herr Abgeordnete Zagler zu Wort gemel­
det. Ich erteile es ihm. 

Abg. Zagler: Herr Präsident, Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! Wenn ich zu dieser Vorlage 
Stellung nehme, dann aus folgenden Gründen: Es 
ist für den Österreichischen Rundfunk und das 
Fernsehen bezeichnend, daß trotz mehrmaliger 
Urgenzen der Landesregierung wegen der Hori­
zonte-Sendung keine Antwort erfolgte. Diese Sen­
dung hinterließ auf Grund unrichtiger Darstellun­
gen den Eindruck, das Betreiben eines Kohlen­
bergbaues in Österreich sei der größte Unsinn aller 
Zeiten, es würden dabei nur Steuergelder vergeu­
det. Vom Zentralbetriebsrat der GKB wurde mit 
Schreiben vom 28. Juni 1968 das Fernsehen um 
Berichtigung dieser Sendung ersucht. Die Antwort 
waren einige Zahlen; von einer Berichtigung na­
türlich keine Rede; Die Annahme, das Österrei­
chische Fernsehen hätte die Berichtigung der Lan­
desregierung zur Kenntnis genommen und deshalb 
keine Stellungnahme abgegeben, ist wohl sehr 
schwach und könnte möglicherweise nicht nur al­
lein der Grund gewesen sein. Über das Problem 
Kohle wurde in Österreich schon sehr viel geschrie­
ben und geredet. Der Steiermärkische Landtag und 
die Landesregierung haben ihre Meinungsäußerung 
zu dieser Frage abgegeben. 

Ich darf einige Fakten aufzeigen, welche bei der 
Horizonte-Sendung bewußt oder unbewußt außer 
acht gelassen wurden. Hätte, man bei dieser Sen­
dung die Frage der gesamten Energiewirtschaft im 
Auge gehabt, wäre das Bild ein anderes gewesen. 
Es mag natürlich sehr aktuell erscheinen, wenn von 
Steuermillionen die Rede ist, zu verschweigen, 
welche Subventionen der Wirtschaft indirekt zum 
Zeitpunkt des Aufbaues durch die günstige inlän­
dische Kohle gewährt wurden. Es dürften sicher­
lich Milliarden gewesen sein. Ein einziger Ver­

gleich rechtfertigt die Annahme einer direkten 
Subvention, Die Grubenverkaufspreise bzw, Ein­
fuhrwerte an der Grenze, die Preisvergleiche 1937 
und 1957; die Preise stiegen bei der ausländischen 
Steinkohle um das 21faehe, bei der ausländischen 
Braunkohle um das 14fache und bei der inländi­
schen Braunkohle im selben Zeitraum um das 
8 l/2fache. Der durchschnittliche Verbrauch pro 
Jahr betrug also im Vergleichszeitraum 15 bis- 16 
Millionen Tonnen auf Braunkohlehbasis. Die In-r 
landsförderung wurde bis auf 7 Millionen Tonnen 
angehoben. Wenn man die Preisdifferenz errech­
net, kann wohl mit ruhigem Gewissen von einer 
Subventionierung der Wirtschaft durch den Berg­
bau gesprochen werden. Die laut Bundesgesetz 
eingeführte Bergbauförderung, welche zum größ­
ten Teil für Betriebsstillegungen und nicht, wie im 
Gesetz vorgesehen, als Förderungsmittel ausgege­
ben wurde, kann nur als kleiner Rückerstattungs­
beitrag angesehen werden. 

Ich darf noch anführen: Die GKB hat bis zur 
Eingliederung Fohnsdorf aus diesem Titel keinen 
Groschen erhalten, sondern im Gegenteil noch Geld 
abgeführt. Außer acht gelassen wurde von den 
Sprechern der Horizonte-Sendung beim Vergleich 
mit anderen europäischen Ländern folgendes: Es 
werden, in den Ländern der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft 41 Milliarden Schilling für sol­
che Zwecke aufgewendet; Dies sicherlich nicht nur 
aus Liebe zum Bergbau, sondern als Versicherungs­
preisprämie für die Zukunft. Das gleiche wäre für 
Österreich gutzuheißen, wenn man die Frage Ener­
giewirtschaft als Ganzes betrachten würde. Selbst 
für Österreich ist die Kohle noch nicht uninteres­
sant, denn sie dient noch immer-als Preisregula­
tor und durch den, Auf Schluß des Tagbaues 2 in 
Köflach wird dies noch länger der Fall sein. 
Wenn auch die heimische Kohle zurückgegangen 
ist, so kann dieser Prozentsatz einmal entscheidend 
sein. Natürlich muß auch der gute Wille für eine 
entsprechende Verwendung vorhanden sein. Nicht 
die Feststellung von Tatsachen oder das Hochspie­
len von Bergbaufragen löst dieses Problem, son-' 
dern nur der Energieplan, in dem der Kohle der 
ihr zustehende Platz eingeräumt wird. Eine solche 
Darstellung wäre- auch für den normalen Staats­
bürger verständlich und würde dem Staate mehr 
dienen als eine solche Reportage, wie sie in der 
Horizonte-Sendung gebracht wurde. Dies wollte ich 
im Hohen Hause sagen. 

Ich wünsche nur, daß der Steiermärkische Land­
tag ebenfalls mit der Vorlage noch einmal an den 
Österreichischen Rundfunk und das Fernsehen her­
antritt, um eine gerechte Informierung der öster­
reichischen Bevölkerung durchzuführen. (Allgemei­
ner Beifall.) 

Präsident: Eine weitere Wortmeldung liegt nicht 
vor. Sie haben den Antrag des Herrn Berichterstat­
ters gehört. Ich komme nun zur Abstimmung und 
bitte um ein Händezeichen, wenn Sie zustimmen. 
(Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

26. Bericht des Verkehrs- und volkswirtschaft­
lichen Ausschusses über die Begierungsvorlage, zu 
Einl.-Zahl 645, zum Antrag der Abgeordneten Bur-

fei#i^il4%^^^ 



44. Sitzung des Steierm. Landtages, VI. Periode — 26. Februar 1969 1935 

ger, Prof. Dr. Eichtinger, Kitzinger und Jamnegg, 
betreffend die Sicherstellung des Erzabbaues am 
Erzberg. 

Berichterstat ter ist Herr Abgeordneter Hermann 
Ritzinger. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Kitzinger: Hohes Haus! Die Abgeordneten 
Burger , Prof. Dr. Eichtinger, Ritzinger und J am­
negg haben einen Ant rag eingebracht auf Sicher­
stel lung des Erzabbaues am Erzberg. Die Steier-
märkkchen Landesregierung ha t die ÖIG aufgefor­
dert , h ierzu eine S te l lungnahme abzugeben. Der 
ÖIG-Bericht besagt, daß, wie bekannt, zwei Gut­
achten vorhanden sind, wovon das eine Gutachten 
von der Tatsache ausgeht, daß es zweckmäßig wä­
re, eisenhaltigeres Erz für die Eisenverarbeitung 
zu verwenden. Das zweite Gutachten sieht vor, daß 
eine Steigerung des Erzabbaues am Erzberg erfol­
gen soll, um dadurch bei Abnahme größerer Men­
gen eine Verbilligung zu erzielen. Sehr interessant 
für uns ist auch die Tatsache, daß die S teiermär-
kische Landesregierung ausdrücklich betont, daß sie 
bei den Entscheidungen über die künftige Organi­
sation der verstaatlichten Unternehmungen des 
Eisen- und Stahlsektors dafür e intreten wird, daß 
der Erzabbau am steirischen Erzberg sichergestellt 
wird. 

Der Verkehrs- und volkswirtschaftliche Ausschuß 
ha t sich sehr eingehend mi t dieser Vorlage befaßt, 
und ich stelle namens dieses Ausschusses den An­
trag, der Hohe Landtag wolle beschließen: Der Be­
richt der Steiermärkischen Landesregierung zum 
An t rag der Abgeordneten Burger, Prof. Dr. Eich­
tinger, Ritzinger und Jamnegg, betreffend die Si­
cherstellung des Erzabbaues am Erzberg wird zur 
Kenntnis genommen. 

Präsident: Der Herr Abgeordnete Burger hat sich 
zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg. Burger: He r r Präsident, Hohes Haus! In der 
Sorge um den Absatz des steirischen Erzes an die 
bisherigen Abnehmer VÖEST Linz und Alpine 
Donawitz haben die unterfer t igten Abgeordneten 
dieser Vorlage den An t rag eingebracht mit der 
Zielsetzung, daß der Erzabbau am steirischen Erz­
berg gesichert werden möge. Die Regierungsvor­
lage gibt Auskunft, daß die ÖIG der künftigen 
Organisation der verstaatl ichten Unternehmungen 
nicht vorgreifen will. Die Landesregierung selbst 
stellt erfreulicherweise fest, daß sie dafür e intre­
ten wird, daß auch in der künftigen Organisation 
der verstaatlichten Unternehmen im Bereiche der 
S tahl- und Eisenindustrie der Erzabbau am Erzberg 
gesichert wird. 

Inzwischen aber mußten die Erzabnahmever­
handlungen zwischen der Alpine und der VÖEST 
geführt werden, Verhandlungen, wie sie alle J ah re 
stattfinden. Das Ergebnis dieser Verhandlungen, 
Hohes Haus, ist für die Alpine und somit für die 
gesamte S te iermark erschütternd. In den letzten 
zehn J a h r en ha t die VÖEST in Linz im Durch­
schnitt jährlich 1,610.000 Tonnen vom steirischen 
Erzberg und von Radmer abgenommen. Nunmehr, 
so teilte der Herr Generaldirektor Dr. Pitzinger 
mit, beabsichtigt die VÖEST erstmalig seit zehn 
Jahren , die Abnahme von 1.5 Millionen Jahres ton­

nen des Vorjahres auf 1.3 Millionen Tonnen zu sen­
ken. Das sind e twa 200.000 Tonnen, jene Menge, 
die in Radmar jährlich gefördert wird. Es s t immt 
diese Zahl 200.000 Tonnen nicht ganz genau, das 
ist jährlich verschieden, aber ich sage e twa diese 
Zahl. ~ 

Auf Grund dieser Tatsache ha t der Alpine-Vor­
stand der ÖIG die Bit te unterbrei tet , die Verhand­
lungen neuerlich aufzunehmen. Ich darf also sagen, 
daß morgen schon in der ÖIG die Besprechungen 
über die Erzabnahme neuerlich stattfinden werden. 
Die VÖEST erklär te sich merkwürdigerweise be ­
reit — ich kann dieses Verhal ten nicht verstehen —, 
eine Mindestmenge von 1,500.000 Tonnen abzuneh­
men, aber nu r un ter der Voraussetzung, daß die 
Alpine pro Tonne einen Preisnachlaß von 23 Schil­
l ing gewährt . Das ist in der Gesamtsumme ein 
Betrag von 34.5 Millionen Schilling. Was diese Be­
lastung neuerdings für die Alpine bedeutet, b rau­
che ich hier, meine Damen und Herren, nicht er­
wähnen. Ich möchte nur hinzufügen, daß zu diesem 
Betrag letzten Endes auch noch eine Umsatzsteuer 
von e twa 10 Millionen Schilling zu zahlen ist. Die 
Erzfachleute haben schon längst nachgewiesen, daß 
das Erz vom Erzberg in der Endbilanz nicht t eu­
rer, sondern vielleicht sogar billiger ist. Die Quant i ­
tä t des Eisenerzer Erzes ist natürl ich mi t 32.18 
Prozent Fe-Gehalt geringer als beim ausländischen 
Erz. Die Quali tät jedoch hält jedem Vergleich stand. 
Unser Erz hat in seiner Analyse nu r 0.03 Prozent 
Phosphor und ebenfalls nu r 0.03 Prozent Schwe­
fel. 

Dies ist n irgends bei anderen Erzen der Fall, auf 
jeden Fall nicht bei jenen Erzen, die die VOEST 
vom Ausland einführt. Für die Verhüt tung ist diese 
Analyse aber von al lergrößter Bedeutung. Unser 
Erz liefert für die Vermöllerung 4.50 Prozent Man­
gan, ein Bestandteil, welcher sonst teuer gekauft 
und eingeführt werden muß. Kalk und Quarz sind 
die übrigen Bestandteile unseres Erzes, welche für 
die Verwer tung ebenfalls als 02-Lieferanten da 
sein müssen. Bei Erzen, wo diese Analyse nicht so 
gut ist, müssen extra Kalk- und Quarzbergbaue 
unterhal ten werden, was bei der VÖEST letzten 
Endes der Fall ist. So ist in der Endkonsequenz 
das ausländische Erz nicht billiger, sondern viel­
leicht noch teurer. 

Vielleicht mag es, Hohes Haus, auch- interessant 
sein, die Feststellung zu treffen, .daß w i r für un ­
seren Hochofenbetrieb ja auch den Koks von der 
VOEST nehmen und man könnte sehr wohl sagen, 
daß auch für die Hüt te Donawitz der Koks von der 
CSSR billiger wäre als der Koks von der VOEST 
selbst. 

So ha t die Alpine von der VOEST in den J ah ­
ren 1963 bis 1968, also fünf J ah re insgesamt je 
472.000 Jahres tonnen Koks abgenommen um einen 
Preis von 161 Millionen Schilling. Mit den gegen­
seitigen Drohungen „nimmst du nicht mein Erz, 
werde ich von dir den Koks nicht nehmen" ist 
unseren Arbeitern und Angestell ten in unserer 
obersteirischen Wirtschaft nicht gedient. 

Wir, die Abgeordneten der Volkspartei, haben da­
her einen neuerlichen Ant rag eingebracht mit dem 
Inhalt , daß doch endlich ein langfristiger Erzliefer­
ver t rag mi t der Alpine zustandekommt, m i t einer 
Mindestmenge von 1.5 Millionen Tonnen. Nur diese-
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Menge kann uns die Arbeitsplätze am Erzberg und 
im Erzbergbau Radmer -sichern. 

Ich fordere die Landesregierung hier auf, daß sie 
energische und sofortige Schritte unternimmt, da­
mit die Arbeitsplätze am Erzberg durch das an­
dauernde eigenartige Verhalten der VOEST nicht 
weiterhin gefährdet werden. (Beifall.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Abg. 
Schön. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Schönr: Hohes Haus! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Als der 2. Weltkrieg zu Ende 
war, blieb in der gesamten österreichischen und vor 
allem in der steirischen Stahl- und Erzbergbauindu­
strie etwas zurück, was nicht so leicht mehr gut­
zumachen war. Es war dies in erster Linie die Tat­
sache, daß sämtliche Geräte durch eine Überproduk­
tion so in Mitleidenschaft gezogen worden waren, 
daß man momentan kaum imstande war, weiter zu 
produzieren. Dazu kam noch, daß eine Besetzung 
der UdSSR in unserem Land alle noch verfügbaren 
Maschinen und Geräte abmontierte und sie nach 
Osten abtransportierte. Im Erzbergbau blieb ein 
ähnliches Ghaos zurück und vielleicht noch ein 
größeres. Denn wie zu allen Kriegszeiten wurden 
diese Bergbaue ausgepowert — man nennt dies 
Raubbau — um eben den Gegebenheiten der 
Kriegsfuhrung Rechnung zu tragen. Das wurde 
nach Kriegsende im Jahr 1945 vorgefunden und die 
österreichische Arbeiterschaft ging mutig daran, 
diese Industrie und diese Erzbergbaue wieder auf­
zubauen. Und ich muß hier vermerken, es gehörte 
viel Mut dazu, dies wieder ins Lot zu bringen, um 
eine normale Produktion zu ermöglichen. 

Ich will'nicht eingehen auf einzelne Phasen, wie 
eine Tonnage erhauen wird. Es war in den ersten 
Nachkriegsjahren ziemlich egal, wie hoch momen­
tan der Kostensatz war, es war vielmehr die Quan­
tität dieses erhauenen Erzes maßgebend. ~ 

Naturgemäß war der Mangel an Eisenerzen nicht 
nur in Österreich gegeben, sondern er war damals 
auch nodr in anderen Ländern, in Nachbarländern _ 
spürbar. Es wurden diese Länder, die schon vor 
dem Krieg Abnehmer des steirischen Erzes waren, 
auch nach dem Krieg gezwungenermaßen wieder 
damit beliefert. Es war der Prozentsatz nicht allzu 
hoch. Ich möchte hier nur anführen, um die Le­
benslage in der Steiermark etwas zu bessern, lie­
ferte damals die Alpine Montangesellschaft auch 
Eisenerze nach Ungarn. Und zwar um einiges an­
dere zu bekommen, was die Industrie notwendig 
brauchte, vor allem Ersatzteile für Hochofeneinrich-
tuhgen, lieferte damals die' Alpine Eisenerze auch 
in die Tschechoslowakei. Natürlich war das Drän­
geh, der österreichischen Industrie sehr groß, auch 
Erze in; genügender Menge zu bekommen, sobald 
die Hochöfen wieder in Gang waren. 

Eine sehr mutige und leistungsfähige Arbeiter­
schaft hat es zuwege gebracht, die Einrichtungen 
auf .schnellstem Weg wieder in Gang, zu bringen. 
Und nun war es an der Zeit, bei den Erzbergbaüen 
alles daranzusetzen, um die Tonnägeleistungen 
hinaufzutreiben, um mehr Eisenerz liefern zu kön­
nen. Die inländischen Hauptabnehmer waren da­
mals so wie heute in erster Linie das Hüttenwerk 
Donawitz und zweitens die VOEST ihXinz. Da da­

mals, wie ich schon gesagt habe, die Lieferung nicht 
so groß war, um alle zu befriedigen, konnten nur 
kurzfristige Lieferverträge abgeschlossen werden, 
um jedem Abnehmer so viel zu geben, daß er pro­
duzieren konnte. i / '~ • ' 

Ich möchte noch einmal zurückgreifen Und sagen, 
daß während des Krieges beim Ausbau der VOEST 
in Linz im damaligen Hermann-Göring-Konzern 
das Verlangen gestellt wurde, im Erzbergbau doch 
weitere Aufschließungen zu machen, da nach al­
len Berechnungen die Lieferungen des steirischen 
Erzberges zu klein waren. Und so wurde damals 
während des Krieges — bitte, seien Sie hier sehr 
aufmerksam — nur für die VOEST und für sonst 
niemand, der Bergbau Radmer aufgeschlossen und 
zwar deshalb, — das soll man auch vermerken — 
weil der Erzbergbau Radmer nur basisches Erz lie­
fert, welches für die Öfen-Technik in Linz das ge­
gebene Erz ist. Bei all diesen, man könnte sagen 
„Engpässen" in der Erzlieferung kamen nun die 
sogenannten Erzlieferungsverträge auf höherer 
Ebene, aber auch die Stahllieferungen und die 
Stahlpläne zur Sprache und auch zum Abschluß. 
Und bei diesen Erzlieferungsverträgen verlangte 
damals die VOEST ganz präzise über die Dachge­
sellschaft der damaligen Eisenholding — ich weiß 
nicht, ob sich wer noch daran erinnern kann — 
die sogenannte „Investierung" in den Erzbergbau, 
um höhere Lieferungen herauszubringen, um die 
Lieferung zur VOEST auch zu sichern. Dem wurde 
damals Rechnung getragen und ich nenne eben nur 
einen. Bergbau, das ist der Erzbergbau Radmer. In 
den wurden zwischen 1950 und 1960 35 Millionen 
Schilling investiert nur für die Erzlieferung zur 
VOEST! Ich möchte nochmals betonen, daß der erste 
Hauptabnehmer Donawitz war und von Radmer 
keine Tonne Erz erhielt. Das war aber noch zu we­
nig. Es wurde weiters verlangt, noch zu investieren 
und die Alpine hat sich demzufolge auf viele Inve­
stitionen eingelassen, die ein beträchtliches Maß 
ausgemacht haben. Nicht nur an technischen Ein­
richtungen, sondern die Investitionen waren auch 

_ kapitalsmäßig nicht zu unterschätzen. Sie gingen in 
die hunderte Millionen. 

Und nun, als all diese Erzbergbaue eingeteilt 
waren für die Lieferungen — es gehörte ja auch 
Hüttenberg in Kärnten dazu — dachte man, man 
habe jetzt ein Maß gefunden, vor allem, weil um 
diese Zeit bereits die Tendenz der österreichischen 
Hüttenwerke zum ausländischen Erz Sehr groß 
war. Man hat damals schon bemerkt, daß man sehr 
gerne vor allem das Niafra-Erz eingeführt hat we­
gen des höheren Fe-Gehaltes pro Tonne, weniger 
wegen der Qualität. Aber auch nicht nur deswegen, 
sondern auch wegen der sogenannten „Kompen­
sationen" die von diesen Ländern, die das Erz lie­
ferten, verlangt wurden. 

Man hat diese Investitionen abgeschlossen. Man 
hat sich dann gesagt, mit dieser Tonnage haben 
wir das Auslangen. Ich muß sagen, genauso wie 
mein Vorredner Kollege Burger, 10 Jahre betrug 
der Durchschnitt der Abnahme insgesamt 3.4 Mil­
lionen Tonnen. Davon gingen an die VOEST durch­
schnittlich rund 1.6 Millionen Tonnen Eisenerz. Das 
ging 10 Jahre so fort und der Durchschnitt wurde 
mit dem Quantum gehalten. Es war freilich jedes 
Mal bei den Verhandlungen ein hartes Ringen. Es-
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wurden natürl ich bei diesen Verhandlungen die 
kaufmännischen Grundsätze hineingeworfen indem 
man gesagt ha t „Eure Tonne Erz ist billiger als die 
überseeische, aber in der Ausbringung aus dem 
Hochofen ist die Tonne Roheisen billiger als Euer 
Erz." Das wurde in die Verhandlungen immer wie­
der hineingeworfen. Als die ganzen Investi t ionen 
fertig waren, hat man sich mi t dem Gedanken ge­
tragen, nicht mehr einjährige Lieferverträge, son­
dern solche für mehrere J ah re abzuschließen. 
Ich glaube, auch das aus kaufmännischen. Grund­
sätzen, denn wenn ich heute investieren. will und 
es der gesamten Wirtschaft dienen soll, dann muß 
ich auf J ah r e im vorhinein kalkulieren können. Ich 
k ann nicht investieren, wenn ich Lieferverträge für 
ein J ah r da habe. Das ist, wie gesagt, bis jetzt ge­
gangen und die Vorlage hat das ausgelöst; nicht nu r 
die Vorlage, sondern bei der Budgetdebatte ha t man 
das schon gesehen. 

Auf e inmal tauchen die Stahlgutachten auf, die 
aussagen, was wirtschaftlich ver t re tbar wä r e an 
Eisenerzlieferungen, an Roheisenlieferungen und 
was wirtschaftlich ve r t re tbar wäre an Eisenerzlie­
ferungen, an Roheisenlieferungen, und was wir t ­
schaftlich ve r t re tbar ist weiter an den Lieferun­
gen der verstaatlichten Industrie überhaupt . Ich 
glaube, daß diese Stahlgutachten nicht das Richtige 
getroffen haben. Denn, wie schon zum" Ausdruck 
gekommen ist, wenn , zwei Gutachten, die über 

. dieselbe Indus t r ie ' gemacht wurden, so wei t aus-
einanderliegeh und solche Diskrepanzen aufweisen, 
dann kann man nu r sagen, da s t immt e twas nicht. 
So haben sich die Werke und Konzerne von sich . 
aus entschlossen, Gutachten, zu ersteilen und diese 
der Dachgesellschaft, der heutigen ÖIG, zu über­
geben. Diese Gutachten beliefen sich im Erzabbau 
auf dieselbe Tonhage, wie sie von mir aufgezeigt 
wurde und wie sie von der Konzernleitung der 
Alpine-Montangesellschaft immer wieder als Limit 
genommen wird. Und zwar deshalb, weil ein Rück­
gang von dieser Tonnage bedeuten würde, daß 
Arbei tskräfte aus dem Betrieb müssen und ' zwar 
nicht mehr durch einen natürlichen Abgang, son­
dern die werden entlassen. Bei einer höheren Ton­
nage, also bei einem höheren Absatz sind solche 
Investit ionen notwendig, die wieder nicht recht­
fertigen einen Gewinn oder Verlust. Deshalb, ha t 
m an davor gewarnt, auf eine höhere Tonnage zu 
gehen, nicht n u r . aus diesen rein kaufmännischen 
Grundsätzen, sondern auch in der Voraussicht eines 
wirtschaftlichen Rückschlages; der e inmal kommen 
k ann und man dann doch sagen muß, jetzt auf 
e inmal muß ich die Leute aus dem Betrieb stellen. 
All diese Sachen sind gegangen bis zu den S tahl­
gutachten. 

Die Stahlgutachten können ausgelegt werden wie 
man will. Der eine legt sie so aus, der andere so. 
Die VOEST ha t sie natürlich sofort zu ih ren Gun­
sten ausgelegt, und ha t behauptet , nicht. 1.3 Millio­
nen oder 1.4 Millionen Tonnen — das wäre ih r 
Limit, was sie vom Erzberg bezieht —, sondern 
höchstens 1 Million Tonnen, vom steirischen Erz­
berg und vom Erzbergbau Radmer, wären für die 
VOEST ver t re tbar . Alles andere geht berei ts auf 
ihre Kapitalsubstanz und müßte von irgend j emand 
anderem abgedeckt werden, denn sie ist nicht mehr 
in der Lage und auch nicht mehr gewillt, dieses De­

fizit aus ihren Betr iebsmit teln zu bezahlen. Ich 
möchte auch noch einmal sagen, daß ich vom rein 
kaufmännischen S tandpunkt nichts dagegen sagen 
kann. Aber ich glaube und habe es hier schon 
einige Male betont, daß man in dieser, Weise auf 
den Menschen e twas Rücksicht nehmen muß und 
nicht nu r auf die kaufmännische Seite. 

So kam es zu den Verhandlungen des heurigen 
Jahres , die wieder mit dem Zeichen begannen, ein 
J a h r Erzvertrag mit der Alpine und, wie schon vor­
her gesagt, Höchsttonnage 1 Million Tonnen. 
Dieses Angebot ist für die Alpine, die in den J ah ­
ren nach dem Krieg und wei ter in den ganzen 
Fünfziger Jahren für die VOEST sehr erhebliche 
Mittel investiert hat und ich glaube auch der gan­
zen Wirtschaft sehr viel geopfert hat, damit diese 
Stahlwirtschaft in Österreich w i e d e r ' i n Schwung 
kommt, damit w i r wieder leistungsfähig werden, 
damit wir auch wieder e twas herausholen aus dem 
Ganzen, unzumutbar und so wurden die Verhand- ' 
lungen weitergeführt und es k am zur letzten Kon­
sequenz, wie man sagte, das Höchste was wir a b ­
nehmen von der Alpine sind 1.3 Millionen Tonnen 
und keine Tonne mehr . 

Nun kommt das, was auch Kollege Burger ge­
sagt hat, wir gehen unter Umständen, um die Ar ­
beitsplätze in den Erzbergbauen zu erhalten, wei ter 
hinauf mit der Tonnage. Wir gehen hinauf, wenn 
es sein muß, auf 1.5 Millionen Tonnen, aber dann 
ver langen wir pro Tonne einen Zuschuß von 23 
Schilling und den Zuschuß jetzt aber nicht mehr 
für die 200.000 Tonnen, die gerade dastanden von 
1.3 auf 1.5 Millionen Tonnen, sondern jetzt für das 
Ganze. Ein Zuschuß von 23 Schilling für 1.5 Millio-

' nen Tonnen bedeutet, daß wir diese 200.000 Tonnen, 
die wir mehr liefern, nicht nu r herschenken, son-
"dern, daß wir um 12 Millionen Schilling noch 
daraufzahlen, dafür, daß wir um 200.000 Tonnen 
mehr liefern. J ede weitere Tonne, vor allem auf 
1.6 Millionen Tonnen, das ist der zehnjährige 
Durchschnitt, würde den Betrag auf 30 Schilling 
anheben — wieder für die ganze Tonnage. Das De­
fizit für die Alpine wü rde in diesem Fall immer 
größer werden. So e twas ist unzumutbar und ich 
glaube, wenn man schon von der geschäftlichen 
Seite ausgeht, dann m u ß man sagen, wenn hier Ge­
schäft, dann auch da Geschäft. (Landeshauptmann 
Krainer : „Dann auch kein Nachlassen der Um­
satzsteuer!") 

Das nur nebenbei. Aber es ha t noch mehr Sachen 
gegeben. 

Ich will noch sagen, daß die Alpine nicht jetzt, 
sondern in den J ahren vorher, den Koks fast um 
den doppelten Preis genommen ha t von der VOEST, 
um . dort auszugleichen. Das ist keine Kleinigkeit. 
Denn hier wurde das Roheisen der Alpine-Dona­
witz sehr s tark belastet m i t dem Preis ; nicht n u r 
das Roheisen mi t unserem Erz, sondern auch das 
Alpine-Roheisen Donawitz mi t dem Koks von der 
VOEST. Man muß mit gleichen Maßen rechnen. 
Man könnte hier das fortsetzen, was alles getan 
wurde, um den Erzpreis übe rhaup t zu halten. 

Ich habe hier im Hohen Haus schon einige Male 
gesagt, wie weit die Beschäftigtenzahl gesenkt 
wurde überall. In Eisenerz und in der Radmer be­
t rägt die Senkung bei den Angestell ten 33 Prozent. 
Ein Drit tel der ganzen Beschäftigten dieser Erz-
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bergbaue ist bereits- weg. Was das bedeutet für diese 
Gegend, das kann ssieh ein Außenstehender gar 
nicht vorstellen. 

Ich möchte auch nicht noch einmal groß ausholen, 
aber jedenfalls ist es für den Einzelnen, der dort 
keine Arbeit bekommt und der dort zu Hause ist, 
eine sehr schwere Sache, von Eisenerz wegzufahren 
entweder als Pendler, um zu einer Arbeit zu kom­
men oder gleich von Eisenerz wegzuziehen, was 
auf der anderen Seite wieder die Gemeinde sehr 
spürt an ihren Einnahmen, weil diese Industriege­
meinden ja-meistens hur die Einnahmen von dieser 
Industrie haben. Damit kann man sich ja beiläufig 
ausrechnen, wie diese Gemeinden nun finanziell da­
stehen. • ' - • . ' 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Man 
könnte diese' ganzen Betrachtungen noch weiter 
fortführen. Entscheidend für uns ist, daß wir zu 
einem vernünftigen Vertrag — Erzlieferungsver­
trag :— mit der VOEST kommen, um die Arbeits­
plätze zu erhalten. 

Aber das ist nicht damit getan, daß man heute 
den Betriebsräten sagt „ihr müßt euch darum küm­
mern" oder daß man den Gewerkschaftern sagt, 
„ihr müßt euch kümmern darum", sondern man soll 
auch hier einmal feststellen, daß der Eigentümer 
dieser verstaatlichten Industrie in Österreich. der 
Staat Österreich ist und sein Vertreter ist der Herr 
Minister Weiß. Und der Herr Minister Weiß hat nun 
auch die Verpflichtung, — wenn immer so viel vom 
Mittelpunkt „Mensch" geredet w i r d — sich hier 
einzusetzen, damit diese Arbeitsplätze erhalten 
werden, dadurch, daß es zu vernünftigen Liefe­
rungsverträgen mit der VOEST kommt. Ich glaube, 
daß ich hier nicht erst groß einen Aufruf zu ma­
chen brauche und eine Bitte aussprechen muß. Es 
ist meines Erachtens eine Verpflichtung der Landes­
regierung, des Hohen Hauses und der Bevölkerung, 
diesen Industrie-Menschen, die dort nach dem 
Krieg unter Einsatz aller ihrer Kräfte dafür ge­
sorgt haben, daß wieder eine Eisen- und Stahl­
industrie und ein Erzbergbau entstand, den Ar­
beitsplatz zu erhalten. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Der Herr Abg. Leitner hat als näch­
ster Redner das Wort. 

Abg. Leitner: Meine Damen und Herren! Seit 
Jahren gibt es infolge der Absicht der VOEST, die 
Erzabnahme zu verringern, immer wieder Schwie­
rigkeiten auf dem Erzberg. 

Wie hier schon betont wurde, hat sich der Land­
tag schon mehrere Male damit befaßt. Die VOEST 
versucht seit Jahren, die Erzabnahme von der Al­
pine herabzusetzen, um noch mehr ausländisches 
Erz, das.billig ist, züTverarbeiten. Jetzt sind es be­
reits zwei Drittel des von der VOEST verhütteten 
Erzes. Die Alpine kann aber nur bei entsprechen­
der Forderung konkurrenzfähig liefern. Eine Ge­
samtförderung von 3.4 Millionen Tonnen ist nach 
Ansicht des Alpine-Vorstandes die bestmöglichste 
Quote. Vom Umfang der Förderung hängt auch 
die Sicherung der Arbeitsplätze der dort beschäf­
tigten Arbeiter und Angestellten ab. 

Wenn die VOEST nicht so wie im Vorjahr 1,7 
Millionen Tonnen Erz abnimmt, besteht die reale 
Gefahr, daß Radmer öder der Erzberg um 200 Ar­

beiter und Angestellte zu viel beschäftigen, das 
heißt, daß diese Arbeiter und Angestellten abge­
baut werden müssen. 

Auf ein Schreiben'der Steiermärkischen Landes­
regierung hin an die ÖIG, diese möge sichern, daß 
die Produktion am Erzberg nicht nur gesichert, 
sondern auch erhöht wird, wie das im Leobner 
Professorengutachten vertreten wird, antwortete 
bekanntlich die ÖIG am 23. Jänner 1969, daß die 
zwei von der ÖIG bestellten Stahlgutachten sich un­
terscheiden. Das amerikanische Gutachten sieht eine 
stärkere Verwendung ausländischer Erze, das heißt 
eine Senkung der Produktion inländischer Erze vor, 
während das Leobner Professorengutachten für 
eine wesentliche Steigerung am Erzberg eintritt, 
um, wie es dort als Begründung heißt, möglichst 
billig produzieren zu können. 

Eine Entscheidung, welcher Weg gegangen wird, 
betont die ÖIG in ihrem Schreiben an die Landes­
regierung, sei noch nicht getroffen. Die ÖIG be­
absichtige auch nicht, der Entscheidung über die 
künftige Organisation der verstaatlichten Eisen-
und Stahlindustrie vorzugreifen, das heißt, daß 
die ÖIG zu dem Problem „Erzberg", keine positive 
Lösung anstrebt. 

Auf Antrag der ÖVP- und SPÖ-Fraktion im Ver­
kehrs- und volkswirtschaftlichen Ausschuß des 
Steiermärkischen Landtages soll der Bericht der 
Landesregierung vom Landtag im Sinne der ÖIG 
zur Kenntnis genommen werden. Das bedeutet, daß 
die Landesregierung, daß der Landtag die Absich­
ten der ÖIG zur Kenntnis nehmen und es unterlas­
sen, alle Hebel in Bewegung zu setzen, um die 
VOEST zu verpflichten, auch heuer wieder minde­
stens 1.6 bzw. 1.7 Millionen Tonnen Erz von der 
Alpine abzunehmen bei dem jetzt abzuschließen­
den Erzliefervertrag. Daher besteht die große Ge­
fahr, daß, am Erzberg bzw. in Radmer Arbeiter und 
Angestellte abgebaut werden. 

Die Herren der ÖIG •— und ich möchte das wie­
der betonen, die ÖIG setzt sich aus ÖVP- und 
SPÖ-Vertretern zusammen •— lassen sich Zeit, ob­
wohl für den Erzbergbau akute Gefahr besteht und 
obwohl von Seite des Alpine-Vorstandes ein klares 
Konzept als Alternative zu den beiden von der 
ÖIG angeforderten Stahlgutachten vorliegt. Das von 
der Alpine erarbeitete Konzept liegt nicht nur im 
Interesse des Konzerns und der dort beschäftigten 
Arbeiter und Angestellten, sondern hat auch vom 
Standpunkt der österreichischen Gesamtwirtschaft 
große Bedeutung. Denn durch eine Realisierung 
des Alpine-Konzeptes konnte der Erzbergbau in 
vollem Umfang und ohne Einschränkungen erhal­
ten werden und der ohnehin schon stark reduzierte -
Beschäftigtenstand müßte nicht noch weiter verrin­
gert werden. 

Die Landesregierung und de r Verkehrs-, und 
Volkswirtschaftliche Ausschuß haben einstimmig, 
auch mit Zustimmung der SPÖ-Mandatare, zur 
Kenntnis genommen, daß die ÖIG es verabsäumt, 
jetzt eine Entscheidung zu fällen, von der es ab­
hängt, daß die Alpine mit der VOEST einen ent­
sprechenden Erzabnahmevertrag, am besten für 
fünf Jahre, absehließen kann. : 

Vor einigen Tagen wurde in der „Neuen Zeit" 
die Stellungnahme der SPÖ-Lanuesparteivertre'-
tung zu dieser Frage der Öffentlichkeit mitgeteilt. 

;>^\sfe=^f •j-Mf^k 
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In der SPÖ-Landespartei lei tung sitzen die Landes­
regierungsmitglieder und etliche Mitglieder des 
Verkehrs- und volkswirtschaftlichen Ausschusses. 
Wir glauben, daß es nicht nu r — wie auch der Herr 
Kollege Schön hier gesagt ha t •— eine Angelegen­
hei t der Bundesregierung und des zuständigen Mi­
nisters ist. Warum zwingt die SPÖ die.ÖVP in der 
Landesregierung, im Landtag nicht, die Antwor t 
der ÖIG als vol lkommen ungenügend zurückzuwei­
sen und neuerlich an die ÖIG heranzutreten, damit 
die VOEST veranlaßt wird, einen entsprechenden 
Erzabnahmever t rag abzuschließen? 

Die SPÖ-Landespartei lei tung schiebt die Verant­
wor tung auf die Bundesregierung und auf den Bun­
desminister Dr. Weiß ab. Es ist wahr, daß Dr. Weiß 
als Ver t re ter des Eigentümers der ÖIG die Weisung 
er tei len könnte, den Erzlieferungsvertrag im bis­
her igen Umfang und unter den bisherigen Bedin­
gungen aufrecht zu erhalten, wodurch Betriebs­
einschränkungen am Erzberg und in Radmer zu 
vermeiden wären. Wir sind auch dafür, die Ver­
antwor tung der Bundesregierung und des zuständi­
gen Ministers Dr. Weiß festzuhalten, aber das ganze 
Handeln n u r auf diese Erklärungen zu beschrän­
ken, man e rwar te Maßnahmen von der Bundesre­
gierung, um dann dieser, wenn sie nichts un ter ­
nimmt, die Schuld zuzuschieben, das riecht meine 
Damen und Her ren von der sozialistischen F rak­
t ion zu sehr nach SPÖ-Wahlpropaganda. Die stei-
rische SPÖ-Führung verfügt in der Landesregie-r 
rung und im Landtag und in anderen • Insti tutionen 
über nicht zu unterschätzende Positionen und man 
kann von ihr e rwarten, daß sie ihren Einfluß gel­
tend macht, um die steirischen Interessen aktiv und 
sehr ha r t zu ver treten. Es ist unverständlich, daß 
die sozialistische Frakt ion m i t der unbefriedigen­
den Antwor t der ÖIG einverstanden ist und diesem 
An t rag zustimmt. Wenn die SPÖ energisch auftre­
ten würde, wä ren Landtag und Landesregierung 
als Gesamtorgan genötigt, weitere wirkungsvolle 
Schrit te zur Sicherung des Erzbergbaues zu tun. 
Die SPÖ-Landesregierungsmitglieder müßten auch 
darauf drängen, daß die Landesregierung das Kon­
zept des Alpine-Vorstandes unterstützt , das be­
kanntl ich auch die Zust immung des Zentralbetr iebs­
rates der Alpine-Montan gefunden hat . Die SPÖ-
Landespar te iver t re tung müßte von den Ver t re tern 
de r SPÖ und der ÖIG Maßnahmen fordern, damit 
das Konzept des Alpine-Vorstandes rasch, zumin­
dest soweit es den Erzbergbau betrifft, durchgesetzt 
wird. Die SPÖ-Landespar te iver t re tung müßte ihren 
d i rekten Einfluß auf die VOEST geltend machen, 
die von einem sozialistischen Generaldirektor ge­
führt wird und die sich in einer viel besseren wi r t ­
schaftlichen Situation befindet, als so manch andere 
verstaatl ichte Betriebe. 

Die SPÖ müßte in der VOEST durchsetzen, daß 
diese sich nicht nu r von rein betrieblichen, sondern 
auch von gesamtwirtschaftlichen Interessen leiten 
l äßt und damit mithilft, das Bestehen des vers taat­
lichten Erzbergbaues zu sichern und damit gleich­
zeitig jenen Bestrebungen von best immten einfluß­
reichen Kreisen der ÖVP und des Pr ivatkapi tals 
entgegenzuwirken, die dem Erzbergbau ein ähn­
liches Schicksal bescheren wollen, wie der Elin-
Union. 

Die schon J a h r e dauernde Hinauszögerung des 

Baues der Präbichlstraße und der Versuch, die P r ä -
bichlbahn wenigstens teilweise einzustellen, kön­
nen nu r so gedeutet werden, daß der Erzbergbau 
unfähig gemacht werden soll. (Abg. Dipl.-Ing. 
Fuchs: „Das ist eine Unterstellung, das ist lächer­
lich!") 

Zusammenfassend, meine Damen und Herren, 
möchte ich sagen, die VOEST müß te dazu gebracht 
werden, mi t der Alpine einen Erzlieferungsver­
t rag von 1.7 Millionen zu den bisherigen Bedin­
gungen, besonders was die Preise betrifft, abzu­
schließen, aber nicht für ein Jahr , sondern für fünf 
Jahre . Nur so kann eine weitere Betriebseinschrän­
kung vermieden werden, nu r so können Vorausset­
zungen für sinnvolle Investit ionen geschaffen wer ­
den, wodurch die Preise am besten den Konkur ­
renzbedingungen angepaßt werden können. Ein 
solcher Vertrag kann der VOEST zugemutet wer ­
den. Diese hat schon in den letzten J ah r en im 
Durchschnitt 1.6 Millionen von der Alpine bezogen, 
ohne dadurch in Schwierigkeiten zu kommen. Im 
Gegenteil, die VOEST ha t eine gute Entwicklung 
genommen. Die VOEST bezieht schon jetzt zwei 
Drittel des Erzes vom Ausland, während die Al­
pine in Donawitz zu 10Q Prozent steirisches Erz 
verarbeitet . Die Alpine hat für die österreichische 
Wirtschaft j ahre lang billige Kohle geliefert, deren 
Preise unter dem Weltmarktpreis lagen und ha t so 
rund '4 Milliarden Schilling in die österreichische 
Gesamtwirtschaft investiert. Wie hier schon betont 
würde, n immt die Alpine-Montan Koks von der 
VOEST, obwohl sie diesen von anderen Stellen bi l­
liger bekommen könnte. Sollte die VOEST-Direk-
tion nicht das notwendige volkswirtschaftliche Ver­
ständnis aufbringen, dann müßte eben die . ÖIG 
eingreifen. 

Die Arbeiter und Angestellten des Erzberges 
e rwar ten von der gesamten steirischen Landesregie­
rung und vom Landtag eine wirksame Unters tüt ­
zung in ihrem Kampf um die Sicherung des Ar­
beitsplatzes, wobei die SPÖ-Vertreter in den ver­
schiedenen Insti tutionen eine besondere Verpflich­
tung hät ten, alle Möglichkeiten zur Sicherung der 
Arbeitsplätze auszuschöpfen. 

Meine Damen und Herren, aus diesen Ausführun­
gen geht hervor, daß ich dem vorliegenden Ant rag 
meine Stimme nicht geben kann. 

Präsident: Eine weitere Wortmeldung liegt nicht 
vor. Ich schreite zur Abstimmung. Wer für den An­
t rag des Berichterstat ters ist, möge eine Hand e r ­
heben. (Geschieht.) 

Der An t rag ist angenommen. 

27. Bericht des Verkehrs- «nd volkswirtschaft­
lichen Ausschusses über die Begierungsvorlage, zu 
Einl.-Zahl 642, zum Antrag der Abgeordneten Prof. 
Dr. Eichtinger, Burger, Jamnegg und Kitzinger, be­
treffend eine exakte Untersuchung, inwieweit be­
wußt oder unbewußt erzeugter Pessimismus die 
Wirtschaftskraft eines Landes schwächen und da­
mit die Arbeitsplätze gefährden kann. 

Berichterstat ter ist Abg. Josef Stöffler. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Abg. Stöffler: I n der Sitzung des S te iermärki-
schen Landtages am 3. Dezember 1968 wurde der 
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Antrag der Abgeordneten Prof." Dr. Eichtinger, 
Burger, Jamnegg und Ritzinger, Einl.-Zahl 642, be­
treffend eine exakte Untersuchung, inwieweit be­
wüßt oder unbewußt erzeugter Pessimismus die 
Wirtschaftskraft eines Landes schwächen und damit 
die Arbeitsplätze gefährden kann, der Landesregie­
rung zugewiesen. 

Dazu hat die Steiermärkische Landesregierung 
folgendes berichtet: 

Der Vorstand des Institutes für Sozialpolitik und 
Betriebssoziologie an der Universität Graz, ordent­
licher Universitätsprofessor Dkfm. Dr. Anton Burg-
hardt, hat sich bereit erklärt, eine wissenschaft­
liche Untersuchung über das gegenständliche Thema 
zu liefern. 

Dieses Gutachten hat folgenden Inhalt: 
I. Begriffskatalog 

Im Interesse einer sachkonformen Untersuchung 
ist es erförderlich, die im Antrag des Steiermärki-
schen Landtages angeführten Ausdrücke zu unter­
suchen bzw. festzulegen, welchen Inhalt ihnen der 
Gutachter zumißt. 

Als Pessimismus kann man nach dem Gutachten 
eine Denkweise oder (stereotype) Mentalität einzel­
ner, von Gruppen oder der Mehrheit der Bewoh­
ner einer Region bezeichnen, die bei einer gegebe­
nen Situation oder einer Entwicklung lediglich die 
negativen Aspekte betonen. Insoweit ist der Pessi­
mismus wegen der Einseitigkeit in der Betonung 
der Aspekte die falsche Beurteilung eines Sachver­
haltes sowie die Überbetonung, wenn nicht Abso­
lutsetzung einzelner Kriterien aus einem Gesamt-
zusammenhang. 
-. Unter einem erzeugten Pessimismus kann man 
jene Form von Pessimismus verstehen,' bei wel­
chem die Betonung der negativen Aspekte nicht 
vorweg iri der Mentalität der „Pessimisten" vor­
handen war, sondern durch exogene, also von 
außen und oft suggestiv-wirksame Elemente wie 
z. B. die Massenmedien, gleichsam^ produziert worr 

den ist. 
Die Folge' eines erzeugten Pessimismus in der 

Beurteilung ökonomischer Sachverhalte ist dann, 
daß die Anpassung der Menschen auf die jeweils 
neuen (ökonomisch belangreichen) Umweltbedin­
gungen erschwert wird, weil über die Umwelt fal­
sche pessimistische Informationen gemacht werden. 

Mit der Änderung der Art der Einflußnahme 
exogener Faktoren auf das Denken kann der Pes­
simismus gemildert, wenn nicht sogar beseitigt 
werden. 

Als Wirtschaftskraft eines Landes, so heißt es im 
Katalog, wird vom Gutachter im Sinne der Frage­
stellung in erster Linie nicht die Summe der etwa 
in Form von Betrieben materialisierten wirtschaft­
lichen Einrichtungen eines Landes verstanden; son­
dern jenes Phänomen, das unmittelbar durch einen 
erzeugten Pessimismus beeinflußt werden kann. 
Das humane Substrat der Wirtschaft eines Landes. 
Daher wird in der Begrenzung des gestellten The­
mas der Wirtschaftskraft das" wirtschaftsrelevante 
Verhalten zugerechnet und zwar das Verhalten der 
Wirtschaftsführer aller Stufen, ob sie nun in der 
öffentlichen Administration oder in einem Privat­
betrieb tätig sind, das Verhalten der Konsumenten, 
die mit ihrer Nachfrage den idealtypisch ablaufen­
den Wirtschaftskreislauf schließen bzw. den Meri-

genleistungen der Wirtschaft durch ihre monetäre 
Nachfrage erst einen kommerziellen Wert verlei­
hen und schließlich das Verhalten der Arbeitneh­
mer. Der Effekt arbeitnehmerischen Verhaltens ist 
auch bei Zeitzwang im Fließprozeß wesentlich mit­
bestimmt durch den Arbeitswillen. Dieser ist bei 
pessimistischer Grundstimmung — angenommen, 
wenn er fürchtet, arbeitslos zu werden — zwar 
kurzfristig noch angststimuliert, wird aber auf 
lange Frist jedoch' apathisch.. 

Ebenso sind der Wirtschaftskraft eines Landes 
die wirtschaftlich relevanten Normen, also die 
„Wirtschaftsgesetze" im weitesten Sinn, zuzurech­
nen. 

Das Wort „Land" wird im weitesten Sinn, ohne 
lokale Beschränkung verstanden: als Region etwa 
in der Vorstellung einer „Volkswirtschaft", in der 
abgrenzbare überbetriebliche Maßnahmen wirksam 
sind. 

Bezüglich der Gefährdung von Arbeitsplätzen 
sagt das Gutachten: Ein Arbeitsplatz ist nicht allein 
das Ergebnis einer kombinierten Konstitution von 
Kapital und unternehmerischer Disposition, sondern 
ist auch von den Erwartungen der Unternehmun­
gen über die kommerzielle Verwertung der im Be­
reich des Arbeitsplatzes produzierten Mengenlei­
stungen begründet. Unter Gefährdung von Arbeits­
plätzen durch einen erzeugten Pessimismus versteht 
der Gutachter die Tatsache, daß die für die Perso­
nalführung Verantwortlichen pessimistische Pro­
spekte z. B. über die künftige Marktlage internali-
sieren und nur mehr defensiv operieren, indem sie 
also entweder Arbeitnehmer" kündigen oder keine 
Neuaufnahmen vornehmen. 

Überdies kann ein pessimistisches Denken der 
Arbeitnehmer die Optimierung ihrer Arbeitslei­
stungen und damit die internationale Position der 
Wirtschaft eines Landes gefährden, etwa wenn die 
Arbeiter aus Sekuritätserwägungen nicht mehr an­
gemessen mobil sind, sondern sich bemühen, einen 
Arbeitsplatz zu halten, wenn sie auch auf diesem 
ihr Arbeitskönnen nicht angemessen verwerten 
können. Auf diese Weise wird die bestmögliche Al-
lokation der Produktionsfaktoren also die optimale 
Produktivitätsanpassung behindert, die sich in re­
lativ niedrigen Selbstkosten als Folge einer soge­
nannten Minimalkostenkombination und in einem 
relativ hohen Sozialprodukt und Exporterlös nie­
derschlägt. 

Als Prognose im Sinn der Themenstellung kann 
man eine Aussage oder Information über künftige 
wirtschaftlich relevante Ereignisse verstehen, die 
durch Information über, gegebene historisch er-

. kannte Bedingungen begründet ist (z. B. eine Ab­
satzlage oder Absatzentwicklung). 

Die (wirtschaftlichen) Prognosen haben den Cha­
rakter von Informationen über den Ablauf von öko­
nomischen Variablen (z. B. Auftragslage, Nachfrage 
nach Waren und menschlicher Arbeitskraft) und in­
soweit über die Veränderung eines gegenwärtig 
vorhandenen Entscheidungsfeldes. 

Nach ihrem Inhalt sind die Prognosen einzutei­
len in Verkaufsanalysen: sie zeigen, wie eine (wirt­
schaftliche) Situation aus einer: anderen entsteht, 
und zum anderen 

Periodenanalysen: sie zeigen, wie der* zeitliche 
Ablauf des wirtschaftlichen Geschehens in:. aufeiiH 
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anderfolgende Abschnitte, in Periöden, zerlegt wird. 
Die Veränderung der Variablen wird als diskonti­
nuierlich angenommen. 

Nach dem Gewißheitsgrad sind die Prognosen 
nun einerseits frei, wenn sie eine Konstanz bzw. 
eine Passivität der Wirtschaftspolitik zur Grund­
lage haben, anderseits ist eine wirtschaftspolitisch 
bedingte Prognose vorhanden, wenn für das Zu­
treffen der Prognose (z. B. Verringerung der Ar­
beitslosenquote) die Auswirkung von verschiedenen, 
angegebenen wirtschaftspolitischen Maßnahmen (z. 
B. die Förderung der Betriebsansiedlung) voraus­
gesetzt wird. 

Zur Feststellung des annähernden Gewißheits­
grades einer Prognose kann man fragen: Welchem 
ökonomischen Gesetz ist die Transformation einer 
Ausgangssituation in eine zeitlich nachgeordnete 
Endsituation unterworfen? 

Eine instrumentale Prognose gibt an, welche 
Maßnahmen erforderlich sind, um bestimmte Ziele 
zu erreichen. (Also z .B. Minimierung der Arbeits­
losenziffer.) 

Schließlich kann eine Prognose auch Ausdruck ei­
ner Ideologie sein, eines falschen, durch Vorurteile 
bestimmten Bewußtseins, also etwa eines Pessimis­
mus. Eine solche Prognose ist sachlich wissenschaft­
lich zwar wertlos, kann aber jene Mentalität pro­
duzieren, deren Vorhandensein und vermutete 
Wirksamkeit die Ursache für den obenzitierten An­
trag gewesen ist. 

Über das „Wirtschaftliche Verhalten" sagt der 
Gutachter folgendes: 

Das, was man Wirtschaft nennt, wird bis hinauf 
zum Rang der Volkswirtschaft in erster Linie vom 
Verhalten der Menschen bestimmt, die angesichts 
der verfügbaren Alternativen Entscheidungen tref­
fen. Die Handlungen der Menschen sind daher 
Wahlhandlungen, deren Inhalt eine Entscheidungs­
maxime ist, welcher wieder ein internalisiertes 
Wertsystem zugrunde liegt, zumindest also Mei­
nungen. Im allgemeinen ist das wirtschaftliche Ver­
halten in einer dicht organisierten Gesellschaft sche­
matisch und habitualisiert: Die Mehrheit der Men­
schen ist bemüht, durch wirtschaftliches Verhalten 
ihr Einkommen und damit die Konsumchancen zu 
maximieren, zu optimieren. 

Bei pessimistischen Prognosen und Informationen 
und einer ohnedies schon pessimistischen — zumin­
dest in der Beurteilung der Zukunft skeptischen — 
Mentalität wird das wirtschaftliche Verhalten durch 
Vorurteile fixiert und von Gefühlsreaktionen in der 
Art eines mangelnden Vertrauens in eine positive 
expansive Entwicklung der wirtschaftlichen Pro­
zesse geleitet. 

Die wirtschaftlichen Entscheidungen sind nun ein­
mal das Resultat einer Kombination von vorweg 
gegebenen Entscheidungselementen und Informati­
onen. Sind diese pessimistisch, verstärken sie die 
streotypen Meinungen, die sich als „Erfahrungen" 
tarnen. 

Das wirtschaftliche Verhalten bei pessimistischer 
Mentalität wird in erster Linie von. Sekuritätser-
wägungen bestimmt und daher im Wesen statisch 
sein: Es erfolgen keine Netto-Investitionen, son­
dern bestenfalls Ersatz-Investitionen. Und im Per­
sonalbetrieb wird nur administriert. Die engagier­

ten Arbeitskräfte sollen „billig" sein, wobei die 
Personalrentabilität nicht geprüft wird. 

Entwicklungs- und Forschungsprojekte werden 
kaum in Angriff genommen, da man vermutet, daß 
ihre Kosten vom Markt ohnehin nicht refundiert 
würden. 

Kommerzielle Innovationen (Erfindungen) etwa 
im Bereich des Marktes sind selten: Die Produkte 
werden in Art und Aufmachung wie bisher ange­
boten. Die Nachfrageproduktion, das Marketing, er­
folgt aus einer Haltung der Defensive und ist nicht 
überzeugend. 

Falls sich die für die Wirtschaftspolitik eines 
Landes maßgebende Instanz an die Mentalität an­
paßt, kann die Infrastruktur eines Landes maßgeb­
lich negativ beeinflußt werden: 

In diesem Zusamenhang ist an die falsche Stabi­
lisierungspolitik der österreichischen Notenbank 
und des Finanzministeriums vor 1938 zu erinnern 
oder an die Gesetzgebung, welche u. a. den Markt­
zugang durch zünitlerische Normierungen gesperrt 
hat, weiters an die Budgetpolitik der Ersten Repu­
blik, welche nur statisch war, wodurch sie in der 
Depression prozyklisch, d. h. die Depression för­
dernd, gewirkt hat. 

Das Sparverhalten der Haushalte wird bei pessi­
mistischer Grundstimmung oft, nicht in allen Fällen 
aber doch oft arational sein und bei Stagnation 
diese durch ein Zu-viel-Sparen in Krise und De­
pression verwandeln helfen. 

Bei Prosperität, wenn also die allgemeine pessi­
mistische Annahme herrscht: „Die Preise steigen", 
kann ein zu starkes Entsparen prozyklisch und 
preissteigernd wirken.-

Die Anschlußfolge pessimistischer Grundhaltung 
kann die Kapitalflucht sein. Die Krise der franzö­
sischen Währung war nicht durch eine unzurei­
chende Deckung des Franc oder die Entwicklung 
des Sozialproduktes hervorgerufen worden, sondern 
durch das mangelnde Vertrauen in die französische 
Währung, also durch Meinung bzw. Meinungsände­
rung und war insoweit ein wirtschaftspsychologi­
sches Phänomen. Die Krise war daher in erster 
Linie keine Wirtschafts-, sondern eine Vertrauens­
krise. 

Wenn eine Minderheit, relativ jedoch gewichtige 
Minderheit, auf Grund pessimistischer Schlüsse ein 
angesichts der gegebenen Sachlage falsches Wirt­
schaftsverhalten zeigt, kann die Erstwirkung zu 
Folgewirkungen führen, die multiplikativ expan­
dieren. Nichtinvestieren und Verringerung der Zahl 
der erwerbstätigen Arbeitnehmer bei den Pessi­
misten der „ersten Stunde" führt zu einer negati­
ven beschleunigenden Wirkung. 

Weniger Investitionen im Betrieb A führt zu ei­
ner Verringerung der Nachfrage nach Vormateri­
alien im Betrieb B, der Investitionsgüter erzeugt. 

Die verringerte Kaufkraft der Arbeitnehmer, die 
aus einem Betrieb A ausgeschieden sind, wirkt sich 
auf den Absatz in den Handelsbetrieben und in 
den Betrieben der Lieferanten der Handelsbetriebe 
aus, daher sinkt in der Folgewirkung die Kapazi­
tätsausnutzung der von den Maßnahmen der Pes­
simisten betroffenen Betriebe. 

Die weitere Verringerung der Kapazitätsausnut­
zung führt zum Entstehen von, Leerkosten, d. h. 
von Kosten wie Maschinenwartung, i Versicherung, 
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zeitabhängige sogenannte wirtschaftliche Wertmin­
derung, denen mangels Absatz kein Erlös gegen­
übersteht. 

Vorhandene Lagerware wird unverkäuflich, wo­
durch u. a, Kapital gebunden wird, was wieder zur 
Entstehung von Leer kosten führt. 

Nun zu den Prognosewirkungen: Die Folgen ei­
ner in unserem Beispiel pessimistischen Prognose 
können sein ein prognosekonformes Verhalten: Die 
Effekte des Verhaltens entsprechen der Prognose. 

Beispiel: Bei der Voraussage, „Die Nachfrage 
wird sinken", werden also jene Personen, welche 
die Prognose als richtig internalisieren und in ihr 
Verhaltensprogramm aufgenommen haben, die 
Kündigung von Arbeitsnehmern vornehmen und 
gleichzeitig den Produktionsausstoß verringern. 

Bei einem prognosekonformen Verhalten besteht 
eine evidente Ihterdependenz eine gegenseitige Ab­
hängigkeit von Prognose und dem anschließenden 
Verhalten. 

Bei einer sich selbst .erfüllenden Prognose setzt 
die Prognose Von sich aus Effekte. Beispiel aus der 
Politik: Weil eine Niederlage der eigenen Partei 
als ohnedies gewiß hingestellt wird,,geht man nicht 
mehr wählen. Im gegebenen Fall sind die Progno­
sen keineswegs empirisch gegründet, setzen aber 
selbst die Bedingungen, die erforderlich sind, damit 
sie zutreffen. 

Oder Beispiel aus dem wirtschaftlichen Prozeß, 
nehmen wir den Fremdenverkehr: ' -

Obwohl nach objektiver Prüfung die Absatzaus­
sichten im Fremdenverkehr gut sind, wird eine 
pessimistische Prognose publiziert. 

Bei Annahme der Richtigkeit der Prognose wer­
den von Unternehmungen des Fremdenverkehrs 
angemessene Investitionen unterlassen. Der Kom­
fort ist nunmehr relativ geringer als in den Ver­
gleichsbetrieben des Auslandes. 

Die Dienstnehmer werden unter den Aspekten 
der Billigkeit unter der Annahme einer quantitaT 
tiv und qualitativ „ohnedies" geringeren Nachfrage 
engagiert. 

Die Fremden, die in einer größeren Zahl als 
erwartet, kommen, reagieren auf das quantitativ 
und qualitativ unzureichende Anbot durch vorzei­
tige Abreise oder durch Stornierung. Im Folgejahr 
kommen tatsächlich weniger Fremde. 

Die Prophezeiung hat sich also bei diesem Bei­
spiel erfüllt; die Propheten können behaupten, eine 
„-richtige" Prognose gestellt zu haben. 

Oder ein ähnliches Beispiel: Eine (grundlos) vor­
ausgesagte Preissteigerung in einem speicherbaren 
Gut des Massenkonsums führt zu einem sehr star­
ken Nachfrageanstieg, der nun tatsächlich einen 
Preisanstieg zur Folge hat. 

Eine objektiv falsche Prognose kann zu einem fal­
schen ;Timing führen, d. h. dazu, daß bestimmte 
Maßnahmen zu einem ungeeigneten Zeitpunkt an­
gesetzt werden: 

Und hier ein Beispiel: Arbeiterkündigungeh noch 
vor dem Ende der Saison oder sachlich unbegrün­
dete Notverkäufe. 

Und nun noch zur Austro-Mentalität sagt das 
Gutachten: 

Das wirtschaftliche Verhalten, verstanden als 
eine wirtschaftlich belangreiche Entscheidung, reflek­
tiert die Wirkung eines komplex verbundenen Bün­

dels von verhaltenssteuernden Einflußfaktoren. 
Auch die „sogenannte", geistige Landschaft und die 
tradierte oft objektiv falsche Erfahrung der Bewoh­
ner eines Landes kann verhaltenssteuernd wirken. 

In Österreich ist die Auf nahmewilligkeit der wirt­
schaftenden Menschen für pessimistische Progno­
sen ebenso wie deren gedächnismäßige Hafttiefe 
eine besonders große und bildet bei der Generation 
der bereits Erwerbstätigen einen Bestandteil der 
persönlichen Grundstruktur. 

Als Beispiel wird angeführt: Die Mentalität vie­
ler Österreicher ist in ökonomischen Belangen von 
der lokalen und sich weitgehend nur sektoral aus­
wirkenden Wirtschaftskrise von 1873, also zur Zeit 
der Weltausstellung in Wien, bestimmt. Die Folgen 
sind u. a. heute noch: 

Eine Abneigung gegen Aktienerwerb beim gro­
ßen „Publikum", international und angesichts der 
Sicherheit der Währung der Massenkauf kraft ge­
ringe Sparneigung und die Disqualifikation der Tä­
tigkeit der Börse und der Geldinstitute. 

Die Produzentenmentalität, nicht die Mentalität 
der Konsumenten, ist in Österreich vielfach von ei­
nem habitualisierten Pessimismus bestimmt: Man 
übernimmt" ungeprüfte Burteilungskriterien, die in 
einmaligen historischen Situationen richtig gewesen 
waren:_ 

Weil „klein", ist Österreich wirtschaftlich nicht 
lebensfähig oder 

„Alles wird teurer" (was heißt „alles", was heißt 
„teurer"). 

Der Schilling „wackelt", gibt „nichts" aus oder 
ist „nichts" wert, u. ä. 

Die Verhaltensmüster im Bereich" der Wirtschaft 
sind in Österreich weitgehend invariant und von 
Skepsis hinsichtlich der künftigen Entwicklung be­
stimmt, weshalb der Übernahme pessimistischer 
Gedankengänge und Prognosen relativ wenig Wi­
derstand entgegengesetz wird. Nur ein „Nonkon-
formist" ist Optimist. Die Chancen alternativen 
Handelns werden daher unzureichend genutzt. Der 
Anpassungsmechanismus der Wirtschaftenden ist 
durch sozialpsychologische Faktoren gehemmt und 
die Bewertungsmaßstäbe auch mancher Wirtschafts­
führer sind in einem hohen Maß irrational und bei 
pessimistischen Prognosen defensiv-apathisch. Da­
her z. B. die Flucht in die zu weitgehende Admi­
nistrierung der Märkte, in die vielfach die Entwick­
lung hemmende Preisbildung und in die Preis­
sicherung. 

Und nun macht der Gutachter folgende Vor­
schläge: 

Der Pessimismus in Fragen wirtschaftlicher Ent­
scheidungen ist dem Österreicher derart eingebo­
ren, daß es besonders nachdrücklicher, Gegenmaß­
nahmen bedarf. 

Die Motivationsstruktur der Österreicher in Fra­
gen des Wirtschaftens bedarf einer Änderung durch 
Transparentmachung der wirtschaftlichen Zusam­
menhänge. 

Zu diesem Zweck ist notwendig die Einflußnahme 
auf die Massenmedien, damit diese in Wirtschafts­
angelegenheiten objektiv berichten und nicht ein­
seitig lediglich Negativa akkumulieren und auf 
diese Weise, die Krankengeschichte der Wirtschaft 
Österreichs als diese selbst ausgeben. 
. Es geht daher nicht um die Produktion von öpti-
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mistisch gefärbten und daher falschen Informatio­
nen, sondern um deren Objektivität und um ihre 
Orientierung an den nationalen Interessen. 

Dabei ist Information unter Bedachtnahme auf 
das zur Beantwortung gestellte Thema als am In­
teresse der Nation orientierte Ein-Bildung der 
Wirklichkeitsinhalte der' Wirtschaft Österreichs in 
die Mentalität der Wirtschaftstreibenden aller Pro-
dukt'ionsbereiche und Ränge zu verstehen. 

Weiters wird noch notwendig die Einflußnahme 
auf den Unterricht in allen Schulstufen. 

Mehr Raum für einen sachlichen und verantwor­
tungsbewußten Wirtschaftskundeunterricht, der von 
Experten zu erteilen ist. Der Pessimismus der 
Österreicher in Wirtschaftsfragen ist oft nur ein 
sich intellektuell oder informiert gebender Reflex 
von Unbildung. 

Förderung der Publikation der positiven Erfolge 
der österreichischen Wirtschaft, ob die Eigentümer 
der Unternehmungen nun Private oder Gebietskör­
perschaften sind. 

Sachurteile sollen Vorurteile ablösen. Eine sach­
lich gedeckte pessimistische Prognose kann daher 
bei geänderter Mentalität Anlaß zu wirksamen Ge­
genmaßnahmen sein. 

Vorurteile sind für den Unerfahrenen „eine Er­
lösung auf seinem gewundenen Weg der sozialen 
Orientierung". Daher wird jedem Versuch, die Vor­
urteile durch allgemeine und spezifische Wissens­
vermittlung zu verringern, Widerstand entgegen­
gesetzt werden. Anderseits können den Vorurteilen 
und der Mentalität die Grundlagen nur durch Er­
weiterung des Erfahrungsbereiches also durch Wis­
sensvermittlung entzogen werden. 

Die gutachtlichen Äußerungen sind u. a. durch 
Literaturstudien und durch eine selektive Befra­
gung von Experten begründet. Eine umfangreiche 
Befragung, für die der Gutachter Interviewer eines 
Meinungsforschungsinstitutes hätte engagieren müs­
sen, wäre nach Schätzung auf etwa 500.000 Schil­
ling gekommen. Diese Kosten der Ermittlung stün­
den in keinem Verhältnis zu dem vom Landtag er­
warteten Resultat und wären besser im Sinne der 
Vorschläge zur Förderung der wirtschaftskundli-
chen Erziehung und auf diese Weise_der Wirtschafts­
mentalität in der Steiermark zu verwenden. 

Prof. Burghardt hat in seinem Schreiben ange­
boten, den Damen und Herren Abgeordneten des 
Steiermärkischen Landtages für eine Interpretation 
seines Gutachtens zur Verfügung- zu stehen. Im 
Ausschuß wurde ein solcher Wunsch nicht geäußert. 

Da die vorliegenden gutachtlichen Äußerungen 
umfangreich sind und sieh mit dem aufgeworfenen 
Thema eingehend auseinandersetzen, erachtet es die 
Steiermärkische Landesregierung für nicht notwen­
dig, weitere wissenschaftliche Analysen einzuholen. 
(Zwischenruf von der SPÖ: „Das ist aber schade!") 

Der zuständige Ausschuß hat sich mit dieser 
Frage befaßt. Der Antrag konnte nicht die einstim­
mige Zustimmung rinden, sondern wurde mit Mehr­
heit beschlossen. Ich darf mir erlauben, nanlens 
der Mehrheit des Ausschusses folgenden Antrag zu 
stellen: Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregie­
rung zum Antrag der Abgeordneten Prof. Dr. Eich-
tinger, Burger, Jamnegg und Ritzinger, betreffend 
eine exakte Untersuchung, inwieweit bewußt oder 

unbewußt erzeugter Pessimismus die Wirtschafts­
kraft eines Landes schwächen und damit die Ar­
beitsplätze gefährden kann, wird zur Kenntnis ge­
nommen. 

Präsident: Als erster Redner hat sich Herr Abg. 
Dipl.-Ing. DDr. Götz gemeldet. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Hohes Haus! Sehr ge­
ehrte Damen und Herren! Der Berichterstatter war 
so freundlich, das vorliegende Gutachten recht aus­
führlich zu schildern (Abg. Zinkanell: „Einige 
Klammerausdrücke haben gefehlt!"), so daß ich zu 
dem Gutachten selbst nicht allzuviel zu sagen habe. 

Die Dreiteilung dieses Gutachtens kann in etwa 
so aufgefaßt werden, daß der erste und der dritte 
Teil, der Begriffskatalog einerseits und die Vor­
schläge andererseits, eine im gegebenen Rahmen 
durchaus interessante Studie darstellen, während 
der zweite Abschnitt, der sich mit dem wirtschaft­
lichen Verhalten, den Folgewirkungen, den Progno­
sewirkungen und vor allem mit der Austro-Men-
talität beschäftigt, sicherlich in seiner Aussage nicht 
unumstritten ist. Ich nehme die eine Jahreszahl, die 
Wirtschaftskrise 1873 heraus. Von dieser Krise ab­
leitend kommt Prof. Burkhart zu dem Ergebnis, 
daß vom damaligen Zeitpunkt her eine negative 
Einstellung etwa zu Aktienkäufen gegeben sei und 
eine etwas oder stark pessimistische Wirtschafts-
Mentalität. Meine Damen und Herren ,ich will mich 
keineswegs in eine Fachdiskussion mit dem Verfas­
ser des Gutachtens einlassen, aber ich möchte 
ebenso klar aussprechen, ich glaube es nicht. (Lan­
deshauptmann Krainer: „Sie glauben also dem 
Gutachten nicht!") 

Ich glaube nicht, daß eine passive oder pessimisti­
sche Einstellung tatsächlich nur das Jahr 1873 zur 
Grundlage hat und man die gesamte Entwicklung 
des Ersten und des Zweiten Weltkrieges, der Nach­
kriegszeit einfach unter den Tisch fallen läßt. Wenn 
man im Zusammenhang mit einer Wirtschaftskrise 
eine Zahl hernimmt, die — das wurde im Ausschuß 
gesagt, ich will mich nicht mit fremden Federn 
schmücken •— den meisten österreichischen Staats­
bürgern überhaupt fremd ist, dann kann man 
daraus nicht ein doch massenmäßig sehr deutliches 
Verhalten ableiten, wie es der Gutachter behaup­
tet. Das ist auch der Grund, warum die freiheit­
lichen Abgeordneten dieser Vorlage nicht zustim­
men können. 

Aber, meine Damen und Herren, selbst wenn das 
nicht der Fall wäre und wenn man sagen könnte, 
„gut, es liegt nun ein Gutachten vor über einen 
Antrag", dann bleibt immer noch eine zweite Frage, 
die mir viel wesentlicher erscheint, nämlich die 
Frage, was soll es? Was soll dieser Antrag? Meine 
Damen und Herren, es gibt hunderte von Proble­
men, die unbestritten interessant sind. Man könnte 
beispielsweise eine wissenschaftliche Untersuchung 
darüber führen, welche Auswirkungen politische 
Entscheidungen haben, die gegen die einhellige Mei­
nung von Fachexperten im wirtschaftlichen Bereich 
erfolgen. Wäre auch eine interessante Studie. Aber 
was soll sie? Dort, wo der Landtag in seinen 
Rechten und Pflichten wirtschaftspolitische Entschei­
dungen zu treffen hat, wird er die — und das un-
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ter&ielle ich jedem Mitglied des Hohen Hauses — 
nach bestem Wissen und Gewissen, wie es sein Eid 
in diesem Haus verlangt, treffen. Jeder einzelne 
wird sich informieren und nach seiner Beurteilung 
entscheiden. Es ist undenkbar — und sei es auch 
durch einen „professöralen Maulkorb" -r- diese Ent­
scheidung etwa einschränken zu wollen. 

Aber der wesentlich größere Teil der wirtschaft­
lichen Entscheidungen liegt ja beim einzelnen Un­
ternehmer und dieser einzelne Unternehmer hat 
sein Risiko und seine Entscheidungen ebenso abzu­
wägen und sie nach bestem Wissen und Betriebs­
erfordernissen zu treffen. Da nützt keine theoreti­
sche Studie über wirtschaftlichen Pessimismus oder 
Nicht-Pessimismus, sondern da sind die Dinge des 
Auftragsstandes, der Marktsituätion, des Wettbe­
werbes,, der Konkurrenzfähigkeit letzten Endes aus­
schlaggebend. Wenn man ein Übriges tun will und 
sich sagt, na gut, die Vorschläge, die hier gemacht 
werden, sind objektive Information, wie im Zusam­
menhang mit. Punkt 25 der Tagesordnung, aber 
diese Tatsachen sind _doch Binsenweisheiten, etwa 
daß Sachurteile vor Vorurteile gestellt werden sol­
len. Ja, aber meine Damen und Herren, ist es im­
mer so, daß wirklich die Sachurteile vor Vorurtei­
len stehen oder geht es darum, daß irgendwo in 
irgendeinem Gremium etwa zufällig eine Mehrheit 
feststellen will, daß nur das, was die Mehrheit ver­
tritt, ein Sachurteil ist? Und das, was eine Minder­
heit vertritt, ein Vorurteil ist! (Landeshauptmann 
Krainer: „Das läßt sich ja objektiv feststellen!") 

Ja, Herr Landeshauptmann, nach Ihren heutigen 
Ausführungen zur Objektivität hege ich einige 
Zweifel daran. Es ist die Gleichung, politische Mehr­
heit ist gleich objektive Wahrheit, zwar sehr lustig 
aufzustellen, aber sie ist falsch, meine Damen und 
Herren. 

Und daher möchte ich an eine Inaugurationsrede 
eines Rektors der Technischen Hochschule in Graz 
erinnern, der einmal im Zusammenhang mit For­
schungsproblemen erklärt hat, daß die Entwicklung 
Von der zweckfreien Forschung zur zweckgebunde­
nen Forschung geführt hat und nunmehr endlich 
bei der zwecklösen Forschung gelandet sei. Und 
daher möchte ich nun nicht hoffen, daß die Kette 
der Anträge in diesem Hohen Haus etwa einen 
gleichen Weg nehmen soll, obwohl dieser Antrag — 
die Antragsteller mögen es mir verzeihen — mich 
fast etwas Ähnliches glauben läßt. 

Präsident: Nächster Redner ist Abg. Dipl.-Ing. 
Fuchs. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: /Hohes Haus! Meine Da­
men und Herren! Ich befinde mich wieder einmal 
in Gegensatz mit dem Herrn Vizebürgermeister von 
Graz, DDr. .Götz; eine Tatsache, die scheinbar heute 
mein Los ist) die mich aber nicht hindern wird, 
trotzdem mit meinen ebenso vorbereiteten Ausfüh­
rungen zu beginnen. , 

Das Gutachten des Herrn Prof. Burghardt, das 
dem Hohen; Haus vorliegt, und das, glaube ich, zu 
Recht verlesen wurde (Abg. Heidinger: „Wir kön­
nen lesen!"), r— weil es laut gelesen und gut zu­
gehört, noch,besser wirkt als wie im Stillen über­
flogen —- ist doch in seiner Aussage etwas zu ernst, 
als daß man nur so darüber hinweggeht und sagt 

„na wozu das Ganze",- und „was soll's" und auch 
das Jahr 1873 ist nicht das einzige, an das man sich 
schon im Ausschuß geklammert hat und das man 
hier wieder vorgebracht hat. (Nur als Beispiel.) 
(Abg. Zinkanell: „Es müßte schon weiter zurück­
liegen, aus der Metternich-Zeit — ein Mini-Metter-
nieh!) 

Es ist halt traurig, wenn alles, was man an ei­
nem Gutachten findet, nur ein Jahreszahl ist und 
im übrigen sagt man, „das erste und das dritte ge­
fällt mir, das zweite ist eine Binsenwahrheit und 
wegen der Mitte kann man streiten, weil eben z. B. 
die eine Jahreszahl da steht". (Abg. Dipl.-Ing. DDr. 
Götz: „Das sind ja nur Begriffsbestimmungen, Herr 
Kollege!) 

Ich bin ein zu bescheidener Mensch, als daß ich 
mich mit Herrn Prof. Burghardt, der immerhin Vor­
stand des Institutes für Sozialpolitik und Betriebs-
Soziologie ist, in eine Diskussion einlassen möchte, 
wie weit das Verhalten des Einzelnen auch durch 
~das Jahr 1873 bestimmt sein könnte. 

Ich bin überzeugt, daß es, was für uns sehr lächer­
lich klingt, schon sicher einen Kern hat, obwohl ich 
es mir nicht gut vorstellen kann. (Landeshauptmann 
Krainer: „Er sagt, nur für die Aktienbesitzer, für 
die Geldwechsler!") 

Nur für die Aktienbesitzer und Kuponschneider. 
(Abg. Ileschitz: „Dann soll man das bei den Aktien­
besitzern sagen und doch nicht hier im Landtag!"! 

Bitte sehr! (Abg. Pölzl: „Die hört man im Fern­
sehen ab und zu, Berichte über Aktienverkäufe und 
Aktienankäufe. Da habt Ihr eine gute Erfahrung!") 

Indirekt sind sehr viele Österreicher Aktienbesit­
zer. (Zahlreiche. Zwischenrufe.) 

Präsident: Glockenzeichen •— 
nicht dauernd zu unterbrechen! 

Bitte den Redner 

Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: Meine lieben Kollegen, es 
dauert länger, je mehr Sie sich untereinander un­
terhalten. (Ab. Zinkanell: „Wir haben Zeit gehabt 
zuzuhören, wir haben auch jetzt Zeit!") 

Ich glaube es wird nicht so gefährlich sein. Indi­
rekt sind sehr viele Österreicher Aktienbesitzer, 
z. B. über verschiedene Vereine, die ja^im Porte­
feuille beträchtliche Aktienbeträge haben. So ganz 
aus der Luft herbeigezogen ist das ja nicht. Das ist 
ja auch nicht das Wesentliche. Zwei Fragen sind 
hier zu stellen. 

1. Ist der Inhalt etwa so, wie man sich ihn vor­
gestellt hat bei der Fragestellung? Ich muß sagen, 
die Schlußfolgerungen, zu denen der Prof. Burg-, 
hardt gekommen ist, werden von anderen sehr 
namhaften Wissenschaftern und Politikern erhär­
tet. Ich werde mir erlauben, Ihnen später einige 
Beispiele dafür zu bringen. Auch der Herr Prof. 
Schiller, der in Deutschland Bundeswirtschafts-
miriister ist, kommt zu ähnlichen Schlußfolgerun­
gen. (Abg. Ileschitz: „Aber nicht auf Grund von 
Gutachten, Herr Kollege! Er kann es, er braucht 
auch nichts dafür zu bezahlen!" —. Heiterkeit bei 
der SPÖ.) 

Herr Kollege Ileschitz, wir hätten das Gutachten 
vielleicht nicht bezahlen können und außerdem hat 
er nicht die Zeit, um uns eines zu machen. 

Iii der Einleitung wird von Prof. Burghardt •— 
das erscheint mir wesentlich und das ist auch der 



44. Sitzung des Steierm. Landtages, VI. Periode — 26. Februar 1959 1945 

Grund und Anlaß zur ganzen Fragestellung — von 
einem bewußt oder unbewußt erzeugten Pessimist 
mus gesprochen. Das hat nichts zu tun mit einem 
natürlich gewachsenen -Pessimismus, sondern das 
ist ein Pessimismus, der erzeugt wurde. Der Herr 
Prof. Burghardt geht in seine Definition weiter und 
sagt: „Ich verstehe hier unter einem erzeugten Pes­
simismus nicht einen Pessimismus, der auf Grund 
falscher oder sägen wir im Sinne von lügenhaften 
Aussagen zustandekommt". Falsche Aussagen hat 
der Herr Kollege Leitner gebracht, indem er zum 
großen Erstaunen des leider nicht sehr aufmerksa­
men Hausese gesagt hat, daß man die Präbichl-
straße nicht ausbaut und versucht die Eisenbahn 
einzuschränken, um den Erzbergbau zu verhindern. 
Das ist eine unwahre Behauptung, Herr Kollege. 
(Abg. Leitner: „Aber schauen Sie, wie lange es 
schon versprochen wurde und nichts gemacht wor­
den ist. Was die Bahn betrifft, da fragen Sie den 
Herrn Landeshauptmann!") 

Sie haben gesagt, es wird nicht gemacht mit dem 
Ziel, die Erzförderung einzuschränken. Ich sage Ih­
nen, das ist eine unwahre Behauptung und eine 
Art von Miesmacherei, die hier in diesem Gutach­
ten gar nicht erwähnt ist. (Landeshauptmann Krai-
ner: „Bewußter Pessimismus!" — Abg. Leitner: 
„Der Herr Landeshauptmann hat auf der Grazer 
Messe gesagt, daß der ganze Industriebereich um 
den Erzberg verlagert werden müsse!") 

Herr Kollege Leitner, Sie können mir nicht 
erzählen, daß der Herr Landeshauptmann auf der 
Grazer Messe gesagt hat, wir wollen den Erzberg­
bau verringern. Das ist lächerlich. Sie haben be­
wußt etwas Unrichtiges gesagt. Völlig bewußt. (Abg. 
Leitner: „Ich mache es nicht so wie die Horizonte-
Sendung!" — Abg. Ritzinger: „Er hat es ja nicht 
gesagt, er hat es nur verlesen!") 

Der Gutachter meint hier nur einen Pessimis­
mus, der meiner Meinung nach viel gefährlicher 
ist als der Pessimismus, wie ihn der Herr Kol­
lege Leitner machen würde, nämlich eine Form von 
Pessimismus, die nur eine Seite von Erscheinungs­
formen nimmt. Sie sagt, ich habe hier dieses oder 
jenes und ich lasse bewußt eines weg und nehme 
das andere her und biete sofort für die Schluß­
folgerung, die ich auf die Zukunft ziehe, Beweise 
an, die ich jederzeit auf den Tisch legen kann. Ich 
kann sagen, hier sind zehn Entlassungen, es kommt 
die Arbeitslosenwelle, weil hier zehn Entlassungen 
sind. Das ist eine Form von Miesmacherei, wie sie 
hier der Gutachter meint, die nichts mit der rein 
lügenhaften Information zu tun hat, sondern nur 
eine einseitige Darstellung und Betonung gewisser 
Erscheinungsformen mit sich hat. (Abg. Scheer: 
„Das hat ja niemand bestritten! Die Frage ist nur, 
was soll das Gutachten!") 

Schauen Sie, melden Sie sich auch zu Wort. Ich 
komme gleich dazu, aber Sie lassen mich nicht. Sie 
müssen nicht zweimal so laut sein, wie die ande­
ren. Es ist nicht notwendig. 

Es ist hier von einer sehr gefährlichen Form von 
Pessimismus die Rede. Der Begutachter kommt zu 
dem Schluß, daß diese Form von Pessimismus zwei­
felsohne auf eine Wirtschaft Auswirkungen haben 
kann. 

Jetzt kommt die zweite Frage, die auch der Kol­
lege DDr. Götz angeschnitten hat, die wir uns alle 

gestellt haben und die im Ausschuß zum Ausdrück 
gebracht wurde. Ist es Aufgabe des Steiermärki-
schen Landtages solche Fragen zu stellen und sich 
mit solchen Fragen zu befassen. (Präsident Afritsch: 
„Bestimmt nicht!" — Landeshauptmann Krainer: 
„Sie wollen nichts von der Wirtschaft wissen, noch 
dazu vom Pessimismus!" —Zahlreiche unverständ­
liche Zwischenrufe.) ... • 

Herr Präsident, bitte mir Ruhe zu verschaffen. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. Fuchs. 

Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: Es ist also so, daß der 
Herr Kollege Dr. Klauser in seiner Budgetrede ge­
sagt hat in einem etwas hitzigen Moment, die Zen­
sur soll eingeführt werden. (Abg. Dr. Klauser: „Das 
geht in die Richtung!") 

Ganz laut hat er das geschrien: „Ihr wollt Zen­
sur und Ihr wollt uns einen Maulkorb umhängen." 
(Unverständliche Zwischenrufe. — Abg. Zinkanell: 
„Es ist höflich mit ,Austromentalität' umschrieben. 
Es könnte ja auch anders heißen!" — Abg. Pölzl: 
„Wir können auch verwechseln Zyankali und Zin­
kanell!" — Heiterkeit bei der. ÖVP. -^ Weitere 
Zwischenrufe.) 

Ich möchte sagen, daß man' bei sehr pessimisti­
scher Beurteilung der Äußerungen des Dr. Klauser 
zu dem falschen Schluß kommen könnte, daß man 
sagt, jetzt müssen wir schnell ein Plakat aufmachen 
„Der Herr Landeshauptmannstellvertreter DDr. 
Schachner ist für die Erhaltung der Redefreiheit in 
Österreich". Das wäre eine Verhaltensweise auf 
Grund eines erzeugten Pessimismus — wenn über­
haupt irgend jemand diesem Glauben schenken 
könnte. 

Aber, wie eindeutig nachweisbar ist, wirkt sich 
ein erzeugter Pessimismus und noch dazu wenn er 
von einer sehr maßgeblichen Persönlichkeit erzeugt 
wird, nachteilig auf die Wirtschaft aus. (Abg. Dr: 
Klauser: „Es kommt ja darauf an, wer das beur­
teilt, was erzeugter Pessimismus ist!" — Weitere 
Zwischenrufe.) , 

Schauen Sie Herr Dr. Klauser, damit wir uns 
nicht darüber streiten müssen, haben wir ein Gut­
achten bestellt. (Abg. Ileschitz: „Da hat die ÖVP 
einen Fehler gemacht!") . 
- Herr Kollege Ileschitz, ich möchte Sie darauf auf­
merksam machen, daß das Gutachten die Landes­
regierung bestellt hat und nicht die Österreichi­
sche Volkspartei. 

Ist ja klar, gezahlt hat sie es auch. (Landesrat 
Gruber: „Das ist ein Irrtum! Das ist doch ein An­
trag von Abgeordneten der ÖVP gewesen. Das 
Gutachten hat der Herr Landeshauptmann besorgt. 
Die Regierung hat es nicht beschlossen!") 

Herr Landesrat, tun Sie nicht taktisieren, Sie wis­
sen genau, daß die Landesregierung den Herrn Prof. 
Burghardt gebeten hat, dieses Gutachten zu erstel­
len. (Erster Landeshauptmannstellv. DDr. Schach-
ner-Blazizek: „Nein, das stimmt nicht! Der Auftrag 
muß vom Herrn Landeshauptmann oder von der 
Abteilung gekommen sein. Nur die Rechnung wurde 
der Regierung zur Bezahlung vorgelegt!") 

Aber in der Regierung ist das Gutachten vorge­
legt worden. Bleiben wir dabei. (Zahlreiche unver­
ständliche Zwischenrufe bei der SPÖ. — Präsident: 
„Ich bitte den Redner fortzusetzen!") 
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Schauen Sie, ich möchte folgendes sagen: Es ist 
bislang noch nicht der Versuch unternommen wor­
den, weder von der einen noch von der anderen 
Seite, soweit ich mich erinnern kann, das Gutach­
ten, in seinem Inhalt anzuzweifeln. 

Es ist auch niemand, glaube ich hier, der sagen 
kann, daß Herr -Prof. Burkhardt, selbst wenn der 
Herr Landeshauptmann bei ihm das Gutachten be­
stellt hat, unkompetent für diese Fragebeantwor-' 
tung wäre. Oder wollen Sie behaupten, daß er 
nichts davon versteht? (Landesrat Gruber: „Wir 
sagen nur, nicht allein kompetent!") 

Es ist sicher so, Herr Landesrat Gruber, daß Sie 
von verschiedenen Problemen der Böhlerwerke 
mehr verstehen als Prof. Burkhardt und der 
Schranz fährt ganz sicher besser Ski als er. Aber in 
diesen Fragen ist er für mich immerhin, wenn man 
auch nicht alles kritiklos hinnehmen soll, einer, der 
was davon versteht. (Abg. Dr. Klauser: „Es kommt 
auch nicht so sehr darauf an, was drinnen steht in 
dem Gutachten, als was dann damit gemeint wird!" 
—r Landesrat Gruber: „Über nichts ist in der letzten 
Zeit mehr gestritten worden als über Gutachten!" 
— Abg. Zinkanell: „Auf die Einschätzung kommt es 
an!") ' . . 

Ich bitte vielmals um Entschuldigung. Der Herr 
Abg. Schön hat sich anläßlich der Budget-Debatte 
sehr laut darüber beklagt, — und meiner Meinung 
nach zu Recht" beklagt — daß die Gutachten, die 
die ÖIG bestellt hat über die Reorganisation der 
Eisen- und Stahlindustrie, zu früh in die Öffent­
lichkeit gekommen sind und ich glaube, es war der 
Abg. Schön, der gesagt hat, daß auf Grund dieser 
Veröffentlichung von besonders pessimistischen 
Vorhersagen den betroffenen Betrieben wesentliche 
Nachteile erwachsen können und auch erwachsen 
sind. 

Und aus welchem anderen Grund haben wir uns 
denn alle über die falsche Aussendung im Rund­
funk über das Kohlenproblem ausgelassen? (Lan­
desrat Gruber: „Weil es unrichtig und unsachlich 
war!") 

Aus welchem Grund alterieren sich alljährlich 
bei der Budgetdebatte die Abg. Zagler, Burger, 
Vinzenz Lackner und vor allem der Herr Landes­
hauptmann, über Aussendungen, die ja effektiv 
nicht richtig sind, von wo immer sie kommen — sie 
sind trotzdem nicht richtig — aber sie schädigen 
die Betriebe, die sie betreffen und sie haben nach­
teilige Auswirkungen. Wenn man also sagt, daß 
man sich darüber ein Gutachten bestellt, herrscht 
eine große Aufregung, „wozu ein Gutachten?" Ich 
muß Ihnen einmal etwas sagen: Warum sollen wir 
uns nicht einmal mit diesen unwägbaren Dingen 
der Wirtschaft befassen? Es ist uns allen völlig be­
wußt und völlig klar, daß ein Betrieb heute nicht 
nur nach dem Substanzwert, also nach den Grün­
den, Gebäuden und Maschinen, die er hat, zu beur­
teilen ist, daß er nicht nur nach seinem Ertrags­
wert zu beurteilen ist, ob er also ein Defizit bringt 
oder ein Aktivum, sondern daß ein Betrieb ein 
„goodwill" hat und genauso hat eine Völkswirt­
schaft einen „goödwill". Und das Ausland ist sehr 
hellhörig und wenn in einer Volkswirtschaft eine 
immerhin starke Gruppe immer sagt, „oh je, es ist 
aus" und „mit uns ist es aus'V so kann das doch 
schlechte Auswirkungen haben, nicht währ? (Abg. 

Leitner: „Der Herr Landeshauptmann hat in Graz 
gesagt, ,Österreich wird in Neutralität verhun­
gern!'") 

Der Herr Landeshauptmann hat gesagt, „wir 
wollen n i c h t in der Neutralität verhungern!" Das 
„Nicht" haben Sie wieder einmal weggelassen! 
(Landesrat Peltzmann: „Wir wollen nicht in Neu­
tralität verhungern!" — Abg. Pölzl: „Das war kom­
munistischer Zweckpessimismus, was der Abg. Leit­
ner gesagt hat!") 

Der Herr Landeshauptmann hat klar zum Aus­
druck gebracht, daß, wenn es eine Frage des Ver­
hungeren gäbe in der Frage der Neutralität, dann 
werden wir sicher nicht bei den verhungernden 
Neutralen sein! Das war genau das, was der Herr 
Landeshauptmann gesagt hat. 

Diese ganzen Reden, die ich jetzt zitiert habe, ob 
vom Herrn Abg. Schön oder vom Herrn Abg. Bur­
ger oder vom Herrn Abg Zagler, und unsere Bitte 
an den Österr. Rundfunk um Richtigstellung, das 
waren auch keine Fragen der Einführung einer 

. Zensur oder daß man vielleicht den Zeitungen oder 
dem Rundfunk verbietet, dies oder jenes zu sagen. 
Da ist es ganz ruhig. Wo ist da das Zensurgeschrei? 
Aber wenn man sagt, jetzt schauen wir einmal, wie 
wirken sich alle negativen Äußerungen, die da und 
dort fallen, aus, dann heißt es gleich „wozu denn" 
und „das brauchen wir nicht" und „ihr bestellt ein 
Gutachten und macht damit parteipolitische Propa­
ganda". (Abg. Zinkanell: „Auf Kosten des Landes! 
Das von der Parteipropaganda habt Ihr gesagt!") 

Schauen Sie, Herr Koll. Zinkanell, Sie wissen, 
was das gekostet hat. Und ich kann nur sagen . . . 
(Abg. Nigl: „Was sagen Sie zum Gutachten, daß 
von der Unfallversicherung für die Raffinerie Lanr 
nach bestellt worden ist?" — Abg. Ileschitz: „Das, 
ist doch ein Unsinn, das ist ganz was anderes!") 

Herr Kollege Ileschitz, das ist kein Unsinn und 
das ist auch eine durchaus legitime Frage und wenn 
Abgeordnete des Steiermärkischen Landtages das 
wissen wollen, in einer Zeit, in der über so viel 
diskutiert wird, von der Jugend angefangen und 
in der man alle Tabus in der Öffentlichkeit be­
redet, da soll man nicht die Frage stellen dürfen, 

- was es einer Wirtschaft schaden kann, wenn man 
" ständig und dauernd miesmacht? Ich kann nur sa­

gen, wer sich betroffen fühlt, soll es sagen. Es ist 
doch gegen niemand persönlich gerichtet. (Abg. Zin­
kanell: „Wie war denn das dann heute Vormittag 
mit der Stadtgemeinde? War das kein Miesma­
chen?") 

Herr Kollege Zinkanell, in der Stadtgemeinde 
sitzen alle drei Parteien. Und ich müßte Ihnen, auch 
sagen, in einem Landtag, in dem beide Parteien so 
stark vertreten sind, — pardon, in dem zwei davon 
so stark vertreten sind — und immerhin eine dritte 
und eine vierte auch noch, in einem solchen Land­
tag wird man doch so eine Frage stellen dürfen? 
Und zwar ohne daß sich fast die Hälfte fürchter­
lich aufzuregen beginnt. (Zwischenruf von der ÖVP: 
„Das schlechte Gewissen!" — Abg. Zinkanell: „Das 
gebrannte Kind! Austromentalität, das ist eine höf­
liche Umschreibung für das, was Ihr Euch darun­
ter vorstellt!"—: Abg. Feldgrill; „Das ist ein Aus­
druck, den Prof. Dr. Bürghardt verwendet hat!:") 

Herr .Kollege Zinkanell) weil Sie immer mit der 
„Austromentalität" kommen, wollen Sie unterstel-
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len, daß wir dem Herrn Prof. Burghardt vielleicht 
das Gutachten diktiert haben? Wollen Sie dem aka­
demischen Lehrer wirklich sagen, daß er hur das 
geschrieben hat, was wir gern hören wollten? Das 
ist doch wirklich lächerlich. 

In einer Zeit, in der hier Zeitungsmeldungen 
herumflattern wie „die Arbeitsplätze sind in Ge­
fahr", „ist Ihr Arbeitsplatz noch sicher?" oder 
„Kreisky, eine Gefahr für Österreichs Wirtschaft", 
„Krisenalarm", „Klaus, kein Weg aus der Misere", 
das aber bitte in der Arbeiterzeitung, oder „Bun­
desrepublik, die Krise ist da!" (Landesrat Gruber: 
„Herr Abg. Fuchs, ich gebe Ihnen noch ein paar 
Zeitungen dazu, Ihre Zeitungen: ,Land ohne Wirt­
schaftspolitik', ,Kohlenbergbau, Paß ohne Boden' 
usw.!"— Zahlreiche unverständliche Zwischenrufe.) 

Wir haben früher die Debatte um den Erzberg 
mit Interesse gehört. Der Herr Kollege Schön war 
der erste und er hat gesagt „Der Weiß, der muß 
das in Ordnung bringen" und er hat dabei so durch­
klingen lassen, der Weiß ist der Vertreter der Ei­
gentümer und ein ÖVP-Minister; daß zufällig der 
Generaldirektor der VOEST ein Sozialist ist und 
der von der Alpine, die benachteiligt ist, von der 
ÖVP, das hat niemand gesagt! (Abg. Leitner: „Doch, 
ich habe das gesagt!" — Heiterkeit.) 

Sie haben recht, Sie haben das gesagt. (Abg. 
Schön: „Ich habe das in meiner Rede geschildert 
und es wurde dagegen Stellung genommen!") 

Im Gegenteil, wir haben alle applaudiert, obwohl 
sie das gesagt haben und sind nicht wie von der 
Tarantel gestochen, aufgesprungen. Aber jetzt ist 
eine Riesenaufregung und ein Riesenpalaver. 

Damit ich zum Ende komme. Die EWG-Kommis­
sion hat am 24. Jänner 1967 festgestellt, für einen 
Konjunkturpessimismus, wie er in einzelnen EWG-
Ländern unter Verallgemeinerung struktureller 
Schwierigkeiten bestimmter Wirtschaftszweige ver­
breitet wird, besteht kein Grund. In ihrem soeben 
veröffentlichten Konjunkturquartalsbericht zur Jah­
reswende unterstrich die EWG-Kommission, daß die 
Verbreitung eines derartigen Konjunkturpessimis­
mus allerdings selber als Rezessionsfaktor wirken 
könne. 

Ich muß Ihnen eines sagen. Wenn ich meine Kun­
den besuche und ich fahre von einem zum anderen 
und die ersten Drei sagen mir, jetzt wird alles 
schlecht, wir haben weniger zu tun. Glauben Sie 
nicht, daß man anfängt zu reagieren? Wenn Lan­
desräte, Minister, Finanzreferenten unter dem Ein­
druck von gewissen Symptomen in der Wirtschaft 
anfangen, Krisenalarm zu geben, dann sollen die 
Unternehmer nicht reagieren, wie es im Ausschuß 
geheißen hat. Das gibt es nicht, daß einer Leute 
entlaßt, nur weil er die Krise vor der Türe sieht 
oder weil es ihm eingeredet wird. Natürlich, das 
sind genauso Menschen und genauso sind die Ar­
beitnehmer Menschen, die auch zu reagieren begin­
nen. Die Wirkungen sind bekannt. Die entsprechen­
den Zitate, die ich hier massenhaft habe, gehen bis 
in die Zwanziger jähre zurück, wo ein englischer 
Wirtschaftsforscher gesagt hat: „Ist der Pessimis­
mus erst einmal aufgekommen, so wächst und ver­
breitet er sich. Wechselt irgendwo der Ton, so wirkt 
das suggestiv auf ganz entfernte Teile der Wirt­
schaft." Das ist leider die Wahrheit. Das ist nichts 
anders, als Professor Burghardt sagt und was in 

einem sehr drastischen Beispiel der Herr Döring 
aus Hannover unterstreicht, der sagt: „Eine Wirt­
schaftskrise entsteht, wenn man davon spricht." 
Wir haben es in der Volkswirtschaft mit einem 
empfindlichen Organismus zu tun, der auch auf 
psychologische Faktoren reagiert, zumal in hoch­
entwickelten Industrieländern, wo breite Schichten 
an der Einkommensentwicklung und Vermögens­
bildung teilnehmen und in der Hauptsache aus un­
genügender Kenntnis wirtschaftlicher Zusammen­
hänge auch auf das Krisengerede unter Umständen 
zu verheerenden Auswirkungen reagieren können. 
Dann rechnet er sich aus, wenn 25 Prozent der deut­
schen Sparer plötzlich 1000 DM abheben würde, 
was das für einen Bankenkrach gäbe. 

Ich bitte! Ich frage noch einmal Herrn Bürger­
meister DDr. Götz, ist die Frage zulässig, wenn 
solche Alternativen vor uns sind oder nicht? Ich 
glaube schon, daß sie zulässig ist. Ich bitte, mir 
kommt das Ganze so vor, daß man Dinge, die einem 
unangenehm sind, nicht gerne hören möchte. (Abg.' 
Scheer: „Ich habe mich schon zu Wort gemeldet, 
ich werde darauf antworten!" — Abg. Dr. Klauser: 
„Deswegen ist das Gutachten bestellt worden!") 

Nein! 
Das Gutachten ist aus dem Drang heraus bestellt 

worden und auch bezahlt worden, um Klarheit über 
die Zusammenhänge zu bekommen, die wir ahnen, 
die wir spüren, die wir irgendwie wissen und die 
aber nicht einmal Sie in diese markanten Worte 
kleiden können und zusammenstellen können, wie 
es hier Professor Burghardt gemacht hat. 

Ich habe Ihnen versprochen, noch zu sagen, was 
Professor Schiller zu diesem Thema sagt. Das war 
am 22. Dezember 1966 als in Deutschland die Krise 
wirklich auf dem Höhepunkt war, soweit man da­
von reden kann. Da hat Schiller gesagt: „ . . . es mufl 
der lähmende Pessimismus im Bereich der Wirt­
schaft überwunden werden können". Pessimismus 
kann lähmend wirken. Wenn er bewußt oder unbe­
wußt erzeugt wird, dann ist er etwas, was zwar 
nicht verboten werden kann und nicht darf. Aber 
mir kommt es vor und ich wäre dankbar, wenn 
das Hohe Haus diese Meinung teilen könnte, daß 
je höher die Position des einzelnen ist und je wei­
ter der Ausblick ist, den er auf Grund seiner Posi­
tion hat, daß er sich umso mehr bei Äußerungen, 
Feststellungen und Wahlreden Selbstdisziplin auf­
erlegen muß. Ich würde das als Selbstzensur be­
zeichnen. In diesem Sinne würde ich gerne eine 
Zensur einführen bei vielen Herren. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abg. Ger­
hard Heidinger, ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Gerhard Heidinger: Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich bin auch ein bescheidener 
Mensch. Ich werde mich auch nicht mit dem Profes­
sor Burghardt anhängen. Als schlauer Fuchs zitiere 
ich nicht Herrn Fuchs, sondern den Herrn Abg. 
Stöffler und den Herrn Landeshauptmann aus der 
heutigen Debatte. 

Der Abg. Stöffler sagte heute, z. B., die Situa­
tion so ernst sehen wie sie ist. Ich nehme an, er 
hat im Hinblick auf das Gesagte hier im Hohen 
Hause, eine verantwortungsbewußte Kritik geübt, 
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die aber — und das wollen Sie mir zugeben, — 
pessimistisch geklungen hat, weil anscheinend die 
Stadtgemeinde Graz keiner rosigen Zukunft entge­
gen sieht. 

Der Herr Landeshauptmann hat heute gesagt, 
„bei jeder leisen Kritik beginnt das demagogische 
Spiel. (Abg. Pölzl: „ . . . der Sozialisten! Das hat 
er nicht gesagt!") 

Auf diesen Zwischenruf — den ich zwar nicht 
bestellt habe — habe ich gewartet, denn dieses 
Gutachten, das ist nicht zu bestreiten, wird politische 
Konsequenzen nach sich ziehen. Immer dann, wenn 
Kritik verantwortungsbewußt an die Bevölkerung, 
an die Regierung, im Parlament, im Landtag etc. 
herangetragen wird, oder kritikwürdiges aufzeigt, 
wird man feststellen, hier wird Pessimismus er­
zeugt, es wird die Wirtschaft geschädigt und Sub­
version betrieben. (Abg. Prof. Dr. Moser: „Das ist 
doch ganz was anderes!") 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
ÖVP, sie sind nicht im Besitz der absoluten Wahr­
heit- Wir sind es auch nicht. (Abg. Zinkanell: „Und 
auch nicht der Unfehlbarkeit!") 

Aber ich bitte Sie, uns doch nicht unterstellen 
zu wollen, daß alle Äußerungen die wir von uns 
geben, wirtschaftsschädigend sind. (Landeshaupt­
mann Krainer: „Das hat niemand behauptet! Nur 
gelenkte pessimistische Äußerungen!") 

Wenn Sie reden, Herr Landeshauptmann, gebietet 
des die Höflichkeit zu schweigen, aber nichts desto 
trotz hat Herr Abg. Fuchs nur die Arbeiterzeitung 
zitiert. (Landesrat Peltzmann: „Der -Schiller ist 
nicht die Arbeiterzeitung!") 

Schiller ist keine Zeitung, das ist ein Professor. 
(Beifall bei der SPÖ"— Ländesrat Peltzmann: „Ich 
habe gesagt, die Ausführungen des Prof. Schiller 
sind nicht aus der Arbeiterzeitung!" — Landesrat 
Gruber: „Zwischenrufe von der Regierungsbank, 
das hat es beim anderen Präsidenten nicht gege­
ben!") 

Natürlich dürfen Sie die Arbeiterzeitung lesen, 
nur reißen Sie die Worte und Sätze nicht aus dem 
Zusammenhang." Der Antrag der ÖVP-Abgeordne-
ten in Verbindung mit dem Gutachten des Profes­
sors Burghardt ist nichts anderes und das befürchte 
ich, als ein wissenschaftlich garnierter Maulkorb für 
jene, die verantwortungsbewußte Kritik üben. 
(Abg. Ritzinger: „Aber, aber!" — Landeshaupt­
mann Krainer: „Wenn Sie das glauben, tun Sie 
mir leid!") 

Ich befürchte es nicht nur, sondern ich weiß, wel­
che Konsequenzen Sie bei Wahlen daraus ziehen 
werden. Darf ich den Abgeordneten von der ÖVP 
die „rote Katze" bei den letzten Wahlen in Erin­
nerung rufen. Das war Miesmacherei und Schwarz^ 
maierei, Sie behaupteten, ein Sieg der Sozialisten 
bedeutet ein kommunistisches Österreich. (Unver­
ständliche Zwischenrufe.) ^' - . 

Nächstes Jahr reden wir in diesem Hohen Haus 
viel-leichter als heute. 

Wenn ich nun erwäge — und Herr Abg. Götz 
hat es ebenfalls gesagt:— wozu dieser Antrag? Wo­
zu dieses Gutächten? Über eines sind wir uns alle 
einig, es beinhaltet nichts. Neues. Es ist nicht un­
bekannt, daß eine pessimistische öder optimistische 
Stimmung den Arbeitseifer eines Menschen beein­
flußt. Das "und nicht mehr, wenn auch in schöneren 

Worten als ich es hier zum Ausdruck bringen kann 
wird uns gesagt. Um bekanntes auszusagen, bedarf 
es nicht eines Wissenschafters. Es geht einzig und 
allein darum, uns wissenschaftlich den Mund zu 
stopfen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren und da 
geht es an das Grundsätzliche. Es geht um die freie 
Meinungsäußerung in unserem Lande. Daher kann 
man einem Antrag, der die freie Meinungsäußerung 
als Subversion und dergleichen bezeichnet, nicht 
unterstützen. (Landeshauptmann Krainer: „Wo 
steht das im Antrag?") 

Ich befürchte es, Herr Landeshauptmann, die 
Zwischenrufe beweisen es. (Abg. Nigl: „Er ist ein 
Pessimist!" — Abg. Egger: „Der Antrag richtet sich 
gegen den Wirtschaftspessimismus!"— Weitere un­
verständliche Zwischenrufe.) 

Schaun' Sie, Herr Kollege Dr. Heidinger, sie ha­
ben die Presse zitiert, wir haben ja in der Regie­
rung Leute, die diesen erzeugten Pessimismus wie 
Sie ihn anführen geradezu forcieren. Der Landesrat 
Peltzmann ist verantwortlich für die Steirische Sta­
tistik. Wie können Sie dort andauernd schreiben 
und mit Zahlen belegen, daß die steirische Wirt­
schaft stagniert. Das ist Subversion! (Landesrat 
Peltzmann: „Ich muß feststellen, ich bin für die 
steirische Statistik nicht mehr verantwortlich!") 

Sie waren aber sehr lange dafür verantwortlich. 
Das wäre ein Beispiel von erzeugtem Pessimismus, 
der immer wieder an die Menschen sogar amtlich 
herangetragen wird. Ich glaube, die Wirtschaft als 
solche kann sicherlich in dem einen oder anderen 
Sinne beeinflußt werden, aber ich bin der Meinung, 
daß es wesentlichere Kriterien zur Stärkung der 
Wirtschaftskraft eines Landes gibt, als Stimmun­
gen. In dem Punkt zweifle ich das Gutachten des 
Prof. Burghardt an. Es gibt reale Faktoren zur Be­
einflussung der Wirtschaft, wie etwa Technisierung, 
Rationalisierung, mit einem Wort Produktivitäts­
steigerung. . v 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der 
ÖVP den Versuch unternehmen, anhand von Aus­
schnitten aus der Arbeiterzeitung, die Sozialisten 
der Miesmacherei und Schwarzmalerei zu bezichti­
gen, so verweise ich sie auf den größten Schwarz­
maler in der ÖVP-Bundesregierung, den Finanzmi­
nister Dr. Koren, der mit seinem großen Pauken­
schlag ein 16-Milliarden-Schreckgespenst an die 
Wand malte und damit seine, Ministerkollegen vor 
größeren Forderungen schrecken wollte. Vielleicht, 
Herr Dipl.-Ing. Fuchs, hat er damit auch die Wirt­
schaft erschreckt. (Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: „Der 
schreckt niemand!") 

Der schreckt alle Österreicher mit seiner Steuer­
politik. (Landeshauptmann Krainer: „Das ist kein 
wirtschaftlicher Pessimismus!") 

Oder wenn der Herr Bundeskanzler Klaus vom 
„Gesundschrumpfen" redet, ist das nicht erzeugter 
Pessimismus? (Landeshauptmann Krainer: „Wo hat 
er diesen Satz gesagt?" —- Zahlreiche unverständ­
liche Zwischenrufe.) 

Die Vorlage entspricht nicht ganz dem Antrag 
und den Intentionen der antragstellenden Abgeord­
neten. Es -wurde eine exakte Untersuchung gefor­
dert. Eine solche liegt nicht vor. Es isi kein neues 
Ergebnis, es ist etwas, was alle Leutewissen, Ich 
befürchte, also, daß das Wenige zum Anlaß genom-
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men wird, um daraus politisches Kapital zu schla­
gen. Die Opposition im Parlament oder die Minder­
heit im Landtag will man mundtot machen. Des­
halb stimmen wir nicht zu. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Nächster Redner ist Abg. Prof. Dr. 
Eichtinger. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Prof. Dr. Eichtinger: Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Von einem „ppofessoralen 
Maulkorb" zu sprechen ist denn doch, gelinde ge­
sagt, eine kleine Anmaßung (Abg. Ileschitz: „Wenn 
das schon eine Anmaßung ist!"), noch dazu, wenn 
man sagt, den ersten und dritten Teil kann man als 
sehr interessant bezeichnen, aber dann stößt man 
sich am Jahr 1873. Und, Herr Kollege Ileschitz, es 
geht hier wirklich um keinen Unsinn, sondern es 
war hier wirklich die Absicht vorhanden, einmal 
wissenschaftlich feststellen zu lassen, inwiefern sich 
der erzeugte Pessimismus schlecht auswirkt und 
da drängt sich natürlich die Frage auf, geschieht 
es in der Praxis, daß manche Herren tatsächlich 
mit diesem Pessimismus rechnen und mit diesem 
Pessimismus ihre Politik machen? 

Und, Herr Kollege Heidinger, eines möchte ich 
Ihnen gleich sagen, verantwortungsbewußte Kritik 
ist hie schlecht. (Abg. Dr. Klauser: „Aber Sie beur­
teilen, was verantwortungsbewußt ist!") 

Im Gegenteil! Sie soll gefördert werden. Und auch 
Ihr „wissenschaftlich garnierter Maulkorb", Herr 
Kollege Heidinger, der dürfte nicht stimmen. Ich 
werde später noch darauf zurückkommen. Eines 
darf ich Ihnen auch noch sagen, Herr Kollege Hei­
dinger, wir haben uns von den Kommunisten nie 
wählen lassen! Auch das gehört hier noch einmal 
gesagt. (Abg. Ileschitz: „Oder in Ungarn, oder in der 
Tschechoslowakei, gemeinsame Regierung!") 

Bleiben wir in Österreich, Herr Kollege, lenken 
wir nicht ab! Ich weiß, das ist etwas unangenehm 
für Sie. Macht aber nichts. (Landesrat Peltzmann: 
„Dr. Kreisky hat das öffentlich zugegeben und jetzt 
streiten Sie es ab! Er hat auch zugegeben, es gehö­
ren 30 Jahre dazu, damit festgestellt werden 
konnte, daß Pittermann einen Unsinn gemacht 
hat!") 

Darum haben sie den Pittermann ja abgesetzt, 
Herr Kollege, das war's ja! 

Ich darf Ihnen eines hier zur Beruhigung sagen: 
Uns ist es klar und wir sind uns bewußt, daß eines 
der schrecklichsten Merkmale der totalitären Sy­
steme ist, daß man dort freie Presse, freien Rund­
funk und das freie Wort als unbekannte Einrich­
tungen betrachten muß und daß die Kritik, jenes 
Gut, das wir ja hochschätzen und das ein köstliches 
Gut unserer Demokratie ist, dort auch schärfstens 
verfolgt wird. Nicht um unseren wirtschaftlichen 
Aufstieg, Herr Kollege und nicht um unsere ma­
teriellen Güter beneidet man uns in gewissen Staa­
ten, sondern darum, daß wir frei und unbeküm­
mert unser Leben gestalten können. Und bei uns 
— auch das möchte ich sagen — da winkt niemand 
mit dem Maulkorb! Auch in Zukunft nicht! Wir 
schätzen echte Kritik, denn Kritik soll ja letzten 
Endes eines sein, sie soll Unterscheidungsvermögen 
sein, sie soll Urteilswille sein, sie soll gewissenhafte 
Prüfung sein, objektives Darstellen von Tatsachen. 
Das sind Selbstverständlichkeiten, die wir nicht 

missen möchten und wahrscheinlich auch Sie nicht. 
(Abg. Ileschitz: „Hat es jemals eine sozialdemokra­
tische Diktatur gegeben?") 

Wenn wir die Gefährlichkeit des Zweck-Pessimis­
mus aufzeigen, so deshalb, weil das Gespenst der 
Wirtschaftskrise und der Massenarbeitslosigkeit den 
Österreicher bloß kopfscheu macht. Wie Horst 
Knapp in den „Finanznachrichten" vom 1. März 
1968 schreibt: „Denn nicht die Wirtschaftskrise ist 
unvermeidbar, unvermeidbar ist aber, daß sich als 
Folge des dummen Pleite-Geredes die alten Zweifel 
an der Lebensfähigkeit Österreichs wieder einstel­
len." 

Das was hier Horst Knapp sagt, kann man nur 
drei- bis viermal unterstreichen. Das ist nämlich die 
Gefahr des gemachten Pessimismus - für den Staat 
und für seine Bevölkerung, die nach dem 2. Welt­
krieg eine ungeheure Auf bauleistung vollbracht hat, 
wie das heute aufgezeigt wurde. In den einzelnen 
Betrieben wäre das einfach tödlich. Da sind wir an 
jenem Punkt angelangt, wo im Interesse aller der 
Zweck aufhört, die Mittel zu heiligen. 

Die Vorlage selbst ist nüchtern und sachlich er­
stellt von einem Wissenschafter und sie stellt ein­
deutig fest, daß erzeugter Pessimismus tatsächlich 
die Wirtschaftskraft eines Landes schwächen und 
damit die Arbeitsplätze seiner Bewohner gefährden 
kann. Man ist tief beeindruckt, wenn man bedenkt, 
wie sehr auch im wirtschaftlichen Bereich psycho­
logische Aspekte wirksam werden können. Daß 
auch die Geldwertstabilität, das Vertrauen zur 
Kaufkraft der Geldeinheit, von psychologischen 
Aspekten lang- und auch kurzfristig beeinflußt wer­
den kann, hat der langjährige Präsident des deut­
schen Sparkassen- und Giroverbandes Dr. Fritz ge­
genüber der quantitativ mechanischen Auffassung 
vieler Theoretiker des Wirtschaftslebens immer 
wieder betont. Da die österreichische Mentalität der 
Aufnahme pessimistischer Prognosen leider beson­
ders entgegenkommt — und das meint man unter 
Austromentalität und nicht den Maulkorb Herr 
Kollege — und bei der Generation der bereits Er­
werbstätigen einen Bestandteil der persönlichen 
Grundstruktur bilden kann — wie Burghardt 
schreibt —, dadurch erhält dieses Problem seine 
besondere Bedeutung; speziell dann, wenn durch 
Massenmedien, und ich möchte hier besonders die 
Zeitungen heranziehen, pessimistische Stimmungen 
gleichsam am laufenden Band produziert werden. 
Mich hat es erschüttert, als im Jahre 1967 eine Ar­
beiterfamilie zu mir gekommen ist und gefragt hat, 
ob es einen Sinn hat, den Sohn studieren zu lassen, 
wo doch eine Massenarbeitslosigkeit in diesem Land 
droht. Wo soll man dann das Geld hernehmen? Das 
ist zeitlich zusammengefallen mit dem sogenannten 
Österreichspiegel, einem Produkt der Sozialisten 
Österreichs, wo in wirklich demagogischer Art und 
Weise ein ganz düsteres unheimliches Zukunftsbild 
unseres Landes gezeichnet wurde. Das ist gefähr­
lich, daß durch solche Bilder die Menschen er­
schreckt werden und Angst bekommen. Ich zitiere 
nur einige Aussprüche: „Einsparungen bei den So­
zialleistungen", „Mieterschutz wird aufgehoben" 
(auch hier im Ländtag flatterte schon der Zins­
geier, der inzwischen wahrscheinlich eingegangen 
ist), „Weniger Wohnungen werden gebaut" (alle 
wissen, es sind mehr Wohnungen gebaut worden). 
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(Unverständliche Zwischenrufe.) 
. Lesen Sie doch! Sie müssen es zugeben, es ist die 
Situation nicht so schlecht, wie Sie sie immer ma­
chen. (Landesrat Gruber: „Selbst trauen Sie sich 
das nicht zu sagen, da würden Sie ins Lachen 
kommen, wenn Sie das selbst sagen würden!") 

Oder weiter: „Withalm wül die dynamische 
-Rente rückgängig machen und andere Sozialleistun­
gen kürzen". Wo ist gekürzt worden? Oder: „ÖVP 
will weiterwursteln". (Der Kreisky wurstelt mit 
seinem Dr. Nenning, das ist geschehen.) 

Dieses pessimistische Bild, das im Oktober 1967 
gezeichnet wurde, da hätte man annehmen können, 
daß es 1968 ad acta gelegt wurde. Im Gegenteil! 
Beim letzten sozialistischen Parteitag, bei der in­
nerpolitischen Resolution^ heißt es nach wie vor, 
Gefährdung der Arbeitsplätze, Mißwirtschaft und 
schlechte Sozialpolitik sind nicht zum Stillstand ge­
kommen. Wahrlich dramatisch und unheilverkün­
dend hat man im Jahre 1968 noch zur Bevölkerung 
gesprochen.. Es sollte eben noch einmal versucht 
werden — hier zitiere ich wieder Horst Knapp •— 
die bekanntlich europaweite Rezession, unter der 
unsere Nachbarstaaten viel stärker litten, der Un­
fähigkeit der ÖVP-Regierung zuzuschreiben, um 
vielleicht doch noch einmal günstige Zwischenwahl­
ergebnisse zu erzielen. Das schreibt Horst Knapp. 

Diese Geschichten ziehen nicht mehr. Es ist gut, 
wenn man es wissenschaftlich untermauert. Wenn 
auch manche heute von Maulkorb sprechen, aber 
über die Wissenschafter wollen wir nichts kommen 
lassen. 

Die kritische Jugend aber hat dieses Manöver als 
eine Manipulation durchschaut und vielleicht da­
durch Herrn Dr. Kreisky zu einer plötzlichen Kehrt­
wendung gebracht, wenn er in der Wochenpresse 
vom 18. Dezember 1968 feststellt, er habe nie pessi­
mistische Prophezeiungen gemacht. Da lohnt es sieh 
zu untersuchen, ob dieser Politiker tatsächlich die 
Wahrheit sprach, ob er tatsächlich die Bevölkerung 
nie in Unruhe versetzt hat. Auf die düsteren Wahl­
prognosen vom Jahre 1966 mit den Schlagworten 
von einer Alleinherrschaft, die Not und Arbeits­
losigkeit bringt, dem Habsburger eine Milliarde 
verschafft, den Frieden in Österreich gefährdet (es 
wurde noch nie so wenig gestreikt wie jetzt), folgte 
das Spiegelinterview vom April 1966, wo er ver-

. sprach, jeden einzelnen, der politisch verfolgt wird 
oder aus politischen Gründen seinen Arbeitsplatz 
verliert, im Parlament zu nennen und wo er Stun­
den urn Stunden verlesen und alles sofort zur Spra­
che bringen wird. Bis jetzt blieb Dr. Kreisky 
sprachlos. Die Beamten wurden vorerst in Schrek-
ken versetzt. Sie können mir glauben, ein Beamter, 
der das Gefühl hat,, es könnte um seinen Platz ge­
hen, wird in Schrecken versetzt. Die Beamten haben 
recht bald erkannt, daß es nicht im Programm und 
der Mentalität der ÖVP liegt, daß man hier Beamte 
versetzt, wie es vorher schon der Fall war. Nur Dr. 
Nenning gestand, daß er Angst vor einer Partei­
maschinerie hat, allerdings vor der sozialistischen, 
laut Wochenpresse vom 23. November 1968., (Abg. 
Ileschitz: „Das steht ihm frei, wovor er Angst hat!"). 

Der Dr. Gmoser hat in der Kleinen Zeitung vom 
30. Oktober. 1968 gemeint „Ich wäre froh, wenn ich 
mit diesen wenigen Punkten noch denen, die echte 
Sorge um die sozialistische Bewegung in Österreich 

haben, etwas von der Angst nehmen könnte, daß 
der Fall Nenning Beginn eines neuen Gesinnungs­
terrors innerhalb der SPÖ wäre. Wir kennen das 
nicht, denn bei uns wird niemand eine solche Spra­
che schreiben müssen." Das stand wortwörtlich in 
der Kleinen Zeitung. Ich kann es Ihnen zeigen. Ich 
habe sie auch hier. (Landesrat Gruber: „Nicht ein­
mal der Müllner wird bei Euch ausgeschlossen!") 

Nun weiter zu Dr. Kreisky, der nie Pessimismus 
verbreitet Jmat, meine Herrschaften. In der Arbeiter­
zeitung vom 3. Mai 1967 wird die Mairede zitiert, 
wo er sagte: „Wir wollen alle, daß es nie wieder 
so kommt, wie es in den Dreißig er jähren der Fall 
war und daher Verfolgen wir die Politik der ÖVP 
mit solcher Besorgnis." (Landesrat Gruber: „Das ist 
schön nicht erlaubt, eine Politik mit Besorgnis zu 
verfolgen?") 

Da, darf man nur sagen, wer diese unheimlichen 
Jahre der Massenarbeitslosigkeit beschwört, Herr 
Kollege •—_er hatte keinen Grund gehabt, auf diese 
Dreißiger jähre zu gehen •—, der spekuliert mit der 
Angst, weil seine Partei für diese schlechten Zeiten 
da sein soll. Da darf man eines sägen. Hier sind 
wir alle empfindlich, denn von 1945 bis heute war 
es letzten Endes das Ziel jeder Regierung, die Voll­
beschäftigung unter allen Umständen in diesem 
Staat zu erhalten. Wenn die Zahl der Arbeitslosen 
jetzt geringer ist, als in der Zeit der Koalition, so 
ist dies eben der beste Beweis dafür. Die SPÖ kann 
kritisch beleuchten, warum die Arbeitslosigkeit so 
groß ist. Sie kann sich auch kritisch fragen, warum 
sie in der Koalitionszeit noch größer war. Sie kann 
doch nicht von einer Massenarbeitslosigkeit reden, 
denn das ist wirklich echt gefährlich und das ist 
dann der Pessimismus, auf den es uns ankommt, 
von dem wir sagen, daß er wirklich schädlich ist. In 
diese Situation, die ich geschildert habe, leuchtet ein 
Artikel vom 1. Dezember 1968 in der Neuen Zeit 
„Österreicher glauben den Experten nicht. Wirt­
schaftlich sind die Österreicher uninformiert, Pessi­
misten und orientieren sich an auffälligsten Vor­
gängen und warum?" fragt man in der Neuen Zeit. 
Die Bank für Arbeit und Wirtschaft, die ehemalige 
Arbeiterbank, stellte hier in einer Studie fest, daß 
der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen be­
reits in der 2. Hälfte 1967 einen Konjunkturauf­
schwung feststellte, das auch in Presse, Rundfunk 
und Fernsehen publizierte und dann dennoch Mitte 
1968, also fast nach einem Jahr, noch 39 Prozent 
der Befragten Pessimisten waren und noch 44 Pro­
zent glaubten, es ginge weder besser noch schlech­
ter. Dann heißt es weiter in der Studie der Arbei­
terbank, daß die Preissteigerung nach der Volks­
meinung von jener der Experten noch abweicht. Die 
Berechnung, des Preisindfex 1967 ergab eine Stei­
gerung von 4 Prozent. Nun meinten damals 20 Pro­
zent der Befragten, die Preise seien um über 10 
Prozent gestiegen, 29 Prozent tippten auf 7 bis 10 
Prozent und 20 Prozent auf 4 bis 6 Prozent. 

Warum? Meine Damen und Herren der SPÖ, den­
ken Sie an Ihre Plakate, denken Sie an die Bro­
schüren und an die Zeitungen. Und denken Sie 
daran, daß dies laut Studie im weit verbreiteten 
Pessimismus der Österreicher überhaupt liegt, 
einem Pessimismus, den man leider Gottes so oft 
und so kräftig angeschürt hat. Außerdem — und 
das abschließend zur Studie der Bank für Arbeit 
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und Wirtschaft in der „Neuen Zeit" — sei die wirt­
schaftliche Unorientiertheit überhaupt ein Mangel 
unserer Zeit. Nun fragt man sich wirklich, wer 
sorgt denn für diese wirtschaftliche Unorientiert­
heit? Wer wollte denn das Mitte 1968 noch nicht 
wahrhaben, daß der Könjunkturaufstieg eingesetzt 
hatte, obwohl darüber im Fernsehen und Rund­
funk immer wieder berichtet wurde? Neue Zeit, 
8. Mai 1968: „Österreichgespräch der SPÖ" — Junge 
Generation in Kapfenberg: „Landeshauptmannstell­
vertreter DDr. Schachner-Blazizek kritisiert den 
wirtschaftlichen Optimismus, der bei der Grazer 
Frühjahrsmesse gezeigt wurde." Und Herr Dr. 
Kreisky sagte den jungen Menschen, „man soll und 
darf sich nicht durch oberflächliche Redereien, wie 
sie nicht selten der steirische Landeshauptmann 
liebt, über die wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
hinwegtäuschen." So Kreisky im Mai 1968. Nun 
Herrn Dr. Kreisky aber ins Stammbuch (Landes­
rat Gruber: „Auf das wird er warten, daß er von 
Ihnen was ins Stammbuch bekommt!"), meine Her­
ren: Bei einem Burgenlandgespräch der SPÖ warf 
man Dr. Kreisky im Zusammenhang mit der Koh­
lengrube Tauchen vor, daß sich der steirische Lan­
deshauptmann gegen die Schließung der steirischen 
Kohlengruben durchgesetzt habe und Dr. Kreisky 
sagte dann wörtlich: „Es wird auch dem Krainer 
nichts nutzen, wenn Bergwerke, so wie Fohnsdorf 
in Steiermark, unrentabel sind, dann müssen sie 
stillgelegt werden." (Abg. Pölzl: „Ah, da schau 
her!") 

„Da kann man gar nichts machen." Nach Dr.. 
Kreisky wäre eben Fohnsdorf öd und leer so kann 
man es schildern, die Schächte wären wahrschein­
lich geschlossen, „da kann man eben nichts ma­
chen!" (Landesrat Gruber: „Sie lesen die ,Industrie', 
da steht drinnen, alle müssen geschlossen werden!") 

Sehen Sie, nicht mit Redereien hat der Landes­
hauptmann in Fohnsdorf eingegriffen, sondern mit 
dem Argument, daß wir eine echte Reserve für 
Krisenzeiten benötigen und daß es hier nicht 
nur um ein wirtschaftliches sondern um ein emi­
nent soziales Problem geht. Und Herr Dr. Kreisky 
dazu: „Da kann man eben nichts machen!" 

Das erinnert mich auch an mein engeres Gebiet, 
an die Veitsch. Hier mußten vor einem Jahr über 
100 Leute den Arbeitsplatz verlassen. Sie wurden 
versetzt in die Magnesitwerke nach Trieben und in 
die Breitenau. Was ist hier passiert? Man hat Fa­
milienväter versetzt. (Landesrat Gruber: „Wir er­
innern uns, wir haben eine Anfrage gemacht da­
mals, die nicht beantwortet wurde!") 

Einer ist dabei aus Mürzzuschlag mit sechs klei­
nen Kindern, der mußte in die Breitenau fahren 
und bis Freitag in der Breitenau bleiben. Er konnte 
am Abend nicht mehr zurückfahren, weil kein Zug 
mehr geht, sondern erst am nächsten Tag in der 
Früh. Oder andere, die in Mitterndorf Einfamilien­
häuser gebaut haben, die Kinder gehabt haben, sie 
wurden mitten im Baujahr in die Breitenau ver­
setzt oder nach Trieben. (Landesrat Gruber: „Und 
wer hat das gemacht? Wer ist dafür verantwort­
lich?") 

Herr Kollege, die Vorschläge, von wem die ge­
kommen sind, dürfte Ihnen wohl klar sein. (Lan­
desrat Gruber: „Das ist gar nicht klar!") 

Dann werde ich es Ihnen sagen. Das steht voll­
kommen fest. (Landesrat Gruber: „Wollen Sie be­
haupten, daß nicht der Vorstand der Veitscher 
Magnesit den Betrieb führt, sondern irgend ein an­
derer? Wer ist denn Personalchef dort?") 

Kollege Gruber, reden wir nicht um den Brei 
herum. Der Vorstand wählt nicht aus, sondern das 
tun andere, da sind andere Mächte tätig. Kollege 
Klauser, ich weiß es besser, denn ich bin dort zu 
Hause. Es geht darum, wer ist dort Betriebsrats­
obmann? (Landesrat Gruber: „Wer ist der Perso­
nalchef?" — Abg. Pölzl: „Das wird Landesrat Gru­
ber doch wissen, so dumm kann er ja nicht sein!" 
— Landesrat Gruber: „Wer versetzt, der Betriebs­
rat oder der Personalchef?") 

Herr Kollege, ich sage Ihnen gleich eines: Wenn 
Sie mit diesen Leuten geredet haben, dann haben 
sie erklärt, „dieser Betriebsratsobmann!" (Landes­
rat Gruber: „Das ist Demagogie, Herr Abg. Eichtin-
ger!") 

Jetzt haben Sie es, nicht wahr? Jedenfalls möchte 
ich eines sagen, das ist keine Demagogie, das ist die 
nackte Wahrheit, Herr Kollege Gruber. Und ich 
habe das auch Ihrem Bundesrat Gamsjäger erzählt 
und der hat selbst den Kopf geschüttelt, darüber, 
das es so etwas gibt! (Landesrat Gruber: „Darauf 
haben Sie vom Herrn Landeshauptmann schon eine 
Antwort bekommen, wie Sie diese Anfrage gestellt 
haben!") 

Aber, Kollege Gruber, ich habe Ihnen jetzt den 
Fall nur etwas näher geschildert, nicht wahr? 

Präsident: Bitte, den Redner nicht dauernd zu 
unterbrechen! 

Abg. Prof. Dr. Eichtinger: Ich habe das gebracht, 
um zu zeigen, daß die SPÖ für schlechtere Zeiten 
durchaus nicht so geeignet ist, wie sie immer sagt. 
(Landesrat Gruber: „Aber wer der Personalchef 
ist, sagen Sie uns nicht!") 

Oder darf ich noch einmal zitieren, was Dr. 
Schachner-Blazizek bei einer Bezirkskonferenz ge­
sagt hat? Am 29. Oktober 1968: „Der Aufwind, der 
zugegebenermaßen und erfreulichermaßen von We­
sten her kommt, ist trügerisch. Bald wird die west­
deutsche Wirtschaft umso ärger zurückschlagen." 

Aber, meine Damen und Herren, das ist doch 
Pessimismus größten Ausmaßes! Nach dieser Vor­
lage muß man wirklich sagen, daß man dadurch ge­
wisse Unruhe verbreitet. Und denken wir auch an 
Horst Knapp dabei und denken wir an die Studie 
der Bank für Arbeit und Wirtschaft. 

Lassen wir auch noch einmal Dr. Kreisky zu 
Wort kommen. Österreichbericht vom 25. April 
1968: Bei einer Großveranstaltung in Floridsdorf 
sprach er (meiner Meinung nach etwas unheilvoll): 
„Das Problem der Sicherung der Arbeitsplätze ist 
eine jener Fragen, bei der die Auffassung von ÖVP 
und SPÖ auseinandergehen." Und gerade hier muß 
man sagen, hier haben wir eine Auffassung, an die 
wir uns immer halten werden und das ist, die 
Vollbeschäftigung zu erhalten. Und da lassen wir 
uns solche Dinge und einen solchen Pessimismus 
von Herrn Dr. Kreisky eben nicht sagen. Und im 
Zentralorgan der SPÖ wieder die Arbeiter-Zeitung: 
„Die Sorge um die Erhaltung der Arbeitsplätze ist 
die größte Sorge der Sozialisten, aber durchaus 
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nicht die Sorge aller Politiker." Meine Herrschaften, 
wenn es nicht unsere größte Sorge gewesen wäre, 
könnten wir heute nicht darauf hinweisen, daß 
CJott sei Dank die Beschäftigungslage so ist, daß wir 
zufrieden sein können. (Abg. Heidinger: „Das ist 
blinder Optimismus!" — Abg. Brandl: „Fragen Sie 
die Arbeiter!") 

Jawohl, Herr Kollege, darf ich hier eines sagen: 
Wir haben es zustande gebracht, daß, sowohl 1967 
und auch 1968 die Zahl der Arbeitslosen nicht grö­
ßer wurde, so wie Sie es prophezeit hatten, denn 
Sie haben ja von 150.000 gesprochen und ich glaube, 
noch in Ihrem letzten Mitteilungsblatt im „Sozia­
list" schrieben Sie noch „die Winterarbeitslosigkeit 
dürfte allerdings neue Spitzen erreichen." (Abg. 
Heidinger und Loidl: „Leider!") 

So der „Sozialist", Graz, im Jänner 1969. 
Meine Damen und Herren, diese Zahlen sind 

nicht erreicht worden. Nur Ihre Prophezeiungen 
waren schlecht. (Landesrat Gruber: „Wegen der 
Winterarbeitslosigkeit ist im arbeitspölitischen Bei­
rat gesprochen worden und das zur Kenntnis ge­
nommen worden mit der Unterschrift des Herrn 
Landeshauptmannes!") 

Wir reden jetzt von der Arbeitslosigkeit in Öster­
reich, Herr Landesrat Gruber, nicht wahr? Und so, 
entgegen den Tatsachen kann nur ein Mensch re­
den, meine ich, der selbst nie Sorgen hatte und der 
die schlechten Zeiten nach 1945 am eigenen Leib 
nicht verspürt hat. Jene Zeit nämlich, — und das 
möchte ich auch unterstreichen — wo bei uns in 
Österreich das Gefühl stark wurde, daß nur bei vol­
ler Beschäftigung der Aufschwung und der soziale 
Frieden gesichert sind. Ein Zustand, der allen Be­
völkerungskreisen zugutekommt. Und die ÖVP 
weiß seit 20 Jahren, daß man mit den Leuten leich­
ter reden kann, — Herr Dr. Kreisky hat auch ge­
sagt „wir haben nichts dagegen, weil man mitMen 
Leuten leichter reden kann, wenn sie arbeitslos 
sind — wenn sie Beschäftigung haben, wenn sie 
wissen, daß der Schilling nicht in Gefahr ist und 
die Währungsstabilität verteidigt wird. Da mag 
sich, meine Damen und Herren, Herr Dr. Kreisky 
noch wehmütig an die Zeit erinnern, wo er laut 
Arbeiterzeitung vom 13. Dezember 1967 mit den 
maßgebenden Bankiers der City über die Kredit­
situation Österreichs im Ausland gesprochen hat, 
„die im höchsten Maß beunruhigend sei". Pfund 
und Francs sind in die Krise geraten, Österreich 
konnte sich halten, ein Erfolg der Wirtschaftspoli­
tik dieses Landes (Abg. Zinkanell: „Ein Erfolg der 
Arbeiter!") und auch ein Erfolg der Arbeiter, ja­
wohl, da gebe ich Ihnen recht. Denn es haben alle 
mitgeholfen.. (Landesrat Gruber: „Danke, daß Sie 
uns einmal recht geben!") 

Das ist ja selbstverständlich, Herr Kollege. Viel­
leicht hat all dies Dr. Kreisky dann zur tiefen Er­
kenntnis Veranlaßt, in der Wochenpresse vom 
18. Dezember zu sagen, daß es dem" Österreicher 
•trotz der Regierungspolitik besser geht. Man kann 
von ihm auch nichj verlangen, daß er etwas an­
deres sagt. Wir können sagen, trotz seiner pessi­
mistischen Reden, die wirklich gefährlich waren, 
geht es uns besser. (Zwischenrufe von der SPÖ.) 

Dr. Kreisky sagt es selber. 
Wenn Abg. Dipl.-Ing. Fuchs zahlreiche Beispiele 

aus Deutschland gebracht hat, dann muß ich Ihnen 

sagen, als man in Deutschland 700.000 Arbeitslose 
hatte im Jahr 1967, über 300.000 Kurzarbeiter und 
die Situation triste war (Landesrat Gruber: „Da hat 
man die Sozialisten geholt!"), da haben alle, ange­
fangen von Schiller, Strauß, Kiesinger, gesagt, wenn 
wir jetzt Pessimismus zeigen und wenn wir uns 
diesem hingeben, dann werden wir die Situation 
nicht retten können. (Abg. Ileschitz: „Sie haben 
aber auch gehandelt!") 

Sie haben, Herr Kollege Ileschitz, keinen Pessi­
mismus gezeigt und haben damit Ihre Erfolge ge­
habt, auch wiederum in Zusammenarbeit Regie­
rung und alle Kreise der Bevölkerung. Wir hatten 
damals in dieser Krisenlage, ich glaube 38.000 Ar­
beitslose. 

Schiller sprach von einem kalkulierten Optimis­
mus und bei uns leben nicht wenige von einem 
gut kalkulierten Pessimismus. Wenn Herr Landes­
hauptmannstellvertreter Dr. Schachner noch von 
einer schwarzen Wolke über Österreich sprach beim 
letzten sozialistischen Parteitag, so meinen wir da­
mit rauchende Industrieschlote, die uns nicht ver­
gessen lassen. (Erster Landeshauptmannstellvertre­
ter DDr. Schachner-Blazizek: „Nein, ich habe die 
Schwarzen gemeint, wenn Sie es wissen wollen!") 

Da muß ich Ihnen Kreisky bringen, es kann nicht 
schlecht sein, es geht uns nämlich wirklich besser. 
Trotzdem wollen wir nicht vergessen, daß wir uns 
in der Industrie in einem Umbruchszeitalter befin­
den. 

Meine Damen und Herren! Wenn der griechische 
Philosoph Epiktet sagte, daß nicht die Tatsachen, 
sondern die Meinungen die Menschen beunruhigen, 
so ist das ein Appell an die echte ehrliche Kritik. 
Wenn wir uns dabei einen gesunden natürlichen 
Optimismus bewahren und unsere Intelligenzreser­
ven aktivieren und den Glauben an die Lebensfä­
higkeit gerade an unsere jungen Menschen weiter­
geben, werden wir auch die Zukunft, die uns ge­
wiß nichts schenken wird, selbst als kleines Land 
auf alle Fälle ruhig und sicher meistern. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Abg. 
Scheer. Ich erteile es ihm. 

Abg. Scheer: Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! Ich möchte an die Spitze meiner Ausführun­
gen einen Antrag stellen, den ich nicht ernst nehme. 
Der Hohe Landtag wolle beschließen: Nach einer 
exakten Untersuchung wird der Bericht der Lan­
desregierung, daß, wenn starke- Regenfälle und 
Schneeschmelze zusammentreffen, Hochwasser ent­
steht, zur Kenntnis genommen. (Heiterkeit bei der 
SPÖ. — Abg. Prof. Dr. Eichtinger: „Sehr billig!") 

Meine Damen und Herren, ich habe gesagt, daß 
es nicht ernst zu nehmen ist. Ich hätte nur erwar­
ten können, daß einige Redner der ÖVP gesagt ha­
ben, daß der Antrag, der hier vorliegt, ähnlich 
klingt, wenn Sie das vergleichen, daß der Bericht, 
betreffend eine exakte Untersuchung, inwieweit be­
wußt oder unbewußt erzeugter Pessimismus die 
Wirtschaftskraft eines Landes schwächen und damit 
die Arbeitsplätze gefährden kann, zur Kenntnis 
genommen wird. Vielleicht wird Ihnen eine gewisse 
Parallele zwischen diesen Anträgen aufdämmern. 
Wenn nämlich das erfolgt, was ich den Abg. Fuchs 
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mit einem Zwischenruf gebeten habe zu tun, näm­
lich die Konsequenz aus dem Antrag zu ziehen, um 
den es sich hier dreht. 

Was ist die Konsequenz? Weder der Prof. Eich-
tinger, noch der Kollege Fuchs, noch im Ausschuß 
wurde die Konsequenz dieses Antrages ausgespro­
chen und diese kann nicht anders lauten, als daß 
der, der sich vermessen sollte in politischer Weise 
eine Kritik an wirtschaftspolitischen Vorgängen 
vorzubringen — vor allem wenn sie negativ gegen 
die Regierung ausfallen sollte •—, daß der unter 
Strafsanktion mindestens oder unter eine Zensur 
gestellt werden soll. Das ist die Konsequenz. (Abg. 
Brandl: „Jawohl!") 

Wenn Sie das gesagt hätten, dann glaube ich Ih­
nen, ist es in Ordnung, dann hätten Sie die 
schwarze Katze aus dem Sack gelassen. Dann hätten 
wir viel offener, ehrlicher und anständiger und 
auch viel politischer hier diskutieren können, als 
sich hinter so einem windelweichen Antrag zu ver­
schanzen, hinter einem Gutachten, das wir zu 90 
Prozent selbstverständlich unterstreichen. Es ist 
eine Selbstverständlichkeit, diese Dinge aufzurollen. 
Das ist ja ganz klar. Das ist keine Frage. Worauf 
Sie hinauswollen ist nur diese Konsequenz, die Sie 
nicht ausgesprochen haben und daher können wir 
diesem Antrag, dem man an und für sich zustim­
men müßte, der aber diese Konsequenz im Hinter­
grund hat, nicht zustimmen, weil so ein Antrag und 
die Konsequenz . . . (Landeshauptmann Krämer: 
„Das ist eine sehr schwache Begründung! Was Sie 
für ein Hellseher sind, so einen haben wir seit 100 
Jahren noch nicht gefunden im Landtag!") 

Herr Landeshauptmann, wir haben uns bemüht, 
sowohl im Ausschuß, als auch hier zu hören, was 
soll der Sinn dieses Antrages sein. Keiner Ihrer 
Sprecher hat uns die Konsequenz daraufhin gesagt. 
(Landeshauptmann Krainer: „Das steht ja im An­
trag zu lesen!") 

Wo? Hier auf dieser freien Seite lese ich Dikta­
tur, Maulkorb, Strafsanktionen. (Landeshauptmann 
Krainer: „Das haben Sie nicht notwendig, von Dik­
tatur zu reden, ausgerechnet Sie!") 

Herr Landeshauptmann, Sie werden sich wun­
dern, Sie dürfen meinen Lebenslauf von vorne bis 
hinten durchschauen. (Abg. Prof. Dr. Eichtinger:-
„Sie haben von Diktatur gesprochen!") 

Die Zumutung hat der Herr Landeshauptmann 
ausgesprochen, nicht ich Herr Prof. Dr. Eichtinger. 
Ich habe nur behauptet, man kann in dieser Rich­
tung meinen Lebenslauf von A bis Z durchschauen. 
Mehr habe ich nicht gesagt. Das kann ich auch be­
haupten und belegen. Ich darf nochmals darauf zu­
rückkommen, daß das Wesentliche auf dieser leeren 
Seite zu stehen scheint. Die Konsequenz dieses An­
trages steht nicht da, daher kann man diesem An­
trag keineswegs die Zustimmung geben. (Beifall 
bei der FPÖ und der SPÖ.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Frau Abg. Jam-
negg. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg. Johanna Jamnegg: Hoher Landtag! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst 
möchte ich zu meinem Vorredner folgendes sagen. 
Die Konsequenz aus dem Gutachten ergibt sich 
von selbst, nämlich die, daß Pessimismus schadet. 
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Wir beobachten nun seit Jahren, wie systematisch 
Pessimismus betrieben worden ist. Vielleicht auch 
mit ein Grund für diesen Antrag, aufzuzeigen, daß 
Pessimismus Schaden anrichtet, um jenen bewußt 
zu machen, die diesen Pessimismus betreiben, daß 
sie vielleicht an eine Umkehr im Interesse dieses 
Landes denken. (Unverständliche Zwischenrufe.) 

Es ist begreiflich, wenn heute insbesondere die 
sozialistische Fraktion hier im Haus sich in gewis­
ser Aufregung befindet. Das begreife ich durchaus. 
(Landesrat Gruber: „Das ist nicht wahry das ist eine 
Behauptung!") 

Das ist eine Feststellung, Herr Landesrat. Viel­
leicht möchten heute manche manches ungesagt wis­
sen, was gesagt worden ist. Auch das ist begreif­
lich, meine Damen und Herren. 

Leider wurde in den letzten Jahren vieles ge­
sagt und es gibt eine Unzahl von Beispielen dafür, 
wie hier im Land Pessimismus betrieben worden 
ist. 

Zu den Ausführungen des Herrn Kollegen Hei­
dinger möchte ich folgendes sagen: Niemand be­
streitet doch, daß wir als Folge der weltweiten Kon-
junkturverflachung auch in ein Wellental gekom­
men sind, aber hier geht es ja nicht um diese 
Frage, Herr Kollege Heidinger, die niemand be­
streitet. Hier geht es doch darum, aufzuzeigen in 
dieser Debatte, was Pessimismus ist (Abg. Zinka-
nell: „Das ist erklärt worden!") und was Pessimis­
mus in der Wirtschaft anrichten kann und auch 
darum, welcher Pessimismus hier verbreitet wor­
den ist. Sie haben viel von Kritik gesprochen und 
um Ihren Ausdruck zu gebrauchen, auch von 
„einem Maulkorb". Nun, Sie werden uns das nicht 
unterstellen können. Wir wissen und kennen die 
demokratischen Spielregeln, vielleicht muß die 
Opposition erst manches in dieser Richtung dazu-
lernen. 

Denn, konstruktive Kritik, meine Damen und 
Herren, . . . (Landesrat Gruber: „Na, da werden Sie 
uns Lehren erteilen, darauf haben wir gewartet!" 
— Zahlreiche weitere Zwischenrufe.) konstruktive 
Kritik dort, wo man sie ausüben soll, und wo man 
sie ausüben kann, in erster Linie im Parlament — 
dort ist sie von Ihnen nicht geübt worden. Sie ha­
ben nur kritisiert um der Kritik Willen. Sie haben 
keine Alternativ-Vorschläge vorgelegt, so, wie man 
es auch von einer Opposition erwarten kann. Lan­
desrat Gruber: „Sie haben gar keine angeschaut, die 
wir vorgelegt haben!" — Abg. Brandl: „Schauen 
Sie sich die Parlamentsanträge an!") 

Sie haben im Parlament nicht konstruktive Kri­
tik geübt, sondern Sie haben Forderungen auf den 
Tisch gelegt, die etwa eine Summe von 150 Milliar­
den Schilling ausmachen, ohne zu sagen, wo die 
Bedeckung dafür gefunden werden kann! Im glei­
chen Atemzug reden Sie aber von Staatsverschul­
dung. Ich will mich da gar nicht verbreitem. Aber 
das verstehen wir nicht unter konstruktiver Kritik. 
(Abg. Heidinger: „Eine sinnlose Arbeitsbeschaf­
fung!" — Landeshauptmann Krainer: „Die Arbeits­
beschaffung ist sinnlos? Jetzt haben Sie die Katze 
aus dem Sack gelassen! Nur Arbeitsbeschaffung 
wurde betrieben mit der Staatsverschuldung, auf 
der ganzen Welt wird das gemacht!") 

Und nun, meine Damen und Herren, folgendes: 
Am Freitag, den 24. Jänner dieses Jahres konnten 
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wir alle in den Zeitungen lesen, daß man sich im 
Parlament über diese Maßnahmen des Koren-Pla-
nes einig sei und daß das Strukturverbesserungs­
gesetz und die Gesetze für den Entwicklungs- und 
Erneuerungs-Fonds am 23. Jänner dieses Jahres ge­
meinsam im Parlament beschlossen worden sind. 
(Landesrat Gruber: „Reichlich spät!") 

Man konnte weiter lesen, daß auch der soziali­
stische Abgeordnete Androsch diese Gesetze ---was 
ich von Ihnen jetzt auch bestätigt bekomme — als 
notwendigen Beitrag im Rahmen der Strukturpoli­
tik bezeichnete. (Abg. Brandl: „Aber als mangel­
hafte!") 

Diese Feststellungen eines sozialistischen Abge­
ordneten sind nützlich und erfreulich (Abg. Hei­
dinger: „Nicht immer!") und vielleicht auch ein Zei­
chen beginnenden Umdenkens. Denn in der „Neuen 
Zeit" vom 19. Mai 1968 konnte man -^ ich habe die 
Zeitung hier — fettgedruckt ein Zitat von Dr. 
Kreisky lesen „Korenplan a la Dreigroschen-Oper". 
Und wörtlich zitiert in der „Neuen Zeit" Herr Kol­
lege Ileschitz, sagte Herr Dr. Kreisky vor wenigen 
Monaten also noch zum Korenplan folgendes: „Man 
fühlt sich dabei an Bert Brechts Dreigroschenoper 
erinnert (Abg. Ileschitz: „Sie wollen das widerlegen, 
daß das keine Dreigroschenoper ist!"), in der es 
heißt, „ja mach nur einen Plan und sei ein großes 
Licht und mach noch einen zweiten Plan, gehn tun 
sie beide nicht." Aber vielleicht hat Herr Dr. 
Kreisky dabei noch weniger an den Koren-Plan als 
vielmehr an andere Pläne gedacht,- wer weiß das 
schon? Zum Koren-Plan sagte Herr Dr. Kreisky in 
der gleichen Rede noch folgenden bemerkenswer­
ten Satz (wörtlich zitiert hier in der, „Neuen Zeit"): 
„Dabei kommt es gar nicht so sehr darauf an, was 
in diesem Plan steht, sondern was davon verwirk­
licht wird." (Abg. Pölzl: „Was heißt das?") 

Das heißt, es kommt nicht auf den Inhalt an, 
sondern darauf, was davon verwirklicht wird. Und 
das ist kein Hörfehler, meine Damen und Herren, 
so steht es wirklich in der „Neuen Zeit". Möglicher­
weise ist das auch die Wirtschaftsphilosophie des 
.Herrn Dr. Kreisky. 

Im gestrigen volkswirtschaftlichen Ausschuß 
meinten Sie, Herr Landeshauptmannstellvertreter 
Dr. Schachner, — und ich habe mit Interesse Ihren 
Ausführungen gelauscht —: „Pessimismus sei ein 
psychologischer Vorgang." Sie sagten dazu noch, 
„Jedes Kind in der Wirtschaft weiß, daß Massen-
käufkraft von Werbung und Propaganda beein­
flußt werde." Glauben Sie nicht, Herr Landeshaupt­
mannstellvertreter, um bei Ihrem Vergleich zu blei­
ben, daß Partei-Propaganda und Pessimismus eine 
ähnliche Wirkung haben kann? 

Nun, Ihre Partei, Herr Landeshauptmannsteilver­
treter Dr. Schachner — und ich werde das mit Bei­
spielen belegen •— hat.versucht, Pessimismus und 
wieder Pessimismus zu verbreiten. Und ich glaube 
nicht, daß es eine Unterstellung ist, wenn man sagt, 
das wohl auch in der Hoffnung: Reden wir es eben 
der Öffentlichkeit dauernd ein, daß es ihr schlecht 
geht, mit der Zeit werde es sie schon glauben. (Er­
ster Landeshauptmannstellvertreter DDr. Schach-
ner-Blazizek: „Das ist aber eine Unterstellung, 
Frau Abgeordnete!") 

Und an negativen Schlagwörten, Herr Landes­
hauptmannstellvertreter, waren Sie und Ihre Partei 

ja nicht gerade arm, wie eine Reihe von Beispielen 
zeigt. So haben Sie laut „Neuer Zeit" vom 9. No­
vember 1968 in einer Konferenz wörtlich folgendes 
erklärt: „Da wir alle zur Familie des Staates ge­
hören und Bürger dieses Staates sind, vergeht uns 
angesichts dieser Entwicklung nach und nach das 
Lachen in dem Maße, in dem uns der Ernst dessen 
bewußt wird, was sich da inzwischen zusammenge­
braut hat und was sich .von Tag zu Tag verdichtet." 

Laut „Neuer Zeit" vom 18. Mai 1968: Hier haben 
Sie vor Rentnern erklärt: „Die ÖVP-Politik gefähr­
det die finanzielle Sicherheit des Staates und damit 
die Renten und Pensionen." 

Und weiter: „Unter der ÖVP-Alleinregierung er­
folgte bisher" — sagten Sie Herr Landeshaupt­
mannstellvertreter ' Dr. Schachner •—, „für die Pen­
sionisten ein sozialer Rückschritt." Ich möchte Sie 
nun fragen, ob Sie nichts davon gehört haben, daß 
seit 1966 die Renten in Österreich unter dieser 
ÖVP-Alleinregierung um 32 Prozent angehoben 
worden sind. (Landesrat Gruber: „Ist das die ,So­
zialoff ensiye', daß die Rentendynamik durchgeführt 
wurde, die gesetzlich festgelegte?") 

Aus der Arbeiterzeitung — um noch einige Zi­
tate hier zu nennen — Schlagzeile auf Seite 1 . . . 
(Es ist Ihnen unangenehm, Herr Landesrat, wenn 
man hier diese Dinge aufzeigt, doch bitte, hören Sie 
weiter zu.) In der Arbeiterzeitung also vom 24. Sep­
tember 1968 konnte.man in einer Schlagzeile lesen: 
„Das ist die ÖVP-Politik für alle. Der Lebensstand­
ard der Arbeiter sank!" (Abg.Klobasa: „Stimmt das 
vielleicht nicht?") 

Ja, ich komme darauf zurück, Herr Kollege. Un­
tertitel: „Arbeiterkammer beweist, die Preise liefen 
den Löhnen davon." Und niemand geringerer, 
meine Damen und Herren, als Präsident Hrdlicka 
stellte dazu in der Wiener Arbeiterkammer in der 
darauffolgenden Arbeiterkammer-Vollversamm­
lung wörtlich fest: „Pressemeldungen über einen 
angeblich sinkenden Lebensstandard entsprechen 
nicht der Meinung der Arbeiterkammer. Die Arbei­
terkammer könne nicht verhindern, daß Statistiken 
falsch interpretiert werden. (Abg. Zinkanell: „Soll 
er nicht seine Meinung sagen dürfen?") 

Das ist eine Bestätigung. Ich habe sie deshalb 
auch zitiert. 

Aber, meine Damen und Herren, genau zwei Mo­
nate später wiederum behauptete Herr Landes­
hauptmannstellvertreter Dr. Schachner in seiner 
Eigenschaft als Landesparteivorsitzender der so­
zialistischen Partei der Steiermark laut „Neuer 
Zeit" vom 24. November 1968 wörtlich: „In den 
zweieinhalb Jahren der Alleinregierung ist fast al­
les schlechter geworden." Ich frage Sie, ob das kein 
Pessimismus ist. (Abg. Brandl: „Da hat er recht ge­
habt!" — Unverständliche Zwischenrufe. — Landes­
hauptmann Krainer: „Arbeiterkammerstatistikj 
bitte!") / ' 

Es ist heute viel vom Maulkorb die Rede gewe­
sen und ich habe gestern, wie manche Damen und 
Herren des Ausschusses auch, die vielleicht berech­
tigte Frage des Herrn Kollegen Zagler gehört im 
Zusammenhang mit dem Fernsehreport: „Ja, kann 
denn jeder in diesem Land die Unwahrheit sagen?" 
Ich möchte mich dieser Frage fast anschließen, Herr 
Kollege Zagler. (Landesrat Gruber: „Das war schon 
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immer so, gute Sozialisten sind nur die toten So­
zialisten!") 

Herr Landesrat Gruber, es ist offenbar so, daß es 
für verschiedene sozialistische Spitzenfunktionäre 
einfach nicht wahr sein darf, daß selbst in der 
schwierigen Zeit, in der wir uns im Sog der in ter­
nat ionalen Konjunkturverflachung befunden haben, 
es möglich gewesen ist, den Lebensstandard nach­
weisbar wei ter zu verbessern. Ich will auf keine 
Einzelheiten eingehen. Man könnte h ier eine lange 
Liste aufzählen. Aber wenn angesichts der Tatsache 
des weiter s teigenden Lebensstandards immer wie­
der gesagt wird, alles sei schlechter geworden, dann 
muß man zwangsläufig zu dem Schluß kommen, 
daß es nach dem Willen der SPÖ einfach schlech­
ter gehen müßte . 

Das ist Zweckpessimismus ohne Rücksicht auf 
die Folgewirkungen für die Menschen in unserem 
Land, ohne Rücksicht darauf, daß die Folgewirkun­
gen in ers ter Linie die Arbei tnehmer selbst und die 
Famil ien treffen würden. Anstat t laufend — und 
das möchte ich Ihnen heute sagen — ungünstige 
Entwicklungen zu prophezeien, (und ich muß mei­
nen Kollegen Prof. Dr. Eichtinger berichtigen; es 
ist nicht nu r von 150.000, sondern von 200.000 und 
meh r Arbeitslosen die Rede gewesen, laut Arbei­
terzeitung vom 11. Mai 1967, 17. September 1967 
und 29. Dezember 1967) (Landesrat Pe l tzmann: „Die 
g lauben der Arbeiterzeitung so selbst nichts 
mehr!"), anstat t also laufend ungünstige Entwick­
lungen zu prophezeien — fragen Sie sich vielleicht 
e inmal selbst, ob Ih re Par te i in der Rolle der Oppo­
sition nicht auch die Pflicht gehabt hätte, an der 
Bewält igung der existenziellen Probleme mitzuhel­
fen. Von der sozialistischen Frakt ion wird die Not­
wendigkei t des Gutachtens, das uns heute vorliegt, 
in Zweifel gezogen. (Abg. Heidinger: „Nein, die 
Anwendung!") 

Sicher ist es bemerksenwert , daß der bisherige 
wirtschaftspolitische Referent des ÖGB Dr. Kienzl 
(Abg. Ileschitz: „Der ha t noch keine Möglichkeit ge­
habt, zu diesem Elaborat Stellung zu nehmen!") 

. . . He r r Kollege Ileschitz, zu dem gleichen. 
Schluß kommt wie Prof. Burghard t hinsichtlich der 
Auswirkungen des Pessimismus, wenn er in „Arbeit 
und Wirtschaft" vom OktobS- 1967 wörtlich fest­
stellt: „Heute glaubt noch d ie Mehrheit der Arbei t ­
nehmer , die Mehrheit der Arbeitgeber daran, daß, 
wie in den vergangenen 20 J ah r en Rückschläge bald 
überwunden werden können. Bricht einmal dieser 
Optimismus zusammen, dann verl iert zweifellos die 
österreichische Wirtschaft ihren s tärksten Motor." 
Das ha t Dr. Kienzl festgestellt. Ich glaube, hier gibt 
es eine wei tgehende Übereinst immung. 

Aber zum Schluß. Trotz des verbrei teten Pessi­
mismus haben wir die Abschwächung, Gott sei 
Dank, überwunden und vielleicht besser übe rwun­
den als manche andere reichere und s tä rkere Län­
der, dank der rechtzeitigen Maßnahmen der Regie­
rung, aber auch dank der vernünftigen Hal tung 
der Sozialpartner in diesem Land. Wir haben mit 
einzelnen Ausnahmen eine gute Konjunktur e r ­
reicht und wenn alle in diesem Land, wo immer sie 
s tehen und auf welchen Platz immer sie sich gestellt 
haben, ih re Mi tverantwortung erkennen und be­
reit sind, ihre Arbeit zu leisten, werden wir auch 

die offenen Probleme, die vor uns liegen, rascher 
bewältigen können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Ich erteile He r rn Abg. Loidl das Wort. 

Abg. Loidl: Hohes Haus! Meine Damen und Her ­
ren! Mit bestem Willen konnte ich von Anfang 
an nicht da ran glauben, daß es so ist, w ie der Her r 
Kollege Fuchs gesagt hat, daß dieses Gutachten ein­
geholt wurde, weil es ganz interessant wäre , die 
Auswirkungen einer pessimistischen Einstellung 
auf die Wirtschaft zu untersuchen. Im Verlauf der 
Debat te ha t sich immer deutlicher herausgestellt , 
daß ganz bes t immte Absichten dahinterstecken. Es 
sind hier sehr viele Persönlichkeiten bemüht wor­
den vor allem durch Zitate aus den Zeitungen. Man 
sagt, der Spatz in der Hand ist besser als die Taube 
am Dach, und so will ich mich hier jetzt ausgeben 
als eine jener subversiven Personen und einen j e ­
ner Schwarzmaler. (Landeshauptmann Kra iner : 
„Das Wort subversiv ist nu r auf der l inken Seite 
gefallen!") 

Aber, Her r Landeshauptmann, Sie brauchen n u r 
die Protokolle nachlesen und die Zwischenrufe. Sie 
brauchen n u r die Tagespost lesen. Ich wu rd e als 
Schwarzmaler bezeichnet und ich s tehe nicht an, 
hier jetzt Selbstkrit ik zu üben. Ich bilde mir nicht 
ein, daß dieses Gutachten gemacht wurde, um wis­
senschaftlich zu un termauern , was in mehreren 
Zwischenrufen gesagt wu rde und letzten Endes in 
der Zeitung stand. Ich glaube, daß wir uns darüber, 
daß der Optimismus in jeder Lebenslage besser ist 
als eine pessimistische Einstellung, kein Gutachten 
holen brauchen. Wir zählen alle nicht zu den Leu­
ten, die an den Weltuntergang glauben und deshalb 
das Haus verkaufen und alles versaufen. Dazu ge­
hören wir nicht. Das sind die ganz schweren Pessi­
misten. Aber ich glaube, daß hier ein über t r iebener 
Optimismus auch als Leichtsinn bezeichnet werden 
kann. Ich glaube, daß weder die Regierung noch die, 
die die Verantwor tung t ragen schwarzmalen oder 
die Dinge rosarot sehen sollen, sondern daß alles 
realistisch und nüchtern betrachtet werden muß . 
Das ist eine meiner Anklagen, die ich treffe und 
wofür. Sie mich als e inen Schwarzmaler bezeichnet 
haben. Niemand gibt die Gewähr dafür, daß Sie 
nicht jeden anderen auch als solchen bezeichnen, 
der hier redet. (Landeshauptmann Kra iner : „Das 
ist doch ein schönes Wort ,Schwarzmaler'!")_ 

Eine Regierung müßte nicht dadurch Optimismus 
verbreiten indem sie sagt, man darf nicht aufzeigen, 
was schlecht ist und es verschweigt. Sie wa ren es, 
Her r Landeshauptmann, der heute vormit tag den 
Zwischenruf wegen des Nichtverschweigens ge­
bracht hat. Die Regierung müßte dem Volk, dem 
einfachen Menschen, der von diesem Gutachten 
nicht sehr viel hat, durch konkrete und richtige Ent ­
scheidungen zeigen, daß h ier das Richtige geschieht 
und daß man Ver t rauen haben kann und daß aus 
diesem Ver t rauen heraus ein best immter Optimis­
mus am Platz ist. 

Ja , aber was ist denn in Wirklichkeit der Fall? 
Ich habe in meinen Budget-Beiträgen nicht leicht­
sinnig und unüberlegt behauptet , daß z. B. — ich 
habe das im Dezember 1966 gesagt — im J a h r e 
1967 die Investitionstätigkeit in der Bauwirtschaft 
zurückgehen wird. Ich wußte nicht, um wieviel, 
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aber ich habe befürchtet, daß es sehr arg sein wird. 
Und tatsächlich hat sich dann herausgestellt, daß es 
26 Prozent waren. Es waren eben schon bestimmte 
Anzeichen dafür da und. es ist eingetreten, aber 
nicht deswegen, weil wir hier davon gesprochen 
haben. Niemand wird sich einbilden, weil das der 
Loidl im Landtag gesagt hat, wird sich der Baumei­
ster keinen Kran oder eine andere Maschine kau­
fen. (Landeshauptmann Krainer: „Aber natürlich 
nicht!") 

Wir sind, damals deswegen angegriffen worden. 
Im Dezember 1967 haben wir es wieder ausgespro­
chen, weil die Maßnahmen die wir vorgeschlagen 
haben, nicht gesetzt wurden, daß ein weiterer Rück­
gang bei den Investitionen der Fall sein wird. Nun, 
die Zahlen, die das Wirtschaftsfofschungsinstitut 
herausgebracht hat, besagten 23 Prozent. 

Meine Damen und Herren und hier habe ich den 
Bericht für das Jahr 1969, die Vorschau. Man be­
fürchtet, daß 1969 ein weiterer Rückgang bei den 
Investitionen um 19 Prozent sein wird. Das ist wie­
der Miesmacherei! Ich nehme es hin, wenn Sie wie­
der sagen, wir sind Miesmacher. Ich müßte nur 
darauf bestehen, daß Sie auch das Institut Nem-
schak der Miesmacherei bezichtigen. Ich glaube 
doch, daß Leute, die Verantwortung tragen, diese 
Überlegungen als Ausgangsbasis nehmen sollen für 
ihre Entscheidungen und nicht die Augen verschlie­
ßen wie ein Vogel Strauß, der den Kopf in den 
Sand steckt und sagt „na, es wird schon besser wer­
den". Das ist absolut nicht unsere Auffassung. Und 
schauen Sie, wie leicht man sich das macht! Herr 
Prof. Dr. Eichtinger, der bestimmt gescheiter ist als 
ich, geht da herauf und glaubt, er kann hier wie in 
einer Schule reden und die Schüler müssen das 
eben glauben, was er sagt, weil er der Gescheitere 
ist. Er spricht von der Arbeitslosenziffer und sagt, 
daß das alles falsch ist, was hier gesagt wurde. 
(Abg. Dr. Eichtinger: „Das habe ich nicht gesagt!") 

Ich habe hier die Unterlagen vom Arbeitsamt 
und vom Sozialministerium. 1967 — auch voraus­
gesagt — ist die Winterarbeitslosigkeit im Dezem­
ber leider von 28 Prozent im Jahr 1967 auf 42 Pro­
zent im Jahr 1968 angestiegen. Ich habe dazu ge­
sagt, meine Damen und Herren „leider" haben wir 
recht gehabt. Ich wollte, wir hätten nicht recht ge­
habt. (Landeshauptman Krainer: „Das" waren ja nur 
Bauarbeiter!") 

Ja, Bauarbeiter, aber das ist ja damals auch be­
stritten worden. (Abg. Feldgrill: „Nur der Sektor 
der Bauarbeiter wurde herausgenommen!" — Zwi­
schenruf des Abg. Di-. Klauser. — Landeshaupt­
mann Krainer: „Das ist doch unerhört, jemand an­
derem etwas in die Schuhe zu .schieben! Sie sind 
doch auch im Gemeinderat, da gilt nur das, was 
die Mehrheit sagt!") 

Präsident: Ich bitte den Redner, fortzusetzen. 

Abg. Loidl: Ich kann ja den Herrn Landeshaupt­
mann nicht unterbrechen! 

Meirie Damen und Herren, es liegt erst rund 
zwei Monate zurück, als ich hier von diesem Platz 
aus die Befürchtung ausgesprochen habe, nicht als 
Zweckpessimismus, sondern abgeleitet aus den rea­
len Gegebenheiten und Unterlagen, die uns zur 
Verfügung standen, daß die Winterarbeitslosigkeit 

im heurigen Jahr die Katastropheiihöhe des ver­
gangenen Jahres wieder erreichen, wenn nicht gar 
noch überschreiten wird. Und das ist leider prompt 
eingetreten! Wir liegen jetzt in diesen Tagen bei 
46 Prozent. Natürlich Bauarbeiter. Ich bin ja wegen 
dieser Äußerungen als Schwarzmaler bezeichnet 
worden. Wer gibt die Gewähr dafür, daß man nicht 
bei der nächsten Gelegenheit wieder Ähnliches 
hier sagt? Und wieder als Schwarzmaler bezeichnet 
wird. Darauf geht es ja Jetzten Endes hinaus. (Abg. 
Feldgrill: „Das sagt niemand, daß man bei diesem 
Wetter nicht arbeiten kann!") 

Schauen Sie, ich kann mir schon vorstellen, es ist 
menschlich begreiflich, daß, wenn man die Verant­
wortung trägt und die Mehrheit hat, Kritik halt 

' nicht sehr angenehm klingt in den Ohren. (Landes­
hauptmann Krainer: „Aber das. ist doch gar nicht 
wahr!") 

Und die Äußerungen und das Verhalten lassen 
diesen Schluß ganz zwingend zu. Aber daß diese 
Kritik notwendig ist und daß sie in einzelnen Fäl­
len auch zum Erfolg führen kann, beweist doch, 
daß auf dieses Drängen hin im vergangenen Jahr 
das Eventual-Budget frühzeitig freigegeben wurde, 
um die Situation etwas zu erleichtern. Das hat aber 
nicht ausgereicht. Daß man sich letzten Endes auch 
in der Frage des Terminplanes — in der Vorlage, 
die wir zurückgezogen haben, ist es schwarz auf 
weiß gestanden, er sei unnütz, nun doch dazu be­
kennt und einsieht, daß die Dinge nicht so sind, 
wie sie sein sollen oder wie man sie> haben möchte. 
Das ist auch ein Ergebnis unseres Drängens. Sonst 
hätten wir ja nicht zweieinhalb oder drei Jahre 
immer wieder darum ringen müssen, wenn das al­
les so von Ihnen eingesehen worden wäre, wenn Sie 
das alles so wüßten, und — wie da auch gesagt 
worden ist — im Besitze der absoluten Wahrheit 
wären. Ich glaube also, daß dieses Gütachten — ich 
erlaube mir da gar kein Urteil — rein gefühls­
mäßig in vielen Punkten richtig ist, aber es kommt 
ja, wie hier schon gesagt wurde, auf den Zweck und 
auf die Ursache und vor allen Dingen auf den Be­
weggrund an, meine Damen und Herren. Und der 
Beweggrund ist eben tatsächlich der, daß man die 
Kritik unterbinden will. Und wenn Sie das schon 
so ernst nehmen, dann klopfen Sie sich selbst auch 
an die Brust und ermhern Sie sich zurück, welche 
verheerende Kritik gegen die verstaatlichte Indu­
strie jahrelang betrieben wurde (Zwischenruf von 
der SPÖ: „Jawohl, jawohl!"), bis es Ihnen tatsäch­
lich gelungen ist, durch Ihre Überlegenheit in der 
Presse, im Rundfunk usw. in weiten Kreisen der 
Bevölkerung das Gefühl entstehen zu lassen — ich 
weiß das aus vielen Gesprächen — daß die'Ver­
staatlichung nichts ist und erst jetzt beginnt man 
langsam wieder eine andere Gangart an den Tag 
zu legen. 

Also man soll die Dinge nicht von einer Seite 
sehen. Eines sage ich Ihnen auch noch, meine Da­
men und Herren. Wenn es um wirtschaftliche Fra­
gen geht, ich habe es schon einmal gesagt, wenn es 
um den Arbeitsplatz geht, wenn es um die soziale 
Sicherheit geht, dann sind und müssen wir es sein, 
die aus innerster Überzeugung hier an der vorder­
sten Front zu stehen haben. Den Arbeiter- und An­
gestellten trifft die Arbeitslosigkeit hart, nicht den 
Unternehmer, der halt statt 40 nur mehr 30 be-
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schäftigt. Er wird seinen persönlichen Lebens­
standard deshalb keineswegs einschränken. Ich bin 
völlig überzeugt, daß er auch seine Sorgen hat. 
Aber der wirtschaftlich Schwächere, den es zuerst 
trifft, ist der Arbeiter und Angestellte. Wenn ich 
von meinen Kollegen rede, dann sind die es, die 
jetzt noch nicht wissen, ob sie im März oder April 
einen Arbeitsplatz bekommen. Wenn wir nicht die 
Möglichkeit haben, das aufzuzeigen und zu sagen 
„Hallo, Ihr seid die Regierung, Ihr habt die Ver­
antwortung, warum macht Ihr das und das nicht?", 
dann ist das keine Demokratie mehr. (Abg. Prof. 
Dr. Eichtinger: „Wir befinden uns an der gleichen 
Front!") 

Ich muß Ihnen noch einmal ganz deutlich sagen 
und lesen Sie es nach, wegen solcher Äußerungen 
und Feststellungen, die sich übrigens nachher als 
richtig erwiesen haben, sind wir als Schwarzmaler, 
als Pessimisten und als wirtschaftsschädigende Pes­
simisten hingestellt worden. (Landeshauptmann 
Krainer: „Nein!") 

Herr Landeshauptmann, Sie haben gesagt: „Tun 
Sie nicht krankjammern". Das kommt so heraus, als 
ob es uns nicht recht wäre, wenn es aufwärts geht. 
Es kommt mir so vor, als wollten Sie uns unter­
schieben, daß es uns paßt, wenn es schlecht ist in 
der Bauwirtschaft, weil das vielleicht auf Sie zu­
rückfällt. (Abg. Jamnegg: „Wir wehren uns dage­
gen, wenn behauptet wird, das alles schlechter ge­
worden ist!") 

Das ist nicht so. Ich möchte also feststellen, daß 
wir dieser Vorlage in erster Linie nicht wegen ih­
res Inhalts nicht zustimmen, sondern wegen der 
Absicht und den Ursachen, die Sie veranlaßt haben, 
diese Vorlage zu bestellen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Als nächster Redner hat sich Herr Lan­
deshauptmannstellvertreter Dr. Schachner zu Wort 
gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Landeshauptmannstellvertreter DDr.1 Schachner-
Blazizek: Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Wenngleich die Verlesung des ganzen 
Gutachtens durch den Herrn Berichterstatter er­
folgt ist und sogar den etwas überraschenden Ein­
druck hinterlassen hat, daß die Abgeordneten des 
Hauses die Vorlage nicht angeschaut haben könn­
ten, hat sich die Debatte doch sehr weit von diesem 
Gutachten entfernt. Das ist aus manchen, vor allem 
aber glaube ich aus zwei Gründen, sehr bedauer­
lich. 

1. Weil, wenn man den Ausführungen des Herrn 
Abg. Prof. Dr. Eichtinger oder der Frau Abg. Jam­
negg zugehört hat, scheinbar doch versucht werden 
soll, dieses Gutachten in einer Weise und in einem 
Sinn auszulegen und zu interpretieren, der dem In­
halt des Gutachtens überhaupt nicht entspricht und 
2. weil dadurch die Vermutung auftaucht, daß es 
bei der Einholung dieses Gutachtens möglicher­
weise wirklich gar nicht um den Versuch gegangen 
ist, anhand einer wissenschaftlichen Untersuchung 
ein sicher ernst zu nehmendes Problem zu erör­
tern, sondern, daß es sich dabei von vornherein nur 
um die Absicht gehandelt haben könnte, den po­
litischen Gegnern der Antragsteller, ohne Rücksicht 
auf das Ergebnis einer solchen Untersuchung, ein 

Klampfl anzuhängen, wie man gut steirisch sagen 
würde. 

Ach so, das ist auch schon pessimistisch? Sehr 
gut! 

Rückschauend auf die Zeit allgemeiner pessimi­
stischer Wirtschaftsbeurteilung frage ich mich al­
lerdings, wem dieses Klampfl eigentlich wirklich 
angehängt werden soll. Nach Meinung der An­
tragsteller natürlich den bösen Sozialisten, dem Dr. 
Kreisky, der ja mit der Angst spekuliert, obwohl 
wir Sozialisten die Spekulation mit der Angst der 
Wähler von den Wahlkämpfen des Jahres 1966 her 
in einer ganz anderen Erinnerung haben. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Oder nicht nur dem Herrn Dr. Kreisky, sondern 
mir, weil ich zum Beispiel erklärt habe, daß in den 
Jahren der Alleinregierung der ÖVP fast alles 
schlechter geworden ist. Dazu muß ich sagen, daß 
ich das mit einiger Überzeugung und nach einiger 
Prüfung gesagt- habe. 

Wenn ich nämlich an die Tariferhöhungen und 
alles das, was damit begonnen hat, denke; wenn ich 
an die erhöhten und vermehrten Steuern denke; 
wenn ich an die gestiegenen Preise denke; wenn ich 
an das Staatsdefizit denke, das im Vorjahr und im 
Jahr 1969 mehr als dreimal so hoch ist, als zur Zeit 
der letzten Koalitionsregierung. 

Wenn ich daran denke wie die Staatsverschul­
dung angewachsen ist, meine Damen und Herren. 

Das ist kein Pessimismus, das sind Tatsachen, 
Herr Landeshauptmann. Wenn ich daran denke, 
daß die letzte Koalitionsregierung wegen 300 Mil­
lionen gesprengt und eine Regierungskrise herauf­
beschworen wurde und daran, daß wir im darauf­
folgenden Jahr schon ein Defizit von 8 Milliarden 
Schilling im Staatsbudget gehabt haben oder wenn 
ich eben daran denke, in welch unerhörter Weise 
die Staatsschulden seit dem Jahre 1966 gestiegen 
sind, von 28 Milliarden Schilling, sehr verehrter 
Herr Landeshauptmann, auf über 40 Milliarden 
Schilling, dann genügt das vollauf, um meine Äuße­
rung zu begründen. 

Aber, Herr Kollege, wenn Sie die Arbeitsplätze 
sichern wollen, dann müssen Sie gefälligst die In­
vestitionsquote des Budgets erhöhen, nicht senken. 

Ich sage das alles durchaus nicht, um mich zu 
rechtfertigen, sondern ich sage es als nüchterne 
Feststellung und ich sage es, weil Sie mir die Tat­
sache vorgehalten haben, daß ich erklärt habe, es 
sei vieles in Östereich schlechter geworden. 

Wenn man aber schon den bösen Sozialisten ein 
solches Klampfl anhängen will, dann frage ich mich, 
was denn eigentlich mit jenen Leuten geschehen 
soll, von denen die Aussagen stammen, auf die sich 
die Sozialisten dabei sogar berufen haben und be­
rufen konnten? Und was soll erst recht mit jenen 
geschehen, die Gleiches gesagt haben, ohne mit dem 
Sozialismus irgendetwas zu tun zu haben? 

Meine Damen und Herren, da schreibt zum Bei­
spiel die „Die Neue Zürcher Zeitung" am 22. März 
1966 — ich glaube, nicht von uns beeinflußt —: 
„Probleme der österreichischen Wachstumspolitik. 
Beunruhigende Symptome der wirtschaftlichen Ent­
wicklung." (Landeshauptmann Krainer: „Die sind 
genau 1966 enstanden! Seit Sie mit Ihrer Propa­
ganda in Zweckpessimismus begonnen haben!") 

Es ist schwer, bei so viel Zwischenrufen zu re-
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den, das gebe ich ohne weiters zu, aber Sie werden 
mich nicht davon abhalten können, weiter zu re­
den. Schauen Sie, da habe ich einen Artikel, def 
überschrieben ist „Alarmsignal!" Da heißt es: „Bun­
deskanzler Dr. Klaus, Vizekanzler Dr. Bock und 
Finanzminister Dr. Schmitz haben in diesen Tagen 
und Wochen wiederholt vor einer Überschätzung 
unserer Wirtschaftskraft bzw. unserer wirtschaft­
lichen Erfolge gewarnt. Und man könnte nun viel­
leicht meinen, es lägen hier sozusagen vorsorgliche 
Übertreibungen vor. Vorsorglich im Hinblick auf 
die ihrem Ende entgegengehenden Budget-Ver­
handlungen und der in Zusammenhang damit ange­
meldeten Ansprüche. Allein dem ist nicht so. Die 
drei Regierungsmitglieder übertreiben keineswegs. 
Und wenn es dafür noch eines Beweises bedürfte, 
so hat ihn das österreichische Institut für Wirb-
schaftsforschung mit einem Bericht geliefert, der 
einem Alarmsignal gleichkommt." Und wissen Sie, 
woher dieser Artikel stammt? Aus der „Tagespost"! 
(Beifall. — Abg. Scheer: „Sie dürfen nicht alles 
glauben, was die Tagespost schreibt!") 

Danke, ich werde das beherzigen. 
Aber, meine Damen und Herren, es schreibt zum 

Beispiel und zwar schön wieder die „Neue Zür­
cher" über die Aussichten Österreichs für 1967, daß 
diese nach Ansicht vieler Fachleute ungünstig sind, 
daß das Wachstum zurücksinken wird usw. „Die 
Wachstumsprognose der österreichischen Wirt­
schaftsforscher ist dabei ja noch vorsichtig formu­
liert", heißt es dort. 

Wollen Sie das -nicht hören, weil es zufällig nicht 
von den bösen Sozi's stammt, sondern aus der 
„Neuen Zürcher" oder von der „Tagespost" kommt? 
(Landeshauptmann Krainer: _„Wenn Sie sagen 
,böse Sozi', zum Schluß glauben Sie es selber!") 

Das brauchen Sie nicht zu fürchten, Herr Lan­
deshauptmann! Aberda schreibt z. B. die in Ihrem 
Sinn bestimmt nicht böse „Presse" im Jahr 1967: 
„Strukturschwächen in der Steiermark." Über­
schrift: „Pessimistische Prognosen." Und dann: 
„unter dem Durchschnitt." und „Mit einer Wachs­
tumsrate von rund 50 Prozent erreicht die Steier­
mark nicht einmal das österreichische Mittel. Und 
bei der Industrie ist es noch viel schlechter" usw. 
(Zwischenruf von der ÖVP: „Wahrscheinlich in der 
, Wochenpresse'!") 

Nein, nicht in der „Wochenpresse", in der 
„Presse". (Gelächter.) 

Da wird ferner in einer Wiener Zeitung die der 
ÖVP ganz nahesteht, zitiert, was der Herr Bundes­
kanzler Dr. Klaus sagt, auch im Jahr 1967: „Allzu 
oft sagte er, „wurden Wechsel auf ein starkes künf­
tiges Wirtschaftswachstum ausgestellt, ohne daß 
diese Wechsel durch entsprechende wachstumsför­
dernde Maßnahmen, geschweige denn durch das 
tatsächliche Wachstum gedeckt wurden." Na, ist 

- das kein Pessimismus? (Landeshauptmann Krainer: 
„Aber kein erzeugter Pessimismus!") 

Eben, ist ja von keinem Roten, daher ist er auch 
weder erzeugt noch überhaupt ein Pessimismus! 

Da schreibt weiters die „Kleine Zeitung" im Mai 
1968 über die Schrumpfung bei Steyr-Puch: — 
Sehen Sie, ich komme der Gegenwartsgeschichte 
schon ein bißchen näher ;— „Nach mehreren Jah­
ren ununterbrochener Ausweitung des Geschäfts-
voluraens -in den Jahren 1964—1968 konnte eine 

durchschnittliche Umsatzsteigerung von mehr als 
8 Prozent erzielt werden. Bloß während des Kon­
junkturrückganges 1962/1963 gab es einen Knick 
in der Umsatzkurve. Nun aber mußten die Steyr-
Daimler-Puch-Werke im Geschäftsjahr 1967 einen 
Rückgang des Gesamt-Umsatzes von 8.6 Prozent 
von 3.537,000.000 auf 3.234,000.000 Schilling ver­
zeichnen und sie befindet sich in Schwierigkeiten." 
Und gleich darauf schreibt die „Kleine Zeitung" — 
ich zitiere sie wieder wörtlich — „Nach der Kohle 
und dem Stahl ist nun auch die Fahrzeugindustrie 
in die Krise hineingeschlittert." „Der Steyr-Daim-
ler-Puch-Konzern hat angekündigt, daß er 568 Ar-' 
beiter abbaut." 

Ja, meine Damen und Herren, was haben denn 
.Sie von Dr. Kreisky und von mir und anderen 
alles zitiert? Waren das nicht Zitate aus 1967 oder 
1968? Mit demselben Recht zitiere ich das was Sie 
und Ihre Leute in derselben Zeit gesagt haben. 

Und, meine Damen und Herren, die „Kleine Zei­
tung" schreibt, noch dazu am gleichen Tag: „Scha­
denssumme durch Insolvenzen eineinhalb Milliar­
den Schilling" und sagt. „Genau 900 Fälle, und zwar 
286 gerichtliche Ausgleiche und 614 Konkurse weist 
die'vom Kreditschutzverband herausgegebene In­
solvenzliste des abgelaufenen Jahres aus." (Abg. 
Dipl.-Ing. Fuchs: „Das ist kein Pessimismus, das 
ist Realismus!") 

Ah, das ist kein Pessimismus? Es ist offenbar 
Optimismus, oder wenn es von Ihnen kommt, höch­
stens Realismus, wenn von vielen Insolvenzen und 
Konkursen berichtet werden muß? 

Präsident: Ich bitte, den Redner nicht dauernd 
zu unterbrechen. 

Landeshauptmannstellvertreter DDr. Schachner-
Blazizek: Ich habe Sie immer für sehr sachliche 
Denker gehalten. Es täte mir leid, wenn Sie mich 
eines anderen belehren würden. Wissen Sie,.ich will 
gar nicht alles zitieren was die Wochenpresse un­
ter der Überschrift „Es ist ein Jammer" geschrieben 
hat; da beruft sie sich nämlich auf den steirischen 
Landeshauptmann und darauf, daß er von den 
Schwierigkeiten gesagt habe, daran werden wir 
noch lange kiefeln." 

Und so könnte ich Ihnen vom Abbau bei den 
Simmering-Graz-Pauker-Werken ' aus derselben 
Zeitepoche erzählen. Wenn ich mir alle diese Aus­
sagen vor Augen halte und wenn ich daran denke, 
daß der Herr Staatssekretär Tauß von Be­
reinigungen in der Industrie gesprochen und auf 
konkrete Fragen gemeint hat, er verstehe darun­
ter die Schließung gewisser Betriebe, dann sind 
für meine Begriffe die Chancen einseitiger Vor­
würfe wegen eines angeblich erzeugten Pessimis-
musses zumindest stark durcheinander geraten, um 
das vorsichtig auszudrücken und dann sind Ihre 
Chancen, uns Vorwürfe zu machen, eigentlich recht 
gering geworden, meine Damen und Herren. Ziehe 
ich dann noch die amtlichen Statistiken zu Rate, 
wie etwa die Aussage der Kammer der gewerbli­
chen Wirtschaft in der Steiermark über die Zu­
wachsrate der steirischen Industrie, daß nämlich 
72 Prozent aller steirischen Betriebe unter der 
durchschnittlichen österreichischen Zuwachsrate lie­
gen, nur 18 Prozent diese Zuwachsrate erreichen 
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und nur 10 Prozent darüber liegen, ganz zu schwei­
gen von der Wachstümsrate anderer moderner In­
dustrieländer, oder vergegenwärtige ich mir z. B. 
aus dem Heft 4/1968 der steirischen Statistiken, 
die Aussagen über die Industriebeschäftigung in 
unserem Land, daß sie nämlich 1965 gegenüber 
1964 noch um 0.5 Prozent zugenommen, aber von 
1965 auf 1966 aber schon um zwei Prozent abge­
nommen hat, 1967 um 6.3 Prozent gegen 1966 ge­
sunken und 1968 gegen 1967 wieder um 2.4 Pro­
zent zurückgegangen ist, dann scheinen mir die 
Hoffnungen der Antragsteller wirklich weitgehend 
zusammenbrechen zu müssen, wenn sie geglaubt 
haben, daß sie uns mit ihrem Antrag und mit dem 
Gutachten ein Klampfl anhängen können. 

Aber wir bestreiten — weil das gestrige Ge­
spräch im Ausschuß durch die Frau Abg. Jamnegg 
auch, hier zur Sprache gebracht wurde — wir be­
streiten keineswegs, daß Meinungen manipuliert 
werden können, daß dabei Optimismus und Pessi­
mismus eine Rolle spielen und daß namentlich die­
jenigen, die über die Massenmedien verfügen, tat­
sächlich versucht sein können, die Meinungen mit-
unter zu manipulieren. Vielleicht gar nicht nur mit­
unter. Aber wenn wir zugeben, daß Meinungen 
manipulierbar sind und daß dabei Optimismus und 
Pessimismus eine Rolle zu spielen vermögen, dann 
sagen wir damit keineswegs, daß auch Tatsachen 
manipuliert werden können. Das ist etwas ganz 

-anderes. Tatsachen lassen sich meiner Ansicht nach 
weder durch Optimismus noch durch Pessimismus 
manipulieren. Und man wird uns Sozialisten nicht 
nachsagen können, daß wir je wirtschaftliche 
Prognosen erfunden hätten. (Landeshauptmann 
Krainer: „Das kann ich Ihnen nachsagen!") 

Nein, Herr Landeshauptmann. Wir haben uns 
immer an die Tatsachen gehalten. Wir haben uns an 
die Kündigungen, an die Insolvenzen usw. gehalten. 
Wir haben uns an das statistische Material gehal­
ten. Wir haben uns an die Aussagen der Stellen 
gehalten, von denen wir geglaubt haben, daß sie 
nur auf Tatsachenbasis operieren können, wie etwa 
das Wirtschaftsforschungsinstitut oder der Beirat 
für Wirtschafts- und Sozialfragen oder die Kam­
mern — auch die Kammer der gewerblichen Wirt­
schaft — oder an die Angaben sonstiger Stellen, die 
unserer Meinung nach, zu solchen Aussagen beru­
fen sind. Es wäre also völlig absurd, uns einen von 
uns erzeugten Pessimismus in die Schuhe schieben 
zu wollen. Das möchte ich Ihnen mit aller Deutlich­
keit gesagt haben. 

Wir haben, Frau Abg. Jamnegg, auch in der gan­
zen Zeit der ÖVP-Regierung bei aller natürlichen 
und doch wohl auch selbstverständlichen Kritik an 
deren Maßnahmen bewiesen, daß wir uns der 
staatstragenden Rolle der Opposition und der 
staatstragenden Mitverantwortung der Opposition 
sehr wohl bewußt sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie haben keinen Grund, etwas anderes zu sa­
gen! Mit uns haben die österreichischen Arbeitneh­
mer und ihre Organisationen sehr wohl bewiesen, 
daß sie sich ihrer Verantwortung bewußt sind und 
daß sie die Rolle verstanden haben, die sie immer 
getragen haben. (Landeshauptmann Krainer: „Darf 
ich einen Zwischenruf machen? Die Gewerkschaften 
mußten die Parteileute belehren!") 

Herr Landeshauptmann, das ist hochinteressant, 
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nur beweisen müssen Sie es! Wenn aber die Ge­
werkschaften die Parteien belehren haben müssen, 
dann wird es vielleicht auf Ihrer Seite so gewesen 
sein. (Landeshauptmann Krainer: „Die Gewerk­
schaft war bereit, Ihnen zu widersprechen!") 

Eigentlich hat der ÖAAB Ihrer Parteiführung 
mitunter widersprochen, habe ich öfter gelesen! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Wir haben eine den Staat und das Land tra­
gende Gesinnung hier in dieser Landstube und wir 
haben diese Gesinnung auch in der steirischen Lan­
desregierung bei allen Fragen bewiesen; bei der 
Budgetpolitik des Landes, bei der Bekämpfung der 
wirtschaftlichen Schwächen im Land, bei der Stei­
gerung der wirtschaftsfördernden Investitionen in 
unserem Land und bei der Bereitschaft, gemeinsam 
alles aufzubieten, um die Mängel in unserer Struk­
turpolitik zu überwinden. 

Ich bin so oft zitiert worden. 
Herr Landeshauptmann, Sie brauchen sich ja 

nur zu bemühen, um Stellvertreter oder Vorsitzen­
der Ihrer Partei zu werden. Das wird Ihnen doch 
gelingen!? 

Im übrigen ein ganz ernstes Wort. Ich habe mich 
nie gescheut, in Zeiten eines allgemeinen wirtschaft­
lichen Pessimismusses und allgemein pessimisti­
schen Beurteilung der Wirtschaftsaussichten zu be­
tonen, daß man die ÖVP und die von ihr gebildete 
Regierung nicht schlechthin für alles verantwort­
lich machen soll, was schlecht ist, sondern daß man 
ihre Verantwortung auf das beschränken soll, was 
die Regierung angesichts der Schwierigkeiten getan 
oder sehr oft auch nicht getan hat. 

Ich habe mich nie gescheut, das zu sagen. Aber, 
meine Damen und Herren, ich scheue mich auch 
nicht, heute genauso zu sagen, daß Sie sich nicht 
aufspielen und daß Sie sich nicht allzusehr auf die 
Wendungen zum Guten berufen sollen, die mit dem 
allgemeinen Konjunktur-Aufschwung in Europa 
auch in Österreich eingetreten sind. Genauso, wie 
in anderen Zeiten, die Schwächen sind auch die 
jetzigen Auftriebskräfte, von außen gekommen; sie 
kommen uns erfreulicherweise zugute! (Landes­
hauptmann Krainer: „Ah, das Gute kommt von 
außen, das Schlechte von der Regierung!") 

Die Auftriebskräfte in Österreich kommen nicht 
von der ÖVP und von der von ihr gebildeten Re­
gierung, sondern sie kommen nicht zuletzt von der 
Bundesrepublik, in der das vordem von der CDU 
geführte Zepter der Wirtschaftspolitik, von der jet­
zigen Koalitionsregierung zum Wohle aller ganz 
entscheidend herumgerissen wurde. Auch zu un­
serem Wohl. 

Meine Damen und Herren, ich wollte Ihnen das 
alles nur sagen, damit wir uns verstehen. Damit 
wir keine Zweifel darüber aufkommen lassen, wo­
ran wir miteinander sind, wenn wir über dieses 
Gutachten reden. Wir reden nicht über den Inhalt 
des Gutachtens .sondern wir reden über und gegen 
das, was es scheinbar — von Ihnen aus gesehen — 
bezwecken sollte, was übrigens die Debatte und die 
dazu geleisteten Beiträge einiger Herren und Da­
men aus Ihrem Lager ergeben haben. 

Das wollte ich Ihnen sagen und die ganz klare 
Feststellung, daß Sie einen Versuch mit untaugli­
chen Mitteln unternommen haben, wenn Sie glau­
ben, daß es Ihnen gelingen könnte, aus einem auf 
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psychologisch und soziologischen Grundlagen auf^ 
gebauten Gutachten, politische Aspekte für Ihre 
Zwecke abzuleiten, und daß jene Spekulation Ih­
rerseits, die darauf hinausläuft, uns ein „Klampfl" 
anzuhängen, völlig daneben gehen wird. Sie wer­
den uns keinen "-Maulkorb umhängen! Und, meine 
Damen und Herren, Sie werden sich auch nicht der 
Verantwortung entziehen, die Sie und Ihre Freunde 
auf höherer Ebene übernommen haben,' als Sie die 
Alleinregierung in Österreich gebildet haben! (Bei­
fall bei der SPÖ;) 

Präsident: Der Herr Abg. Nigl ist als nächster 
Redner zu Wort gemeldet. Ich erteile es' ihm. 

Abg. Nigl: Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Hoher Landtag! Ich kann mich des Eindruckes 
nicht erwehren, daß das, was der Herr Landes­
hauptmannstellvertreter DDr. Schachner hier aus­
geführt hat, einer ziemlich groß angelegten Ver­
teidigungsrede gleichkommt (Erster Landeshaupt­
mannstellvertreter DDr. Schachner-Blazizek: „Oh 
nein!"), die er allerdings nicht erst heute auf Grund 
der anderen Debattenbeiträge, sondern schon ge­
stern verfaßt hat, wonach die Absicht, die Vorlage 
nach seiner Weise zu interpretieren, auch schon ge­
stern festgestanden sein dürfte. (Erster Landes­
hauptmannstellvertreter DDr. Schachner-Blazizek: 
„Aber gehen Sie, habe ich irgendetwas Gleiches ge­
sagt gestern? Hier haben Sie meine Notizen, die ich 
früher während der verschiedenen Äußerungen 
gemacht habe!") 

Herr Landeshauptmannstellvertreter, ich will Sie 
ja nicht aus den Ausschußberatungen zitieren. 
(Erster Landeshauptmannstellvertreter DDr. Schach­
ner-Blazizek: „Zitieren Sie mich ruhig, wenn Sie 
das Bedürfnis dazu haben!") 

Ich glaube, meine Damen und Herren, es kommt 
bei der Beratung dieser Vorlage — Herr Dr. Klau-
Ser, Sie kommen auch noch dran — meiner Meinung 
darauf an,, auf welche Weise ein Pessimismus zu­
stande kommen kaiin (Abg. Dr. Klauser: „Und wer 
das beurteilt!") — und das sagt ja letzten Endes 
das Gutachten aus, Herr Dr. Klauser — es kommt 
ja nicht darauf an, Prognosen und Gutachten, die 
auf Grund einer Basis, auf Grund einer Entwick­
lung zustande kommen, anzuzweifeln oder zu sa­
gen, das; was die Wissenschaft hier oder da festge­
stellt hat, wäre vom Tisch zu fegen, wie etwa eine 
Prognose über eine wirtschaftliche Entwicklung, die 
man voraus begutachtet auf Grund einer Basis, die 
sich jetzt ergibt. Darauf kommt es nicht an. Es 
kommt auch gar nicht darauf an, welche Entwick­
lung etwa auf dem Arbeitsmarkt besteht oder ein­
treten kann. Es kommt vielmehr meiner Meinung 
nach darauf an, ob man eine Prognose auf Grund 
einer echten Basis erstellt oder aberr-öb man Er­
findungen und Behauptungen in die Welt setzt, 
lediglich in der Absicht, den anderen zu verteu­
feln und zu verleumden und dadurch einen Pessi­
mismus zu erzeugen, der aus keiner Basis hervor­
geht, sondern der eine echte Erfindung ist. 

Das nachzuweisen, das werde ich mich in ein paar 
Zitaten auch bemühen. (Landesrat Gruber: „Wem 
wollen Sie das nachweisen?") 

Ich will ein praktisches Beispiel anführen, Herr 
Landesrat Gruber. Wenn wir einen Propheten vor 

uns, haben, nehmen wir an, einen Wetter-Prophe­
ten, der wider besseren Wissens "erklärt oder fest­
stellt, am kommenden Wochenende Wird es regnen, 
worauf manche den Sonntag oder das Wochenende 
nicht dazu benutzen, hinauszufahren, dann ist das 
eine falsche Prognose. Wenn er diese Prognose 
wider besseres Wissen stellt, dann ist es eine un­
verantwortlich falsche Prognose. Das, Herr Landes­
rat Gruber, wäre „erzeugter Pessimismus". Passen 
Sie auf: Damit Sie also sehen, was ich damit meine, 
darf ich Ihnen doch etwas zitieren. (Landesrat Gru­
ber: „Wenn das .umgekehrt gemacht _wird für den 
Fremdenverkehr, was ist damit?") 

Kollege Scheer, Dein Hochwasservergleich hat da 
nicht recht gezogen, er war eher dazu geeignet, 
diesen ernsten Beitrag ins Lächerliche zu ziehen, 
diesen ernsten Antrag und diese ernste Frage, um 
die es uns wirklich errist ist, weil wir eben dafür 
verantwortlich sind, welche wirtschaftliche Entwick­
lung das Land nimmt. 

Ich sage also „gezielter Pessimismus". Und nicht 
einmal gesagt, sondern darauf angelegt, jemand 
schlecht zu machen, Prognosen zu stellen, von de­
nen jeder wissen muß, daß sie nicht eintreten wer­
den und nicht eintreten können. 

Beispiel „Arbeiterzeitung" vom 20. Februar 1966: 
„ÖVP-Sieg gefährdet Pensionsdynamik!" „Arbeiter­
zeitung" vom 26. Februar 1966: „Kommt es zur 
Alleinherrschaft der ÖVP, droht auch den Pensio­
nen ernste Gefahr!" Drittes Zitat: „Arbeiterzei­
tung" vom 3. März: „Eine solche ÖVP-Mehrheit 
würde aber auch eine ernste Gefahr für vieles 
schon Erreichte darstellen, auch die jährliche Er­
höhung der Pensionen auf Grund der' Pensionsdy­
namik muß ja im Nationalrat beschlossen werden." 
(Abg. Dr. Klauser: „Wir könnten Ihnen auch das 
Plakat mit den drei Pfeilen bringen!") 

Es ist also darauf angelegt gewesen, den Pensio­
nisten und Rentnern vor der letzten Nationalrats­
wahl jene Angst einzuflößen, auf die sich Herr 
Landeshauptmann DDr. Schachner beruft, Angst zu 
machen (Abg. Dr. Klauser: „So wie die Rote 
Katze!"), Pessimismus zu erzeugen und den Leuten 
weiszumachen, „na, wenn ihr das wählt, dann wird 
das oder jenes eintreten." 

Aber es kam ja noch viel dicker: Wenn Sie sich 
an Ihre Wahlflugschriften des Jahres 1966 erinnern, 
wo drinsteht, „Alleinherrschaft", „Unfriede", Haß", 
„Arbeitslosigkeit", „keine Pensionsdynamik" und 
anderes mehr. 

Meine Damen und Herren, das ist erzeugter Pes­
simismus, das ist bewußt erzeugter Pessimismus, 
wider besseres Wissen erzeugter Pessimismus, das 
ist das, Was wir meinen und von dem wir glau­
ben, daß es nicht sein soll. Mit der Angst der alten 
Leute, vor allem der Rentner und Pensionisten 
spekuliert man nicht (Landesrat Gruber: -„Mit der 
Angst habt Ihr noch jede Wahl gewonnen), weil 
man hier eine teuflische Aussage macht, wenn man 
solche pessimistische Parolen in die Welt setzt. 

Aber auch am 31. Oktober 1967 steht als Schlag­
zeile in der „Neuen Zeit: „ASVG-Renten wackeln." 
Usw. Jetzt ist der Herr Dr. Klauser nicht da! (Lan­
desrat Gruber: „Der ist nicht heiß drauf, was Sie 
sagen!") 

Ob er heiß ist oder nicht, steht nicht zur Debatte, 
ich will ihm nur sagen, es kommt auch 'darauf an, 
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daß jemand ein Gesetz oder eine Sache so.aus­
legt, wie es drinnen steht. Und wenn das Pensions-
anpassungsgesetz den Leuten Pensionserhöhungen 
zusichert und in einer ÖVP-Alleinregierung trotz 
aller pessimistischen Voraussagen diese Erhöhun­
gen auch tatsächlich eingetreten sind, nämlich am 
1. Jänner 1967 mit 8.1 Prozent, am 1. Jänner 1968 
mit rund 6.4 Prozent und jetzt, am 1. Jänner 1969 
wieder mit 7.1 Prozent, dann ist das der eklatante 
Beweis, daß hier pessimistische Parolen in die Welt 
gesetzt worden waren, die nur dazu angetan waren, 
andere zu verteufeln und Zweckpessimismus zu er­
zeugen. Das kann meiner Meinung und unserer 
Auffassung nach nicht Sinn einer verantwortungs­
bewußten Politik sein und wenn sich Herr Landes­
hauptmannstellvertreter Dr. Schachner auf die 
staatstragende Rolle der Opposition beruft, dann 
muß ich dazu sagen, daß auch jener Bereich, der 
die Pensionsdynamik behandelt, zu den staatstra­
genden Aufgaben auch einer Opposition gehört. 
(Landesrat Gruber: „Herr Abgeordneter, was hat 
der Finanzminister Koren beim letzten Parteitag 
gesagt? Es müßte auch der Bund angegriffen wer­
den!") 

Wenn man da Unruhe schafft, könnte sehr leicht 
eine Krise eintreten. Wer ist dann schuld, wenn 
eine solche Krise angezündet wird? Auch die Re­
gierung? Wenn man jahrelang nur eingeheizt hat 
und ins Feuer hineingeblasen hat und den anderen 
schlecht gemacht hat? Das glaube ich, sollten wir 
uns alle vor Augen halten. Ich glaube daher, daß 
es richtig ist, daß wir diese Regierungsvorlage mit 
dem Gutachten nicht nur zur Kenntnis nehmen sol­
len, sondern daß sie vor allem jene Kreise anspre­
chen soll, die es sich allzu leicht machen und mit 
wenig Verantwortungsbewußtsein Parolen in die 
Welt setzen, die erlogen sind und die nichts an­
deres bedeuten sollen, als andere schlecht zu ma­
chen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Eine weitere Wortmeldung liegt nicht 
vor. Der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort. 

Berichterstatter Josef Stöffler: Ich sehe mich ge­
nötigt, auf das Schlußwort nicht zu verzichten, weil 
der Herr Abg. Heidinger mich in seiner Rede zitiert 
hat. Ich habe keine andere Gelegenheit, ihm darauf 
zu entgegnen. Ich bitte, mir das zu gestatten. 

Präsident: Der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Abg. Stöffler: Ich darf also feststellen, daß un­
bestritten blieb aus meinem Bericht, daß der Pessi­
mismus eine Denkensart ist, bei der lediglich 
negative Aspekte betont werden. Es ist auch unbe­
stritten geblieben, daß der Pessimismus schädigende 
Wirkungen hat. Wie nötig es war, darüber im Haus 
zu reden, zeigt die Erregung und die Debatten­
länge. Wenn damit erreicht werden kann, daß der 
Politiker, der Publizist oder sonst jemand, der an 
die Öffentlichkeit herankommt, jenes Maß sucht 
und findet, das eingehalten werden muß, um kei­
nen Schaden für die Gemeinschaft anzurichten, 
dann hat die heutige Debatte und der Antrag, den 
ich namens des Ausschusses zu vertreten habe, sei­
nen Erfolg. Die Reaktion war verschieden. Auch in­

nerhalb der Fraktionen. Das ist verständlich. Un­
verständlich wäre es nur, wenn sie keine weitere 
Wirkung hätte. Es ist nicht immer möglich, nur 
Gutes zu berichten. Oft muß man warnen und ich 
darf vielleicht ein Beispiel aus einer sehr drama­
tischen Zeit wählen. Als Churchill seinem Volk im 
2. Weltkrieg nur Blut und Tränen verhieß, hat man 
ihn nicht als Pessimisten bezeichnet. Hätte er ge­
sagt, wir sind verloren, dann wäre er ein Pessimist 
gewesen und hätte Schaden angerichtet. Wer publi­
zistisch tätig ist, der wird dieses Gleichnis verste­
hen, ohne mir unterschieben zu wollen, daß ich 
heute von Blut und Tränen rede. Ich wünsche al­
len, die das angeht, jedem Politiker, auch außerhalb 
dieses Hauses und jedem Publizisten viel Erfolg 
bei der Beachtung dieses Gleichnisses, Erfolg zum 
Wohle aller und im übrigen wiederhole ich meinen 
Antrag. 

Präsident: Sie haben den Antrag des Herrn Be­
richterstatters gehört. Wer für den Antrag ist, möge 
eine Hand erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist mit Mehrheit angenommen. 
Wir kommen nun zum letzten Punkt der Tages­

ordnung: 

28. Wahl in den Gemeinde- und Verfassungs-
Ausschuß und in das Kuratorium der Landes-Hypo-
thekenanstalt. 

Nach § 54 der Geschäftsordnung des Steiermärki-
schen Landtages sind Wahlen im Landtag mit 
Stimmzettel durchzuführen, sofern die Wahl nicht 
in anderer Form einstimmig beschlossen wird. 

Im Einvernehmen mit den Obmännern der im 
Hause vertretenen Parteien schlage ich vor, diese 
Wahl durch Erheben mit der Hand vorzunehmen. 

Wer mit diesem Vorschlag einverstanden ist, bitte 
ich um ein Zeichen mit der Hand. (Geschieht.) 

Ich stelle fest, daß mein Vorschlag, die Wahl 
ohne Stimmzettel durchzuführen, einstimmig an­
genommen ist. 

In der letzten Landtagssitzung am 10. Februar 
1969 wurde Abg: Koiner als Mitglied in den Ge­
meinde- und Verfassungs-Ausschuß gewählt. 

Nach dem Wahlvorschlag der ÖVP ist jedoch Abg. 
Koiner als Ersatzmann und der bisherige Ersatz­
mann Abg. 'Feldgrill als Mitglied vorgesehen. 

Um diesem Vorschlag zu entsprechen, wird nun­
mehr folgender Wahlvorschlag gestellt: 

In den Gemeinde- und Verfassungs-Ausschuß 
Abg. Franz Feldgrill als Mitglied und Abg. Simon 
Koiner als Ersatzmann. 

Ich ersuche die Abgeordneten, die dafür sind, um 
ein Hähdezeichen. (Geschieht.) 

Der Wahlvorschlag ist somit angenommen. 
Von der Österreichischen Volkspartei wurde für 

den am 13. November 1968 verstorbenen Anton 
Seiner, Bürgermeister Johann Aichhofer in Rosegg 
Nr. 16 wohnhaft, als Ersatzmitglied in das Kurato­
rium der Landes-Hypothekenanstalt für Steiermark 
vorgeschlagen. 

Ich ersuche die Abgeordneten, die diesem Vor­
schlag zustimmen, eine Hand zu erheben. (Ge­
schieht.) 

Der Vorschlag ist somit angenommen. 
Damit ist die heutige Tagesordnung erschöpft. 
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Im Einvernehmen mit den Obmännern der im Anträgen zustimmen, um ein Zeichen mit der 
Hause vertretenen Parteien beantrage ich, mit die- Hand. (Geschieht.) 
ser Sitzung die Herbsttagung 1968/69, gemäß § 13 Die Anträge sind angenommen. 
Abs. 3 der Landesverfassung zu schließen. Die nächste Sitzung wird auf schriftlichem Wege 

Gleichzeitig stelle ich den Antrag, gemäß § 13 einberufen. 
Abs. 4 der Landesverfassung, sämtliche Landtags-
Ausschüsse zu beauftragen, die Beratungen wäh- Die Sitzung und die Herbsttagung sind damit ge-
rend der tagungsfreien Zeit über die offenen Re­
gierungsvorlagen fortzusetzen. schlössen. 

Ich ersuche die Abgeordneten, die diesen beiden Schluß der Sitzung: 16.20 Uhr. 

/ 
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